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69. Sitzung 

Bonn, den 2. Dezember 1981 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 9/1089 — 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Forschung und Technologie auf. Zur Beant-
wortung der Frage steht uns Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Stahl zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kunz (Weiden) auf: 

Gibt es neue, in der Praxis anwendbare Techniken zur we-
sentlichen Reduzierung des Volumens der in Kernkraftwer-
ken gelagerten leicht- und mittelradioaktiven Abfälle, wie 
z. B. die Veraschung, und wie wird diese von der Bundesregie-
rung bewertet? 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Kollege Dr. 
Kunz, Ihre Frage beantworte ich wie folgt: Die we-
sentlichen Techniken zur Verringerung des Volu-
mens radioaktiver Abfälle, die in Kernkraftwerken 
derzeit durchgeführt oder erprobt werden, sind er-
stens Lagerung getrockneter Flüssigkeitsabfälle in 
Gußbehältern — Verringerung um 50 % —, zweitens 
Hochdruckverpressung kompaktierbarer Abfälle — 
Verringerung um 15 % —, drittens Verbrennung — 
Verringerung um 5 % —. Eine Kombination aller drei 
Verfahren reduziert den Abfall etwa auf ein Drit-
tel. 

Die Bundesregierung begrüßt alle Verfahren, die 
zu einer Verringerung der radioaktiven Abfälle füh-
ren. Das Verpressen und das Verbrennen führen zu 
endlagerfähigen Produkten. Ob das Verfahren, das 
die größte Volumenverringerung ermöglicht, näm-
lich das Einbringen verfestigter Verdampferkonzen-
trate in Gußbehälter, ebenfalls ein endlagerfähiges 
Produkt ergibt, wird derzeitig noch untersucht. 

Bei der Beurteilung dieser Verfahren muß beach-
tet werden, daß zusätzliche Handhabungsschritte, 
insbesondere das Aussortieren der brennbaren Ab-
fälle, unter Umständen eine zusätzliche Strahlenex-
position des Betriebspersonals mit sich bringen kön-
nen. Im einzelnen ist das in den atomrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren zu beurteilen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, wie hoch ist die Gefährdung bzw. der Gefähr-
dungsgrad der anwohnenden Bevölkerung durch 
Sammelstellen und Zwischenlager von leicht- und 
mittelradioaktiven Abfällen bei den bisher ange-
wandten Verfahren? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kunz, es 
ist bekannt, daß die Einrichtung derartiger Sammel-
stellen einer ausführlichen Prüfung unterliegt. Nach 
dem Wissensstand und den Erfahrungen, die wir ha-
ben, ist eine Gefährdung der Bürger damit nicht ge-
geben. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzf rage, 
 bitte. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, teilen Sie meine Auffassung, daß bei der Lösung 
der hier angesprochenen Fragen, nämlich des Sam-
melns und Zwischenlagerns von leicht- und mittel-
radioaktiven Abfällen engste Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und den Ländern das Gebot der Stunde 
ist? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kunz, ich 
stimme Ihnen zu, daß das Zusammenwirken des 
Bundes und der Länder das Gebot der Stunde ist. 
Aber, Herr Kollege Kunz, ich möchte darauf auf-
merksam machen, daß es nicht in der Hand der Bun-
desregierung liegt, z. B. bei Landessammelstellen in 
irgendeiner Form Einfluß zu nehmen. Vielmehr ob-
liegt diese Entscheidung, auch was die Standorte an-
betrifft, den jeweiligen Landesregierungen. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Bildung und Wissenschaft auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Kuhlwein zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 2 der Abgeordneten Frau Bene-
dix-Engler auf. — Frau Kollegin Benedix-Engler ist 
nicht im Saal. Es wird so verfahren, wie es in der Ge-
schäftsordnung vorgesehen ist. Das gilt auch für die 
Frage 3 der Abgeordneten Frau Benedix-Engler. 
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Präsident Stücklen 
Damit, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, 

sind Sie schon entlassen — aus der Fragestunde ent-
lassen. 

(Heiterkeit) 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. 

Die Frage 4 des Abgeordneten Dr. Hennig wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen auf. 

Die Fragen 5, 6, 8, 9 und 10 sollen auf Wunsch der 
Fragesteller, der Abgeordneten Weirich, Purps und 
Nelle, schriftlich beantwortet werden. Die Antwor-
ten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 7 des Herrn Abgeordneten Poß 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit der Ein-
führung einer Gewerbesteuer für Freiberufler? 

Herr Staatssekretär, bitte sehr. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Poß, eine Ausdeh-
nung der Gewerbesteuer auf freie Berufe oder die 
Einführung einer gewerbesteuerähnlichen Berufs-
steuer, was im Ergebnis das gleiche wäre, würde das 
bisher geltende System der Gewerbesteuer grundle-
gend verändern. Eine solche Maßnahme könnte des-
halb nur im Rahmen einer eventuellen künftigen 
Reform der Gewerbesteuer in Betracht gezogen 
werden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hin-
weisen, daß die Steuerbelastung für freiberufliche 
Leistungen auf Grund des 2. Haushaltsstrukturge-
setzes durch die vorgesehene Streichung der bisher 
geltenden Umsatzsteuerermäßigung angehoben 
wird. 

Präsident Stücklen: Meine Kolleginnen und Kolle-
gen, Sie haben inzwischen festgestellt, daß die Be-
antwortung durch den Herrn Parlamentarischen 
Staatssekretär Haehser erfolgt. 

Ich rufe die Frage 11 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Spöri auf: 

Wird die Bundesregierung aus ihren Antworten auf die Fra-
gen 82 und 83 der Fragestunde am 25./26. November 1981 auch 
dahin gehende Konsequenzen ziehen, daß sie einen Gesetz-
entwurf zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vorlegt, 
der die Einnahmen aus dem Förderzins bei der Ausgleichsbe-
messung im Rahmen des Länderfinanzausgleichs berück-
sichtigt? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Spöri, 
im Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern ist neben der Umsatzsteuerverteilung 
zwischen Bund und Ländern und den Zuweisungen 
des Bundes an leistungsschwache Länder auch der 
Finanzausgleich unter den Ländern geregelt, also 
der horizontale Finanzausgleich und die Ergän-
zungszuweisungen. 

Die gesetzlichen Regelungen des Beteiligungsver-
hältnisses von Bund und Ländern an der Umsatz-
steuer und der Ergänzungszuweisung des Bundes 
an leistungsschwache Länder sind Ende 1980 ausge-

laufen. Wie bereits in der Antwort auf Ihre Fragen in 
der Fragestunde am 25. und 26. November ausge-
führt wurde, werden im Rahmen der noch laufenden 
Verhandlungen zwischen Bund und Ländern über 
die gesetzliche Neuregelung des Beteiligungsver-
hältnisses an der Umsatzsteuer auch Volumen, Dy-
namik und Verteilung der Bundesergänzungszuwei-
sungen überprüft. 

Ob diese Änderungen des Finanzausgleichsgeset-
zes auch eine Neuregelung des Finanzausgleichs un-
ter den Ländern enthalten werden, die insbesondere 
die Entwicklung nichtsteuerlicher Einnahmen be-
rücksichtigt, wird sich erst im Laufe der Verhand-
lungen zwischen dem Bund und den Ländern zeigen. 
Der derzeitige Finanzausgleich ist im wesentlichen 
ein Steuerkraftausgleich. Die Einbeziehung z. B. der 
Einnahmen aus dem Förderzins auf inländische 
Erdöl- und Erdgasgewinnung in den Finanzaus-
gleich würde deshalb eine grundlegende Änderung 
des geltenden Finanzausgleichssystems bedeuten. 
Wegen der vielschichtigen Problematik und wegen 
der Bedeutung einer solchen Korrektur des in Jahr-
zehnten entwickelten Ausgleichssystems kann der 
Bund diese Überlegungen nur in engem Zusammen-
hang mit den Bundesländern anstellen, zumal Ver-
änderungen der Zustimmung der Bundesländer im 
Bundesrat bedürften. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Spöri (SPD): Ich will diese komplizierten Bund-
Länder-Verhandlungen mit meiner Zusatzfrage 
nicht vorausnehmen, aber können Sie mir zumin-
dest bestätigen, Herr Staatssekretär, daß die Bun-
desregierung — ausgehend von der inzwischen ein-
getretenen Schieflage im Länderfinanzausgleich, 
die mir in der letzten Fragestunde ja bestätigt wor-
den ist — im Rahmen dieser Verhandlungen mit ei-
nem Vorschlag zur Berücksichtigung der Förderzin-
sen im horizontalen Finanzausgleich an die Bundes-
länder herantreten wird? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Spöri, ein Ja auf diese Frage wäre mir zu unvor-
sichtig. Aber ich will doch folgendes sagen: Es gibt 
Länder, die es mit der Last der Steinkohlen zu tun 
haben, die unter der Erdoberfläche liegen, und es 
gibt andere Länder, die es mit dem Segen zu tun ha-
ben, der aus einer solchen Abgabe von Förderzinsen 
fließt. Ich räume ein, daß man mit dem Segen leich-
ter  fertig wird als mit der Last. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Spöri (SPD): Wenn es, Herr Staatssekretär, in 
den Bund-Länder-Verhandlungen im Rahmen des 
Finanzausgleichs zu einer Berücksichtigung der 
Förderzinsen kommen könnte, wann wäre dies aus 
Ihrer Sicht frühestens möglich? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
neue Ausgleich ist fällig. Ich habe ja gesagt, daß mit 
dem Auslaufen des Jahres 1980 bereits neue Abma-
chungen nötig sind. Verhandlungen sind demzufolge 
erforderlich. Nach meiner Vermutung werden die 
Verhandlungen wohl im Frühjahr nach Abschluß 
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Parl. Staatssekretär Haehser 
der derzeitigen schwierigen Verhandlungen zwi-
schen Bund und Ländern im Zusammenhang mit 
der Haushaltsfrage beginnen müssen. Es wird nicht 
am Bund liegen, einen schnellen Abschluß herbeizu-
führen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns Frau Parlamentari-
sche Staatssekretärin Fuchs zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 12 des Herrn Abgeordneten 
Pauli auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Es 
wird verfahren, wie in den Richtlinien vorgesehen 
ist. 

Ich rufe die Frage 13 des Herrn Abgeordneten Col-
let auf: 

Wieviel Überstunden wurden in der Bundesrepublik 
Deutschland 1972, 1979 und 1980 in der Industrie, im privaten 
Dienstleistungsbereich und im öffentlichen Dienst in jedem 
der drei Bereiche geleistet? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich würde gern 
die Fragen 13 und 14 gemeinsam beantworten. 

Präsident Stücklen: Der Fragesteller ist einver-
standen. Ich rufe auch die Frage 14 des Herrn Abge-
ordneten Collet auf: 

Wann wird die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur 
Änderung der auf der 48-Stundenwoche basierenden Arbeits-
zeitordnung (AZO) von 1938 vorlegen zur Anpassung dieser 
AZO an die heute nahezu überall gültige 40-Stundenwoche, 
um auch auf diese Weise der berechtigten Kritik der Arbeits-
losen und ihrer Gewerkschaften am Überstundenwesen 
Rechnung zu tragen? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Bundesregierung liegen aus der amtlichen Arbeits-
zeitstatistik nur Angaben über die Überstunden der 
männlichen und weiblichen Arbeiter in der Indu-
strie vor. Hier haben Arbeiter 1972 im Durchschnitt 
3,5 Überstunden, 1979 2,5 Überstunden und 1980 2,3 
Überstunden geleistet; das sind in den genannten 
Jahren jeweils 8, 5,9 und 5,5 % der durchschnittlichen 
bezahlten Wochenarbeitszeit. Bei den Arbeiterinnen 
gingen die Überstunden in den gleichen Jahren von 
0,9 über 0,4 auf 0,5 % zurück. Für männliche und 
weibliche Arbeiter insgesamt lagen die Überstunden 
1972 im Durchschnitt bei 3, 1979 bei 2,1 und 1980 bei 2 
Überstunden; dies entspricht in den genannten Jah-
ren jeweils 7,5 und 4,8 % der durchschnittlichen be-
zahlten Wochenarbeitszeit. Aus diesen Zahlen ist zu 
ersehen, daß die Zahl der Überstunden seit 1972 zu-
rückgegangen ist. 

Zu Ihrer zweiten Frage teile ich Ihnen mit, daß das 
Bundesarbeitsministerium den Entwurf eines Ar-
beitsschutzgesetzes vorbereitet, in dem auch die Ar-
beitszeit neu geregelt werden soll. Dabei soll die aus 
dem Jahre 1938 stammende Arbeitszeitordnung den 
heutigen Verhältnissen angepaßt werden. Der Ent-
wurf wird zur Zeit innerhalb der Bundesregierung 
mit dem Ziel beraten, ihn möglichst bald den Spit-
zenverbänden der Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
sowie den obersten Arbeitsbehörden der Länder zur 

Stellungnahme zuzuleiten. Ich bitte um Verständnis, 
wenn ich Einzelheiten noch nicht mitteilen kann. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Collet (SPD): Frau Staatssekretärin, können Sie 
mir die Zahlen vom Dienstleistungsbereich und vom 
öffentlichen Dienst nachliefern, wenn sie jetzt noch 
nicht zur Verfügung stehen? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Die Statistik 
weist diese Überstundenzahlen leider nicht aus, 
Herr Kollege. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Collet (SPD): Können Sie die Zahlen für den eige-
nen Bereich des Bundes zusammenstellen lassen? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Ich will der Frage 
gerne noch einmal nachgehen. Nach dem, was mir 
meine Mitarbeiter gesagt haben, gibt es derartige 
Statistiken nicht. Ich will aber noch einmal mit 
Nachdruck prüfen, ob es doch solche Zahlen gibt. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, bitte. 

Collet (SPD): Ist der Bundesregierung bekannt, 
daß eine Anzahl von Betrieben einen großen Anteil 
an dem Durchschnitt der Überstunden hat, von dem 
Sie berichtet haben, daß es sogar Betriebe gibt, die 
acht oder neun Monate lang im Schnitt 50 und mehr 
Stunden in der Woche haben? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Dieses ist der 
Bundesregierung bekannt. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Collet (SPD): Nachdem Sie sagten, jetzt sei eine 
Vorlage gemacht, frage ich: Welchen sachlichen 
Grund gab es, eine solche Vorlage nicht schon früher 
zu machen? Treffen meine Informationen zu, daß da-
bei das Bundeswirtschaftsministerium Schwierig-
keiten sieht? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Ihre Vermutung 
trifft zu. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, bitte. 

Collet (SPD): Welcher Art sind denn diese sachli-
chen Bedenken, die dort vorgetragen wurden? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Diese sachlichen 
Bedenken werde ich Ihnen jetzt nicht mehr vortra-
gen, Herr Kollege, weil wir auf dem Wege sind, uns 
mit dem Wirtschaftsminister zu einigen. Ich bin zu-
versichtlich, daß es in den nächsten Wochen gelingt, 
einen abgestimmten Entwurf zu versenden. 

Collet (SPD): Ist diese Einigung — — 

Präsident Stücklen: Nein, keine weiteren Zusatz-
fragen, Herr Abgeordneter. Sie haben sowieso schon 
wegen des kurzen dienstlichen Gesprächs, das ich 
mit dem Parlamentarischen Staatssekretär Haeh-
ser geführt habe, viereinhalb Zusatzfragen gehabt. 

(Heiterkeit) 
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Präsident Stücklen 
Die Fragen 15 und 16 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Friedmann sollen auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Verteidigung auf. Zur Beantwortung der 
Fragen steht uns Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Dr. Penner zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 17 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Wörner auf: 

Hält die Bundesregierung Form und Inhalt der Erklärung 
des Sprechers des Bundesverteidigungsministeriums vom 
5. November 1981, in der dieser dem Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages Würzbach „rein parteipolitische Wichtig-
tuerei" vorgeworfen und Politikern der CDU „kleinliches par-
teipolitisches Gezänk" unterstellt hat, mit der im Soldatenge-
setz verankerten Pflicht des Soldaten zu parteipolitischer Zu-
rückhaltung für vereinbar? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Dr. Wörner, das 
Recht der freien Meinungsäußerung nach Artikel 5 
Grundgesetz gilt auch für Soldaten. Die Ausübung 
dieses Grundrechts wird jedoch durch das Soldaten-
gesetz eingegrenzt, ohne daß dadurch der Kern des 
Grundrechts betroffen werden darf. Ob Meinungs-
äußerungen eines Soldaten als rechtmäßig oder 
pflichtwidrig zu werten sind, ist nach den Umstän-
den des Einzelfalls zu klären. 

Die Funktion des Pressesprechers des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung strahlt nach der Natur 
der Sache zugunsten des Grundrechts aus. Bei der 
Bewertung des Sachverhalts im konkreten Fall darf 
nicht außer acht bleiben, daß die beanstandeten 
Aussagestücke als Antwort auf einen schwerwiegen-
den politischen Sachverhalt, der Diskretion im In-
teresse der Erhaltung von Arbeitsplätzen verdient 
gehabt hätte, zu verstehen waren. Im übrigen sollte 
auch in diesem Zusammenhang nicht übersehen 
werden, daß die Äußerungen selbst zutreffend erst 
aus der Funktion als Pressesprecher gewichtet wer-
den können. 

Die Bundesregierung sieht daher zu Maßnahmen 
keinen Anlaß. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Heißt das, daß Sie auch in 
Zukunft Soldaten der Bundeswehr, in welcher Funk-
tion auch immer, dazu ermächtigen werden, über 
Abgeordnete dieses Hauses Qualifikationen partei-
politischer Art auszusprechen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Wörner, von Ermächtigung kann keine Rede sein. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Aber Dul

-

dung!) 

— Von Ermächtigung kann keine Rede sein. Ich wi-
derhole das. Bei meiner Bewertung war ausschlag-
gebend, den zur Bewertung stehenden Sachverhalt 
zu würdigen. Und ich muß bei dieser Würdigung blei-
ben. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Heißt das, Herr Staatsse-
kretär, daß Sie zukünftig die Äußerung etwa eines 
Obristen des deutschen Heeres über eine Äußerung 
von Ihnen, in der er Ihre Äußerung als parteipoliti-
sche Wichtigtuerei und als parteipolitisches Gezänk 
bezeichnet, der gleichen Bewertung unterliegen las-
sen würden; und wohin käme unsere Armee, wenn 
das Schule machen würde? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Wörner, daß bei Soldaten eine Zurückhaltung gebo-
ten ist, ergibt sich aus meiner Antwort. Aus meiner 
Antwort ergibt sich aber auch, daß eine zutreffende 
Würdigung des von Ihnen beanstandeten Sachver-
halts nur vorgenommen werden kann, wenn man die 
Funktion in Rechnung stellt, aus der heraus die Ant-
wort gefallen ist. Und das ist die Funktion des Pres-
sesprechers des Bundesministeriums der Verteidi-
gung. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dallmeyer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir sagen, ob es, bezogen auf das Soldaten-
gesetz, in dieser Beziehung zwischen den Soldaten, 
die das Amt eines Pressesprechers haben, und de-
nen, die sonst ihre Pflicht in der Bundeswehr tun, 
ein unterschiedliches Recht gibt? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dall-
meyer, ich habe klarzulegen versucht — es würde 
sich vielleicht empfehlen, meine Darlegungen im 
Protokoll nachzulesen —, daß bei der Würdigung der 
Frage, ob Verstöße gegen geltendes Recht vorliegen, 
die tatsächlichen Umstände des Einzelfalls genau zu 
gewichten sind. Und bei der Frage, ob ein Verstoß ge-
gen das Soldatengesetz vorliegt, das j a auch Zurück-
haltung in politischen Fragen für den Soldaten zum 
Gegenstand hat, darf die Funktion dessen, der sol-
che Äußerungen tut, nicht unberücksichtigt blei-
ben. 

Im übrigen lasse ich keinen Zweifel daran, daß 
sich solche Problematiken im Rahmen der Bundes-
wehr immer auftun. Der Bundesminister der Vertei-
digung hat bei anderen Gelegenheiten deutlich ge-
macht, daß er sich im Zweifelsfall immer zugunsten 
des Rechts auf freie Meinungsäußerung zu entschei-
den gedenkt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wörner [CDU/CSU]) 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Berger. 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, sind Sie mit mir der Auffassung, daß der Soldat 
im vorliegenden Fall, wenn er nach Ihrer Meinung 
schon nicht seine Dienstpflichten nach dem Solda-
tengesetz verletzt hat, zumindest seine Kompetenz 
überschritten hat? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Diese Äußerung 
kann ich nicht teilen, weil diese Äußerung nur im 
Zusammenhang mit der Wahrnehmung seiner 
Pflichten als Pressesprecher des Bundesministeri-
um der Verteidigung zu sehen ist. 
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Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 18 des Abgeordneten Francke 
(Hamburg) auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es nicht Auf-
gabe eines Soldaten sein kann, die Äußerungen eines Bundes-
tagsabgeordneten parteipolitisch zu qualifizieren? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Francke, die Bundesregierung teilt den von Ihnen 
angesprochenen Grundsatz. Ausnahmen können 
sich aber aus einer besonderen Funktion des Solda-
ten als Pressesprecher des Bundesministeriums der 
Verteidigung ergeben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Francke (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, darf ich Ihre Antwort so verstehen, daß ein 
Kommandeur, der sich aus sachlicher Überzeugung 
gegen Äußerungen zur Wehr setzt, die der SPD-Ab-
geordnete Apel in Zusammenhang mit Haushalts-
kürzungen gemacht hat, ebenfalls frei von jeglicher 
Kritik bleibt? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Francke, wir können das Plenum des Deutschen 
Bundestages nicht zum Forum machen, ob Verstöße 
im Einzelfall vorliegen, ja oder nein. Es ging bei der 
Fragestellung, die Ihrer Frage zugrunde lag, um ei-
nen konkreten Sachverhalt. Diesen haben wir im 
Bundesministerium der Verteidigung sehr sorgfäl-
tig gewichtet. Wenn Sie andere Einzelfälle haben, 
die Sie für beanstandenswert halten, bin ich gerne 
bereit, in eine Einzelprüfung einzutreten. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Francke (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, darf ich aus Ihrer Bemerkung schließen, daß 
die Formulierungen, die Gegenstand der Frage-
stunde sind, die ausdrückliche Billigung des Bundes-
ministers gefunden haben? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Ich habe mich bei 
meiner Feststellung darauf beschränkt, summie-
rend zu sagen: die Bundesregierung sieht zu Maß-
nahmen keinen Anlaß. Ich möchte es bei dieser For-
mulierung bewenden lassen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, be-
deuten Ihre Ausführungen, daß in der Tat nach Auf-
fassung von der gegenwärtigen Bundesregierung die 
Funktion eines Pressesprechers einen Soldaten der 
Bundeswehr instand setzt, einen Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages parteipolitisch abzuqualifi-
zieren? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Wörner, Sie sind ja für präzise Fragen bekannt, die 
gelegentlich auch mit Polemik gewürzt sind. Ich 
nehme das so hin, und Sie entschuldigen bitte, daß 
ich diese Frage etwas bewertend kommentiere. Aber 
ich wiederhole, was ich vorhin gesagt habe: bei der 

Würdigung der Frage, ob es sich im konkreten Fall 
um einen Verstoß gegen dienstliche oder gesetzliche 
Pflichten handelt, sind die konkreten Umstände des 
Einzelfalls maßgebend. Die Äußerungen des Pres-
sesprechers des Bundesministeriums der Verteidi-
gung sind nicht losgelöst von seiner Funktion als 
Pressesprecher zu bewerten. Das ergibt sich — ich 
wiederhole das — aus der Natur der Sache. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Petersen. 

Petersen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat 
nach Ihrer grundsätzlichen Auffassung der hohe Of-
fizier, der die Stellung eines Pressesprechers des Mi-
nisteriums bekleidet, denn Generalvollmacht, sich 
zu einer parteipolitischen, personenbezogenen, von 
gewählten Abgeordneten gemachten Äußerung 
kommentierend oder qualifizierend zu äußern? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pe-
tersen, es geht in diesem Fall nicht um die Frage, ob 
ein Offizier Generalvollmacht hat. Es ging um die 
Frage, ob im konkreten Fall ein Verstoß nachweis-
bar ist, der dann zu Maßnahmen des Bundesmini-
sters der Verteidigung Anlaß gegeben hätte. Diese 
Frage habe ich verneint. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dallmeyer. 

Dallmeyer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, meine 
Frage schließt an die Frage des Kollegen Petersen 
an. Glauben Sie, daß dann zukünftig der Pressespre-
cher des Verteidigungsministers in konkrete parla-
mentarische Auseinandersetzungen dieser Art ein-
greifen kann — es ging ja, wie Sie wissen, um einen 
bedeutenden Fehlbetrag im Verteidigungshaushalt, 
der erneut aufgetaucht ist — und daß künftig, wenn 
solche Fehlbeträge genannt werden, der Pressespre-
cher in dieser Weise in die laufende parlamentari-
sche Debatte eingreifen kann? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Dallmeyer, 
es ging nicht nur um einen Fehlbetrag — der übri-
gens nicht unserem Hause anzulasten ist, jedenfalls 
nicht zur Gänze —, sondern es ging darum, daß in 
diskreter Form dem dafür bestimmten Gremium, 
nämlich dem Verteidigungsausschuß, Informatio-
nen unterbreitet wurden, die im Interesse der Erhal-
tung von Arbeitsplätzen mehr Diskretion verdient 
hätten, als sich das dann ergeben hat. 

Was die Funktion des Pressesprechers des Bun-
desministeriums der Verteidigung angeht, so hoffe 
ich, daß er seine Dienstpflichten so versieht, daß er 
das Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit auch 
künftig befriedigen kann. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Kunz (Weiden). 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, können Sie dem Hohen Hause wenigstens verra-
ten, ob die vorhin angesprochene Äußerung des 
Pressesprechers des Verteidigungsministeriums die 
Billigung der Bundesregierung findet? 
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Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Kunz, ich habe keinen Anlaß, etwas zu verraten. 
Aber ich habe Anlaß zu betonen, daß die Bundesre-
gierung zu Maßnahmen gegen den Pressesprecher 
des Bundesministeriums der Verteidigung keinen 
Anlaß sieht. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 19 des Herrn Abgeordneten 
Berger (Lahnstein) auf: 

Wie will die Bundesregierung zukünftig verhindern, daß 
Soldaten auf diese Weise in parteipolitische Auseinanderset-
zungen einbezogen werden? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ber-
ger, die Bundesregierung hält daran fest, daß auch 
ein Soldat Pressesprecher des Bundesministeriums 
der Verteidigung sein kann. Die bisherigen Erfah-
rungen lassen dies geraten erscheinen, auch wenn 
es im Einzelfall zu Spannungen zwischen allgemei-
nen soldatischen Pflichten und den Anforderungen 
als Pressesprecher kommen kann. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, ist Ihnen im Lichte dieser Erfahrungen nun-
mehr vielleicht die Erkenntnis gekommen, daß bei 
dem vorliegenden Fall, also bei der Auswahl des be-
treffenden Soldaten zum Pressesprecher, nicht nach 
dem Grundsatz „Der richtige Mann auf den richti-
gen Platz" verfahren sein könnte? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Ich würde sagen, 
ich kann diese Beurteilung zwar aus Ihrer Sicht ver-
stehen, ich kann sie aber nicht teilen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, hält es die Bundesregierung nicht für notwendig, 
durch eine klare Dienstanweisung solche Kompe-
tenzüberschreitungen wenigstens für die Zukunft 
auszuschließen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Ich kann der Ihrer 
Frage zu Grunde liegenden Unterstellung nicht fol-
gen. Ich bin der Meinung, daß gerade ein Pressespre-
cher auch im Bundesministerium der Verteidigung 
einen gewissen Freiraum braucht, der nötig ist, um 
die erforderlichen Informationen an die Öffentlich-
keit zu liefern. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist Ih-
nen noch in Erinnerung, daß der Vorgänger des jet-
zigen Verteidigungsministers, Bundesverteidi-
gungsminister Leber, zwei hohe deutsche Offiziere 
aus der Bundeswehr gefeuert hat, weil sie sich er-
laubt haben, qualifizierende parteipolitische Bemer-
kungen über den Fraktionsvorsitzenden der SPD zu  

machen, und teilen Sie meine Auffassung, daß hier 
zweierlei Maßstäbe angewandt werden? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Das waren doch keine Pressespre-

cher!) 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Wörner, ich kann diese Einschätzung nicht teilen. 
Ich glaube, daß es sich um Sachverhalte handelt, die 
nicht miteinander vergleichbar sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Dallmeyer. 

Dallmeyer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wol-
len Sie dann bitte freundlicherweise sagen, ob künf-
tig für die Pressesprecher — bzw. Soldaten, die in 
ähnlicher Funktion tätig sind — gilt, was Sie hier 
ausgeführt haben, daß sie nämlich dem Informa-
tionsbedürfnis der Öffentlichkeit in der hier geschil-
derten Weise nachkommen dürfen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dall-
meyer, der Bundesminister der Verteidigung hat nie 
einen Zweifel daran gelassen, daß er sehr stark 
daran interessiert ist, daß auch die Soldaten, und 
zwar unabhängig von der Funktion, sich bei Debat-
ten beteiligen, bei denen auch elementare Interes-
sen ihrer selbst berührt sind. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Staatssekretär, um jeden 
Zweifel auszuräumen, darf ich nach Ihren Antwor-
ten und den darauffolgenden Fragen mit Ihrem Ein-
verständnis feststellen, daß auch zukünftig der Bun-
desminister der Verteidigung einen Soldaten, den er 
für qualifiziert hält, zum Pressesprecher des Bun-
desministeriums der Verteidigung berufen würde? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Davon können Sie 
ausgehen. Das ist auch in früheren Zeiten der Fall 
gewesen, und das wird auch sicher dann der Fall 
sein, wenn es künftig darum geht, neue Pressespre-
cher zu berufen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Francke (Hamburg). 

Francke (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, wenn die Bundesregierung schon keine Ver-
anlassung sieht, Maßnahmen gegen den Pressespre-
cher zu ergreifen, darf ich Sie fragen, ob die Bundes-
regierung wenigstens dem Pressesprecher empfoh-
len hat, in Zukunft eine größere Zurückhaltung bei 
der Formulierung seiner Erklärungen walten zu las-
sen. 

(Lachen bei der SPD) 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung möchte sich an dieser Stelle auf das beschrän-
ken, was ich vorhin gesagt habe. Ich bin der Mei-
nung, daß es auch der Funktion des Pressesprechers 
nicht dienlich sein kann, bei jeder sich bietenden Ge- 
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Parl. Staatssekretär Dr. Penner 
legenheit, die die eine oder andere Seite als mißlie-
big empfindet, korrigierend einzugreifen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Rossmanith. 

Rossmanith (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, an-
knüpfend an die Zusatzfrage des Herrn Kollegen 
Dr. Wörner darf ich Sie fragen: Können Sie kurz auf-
zeigen, wo Sie die Unterschiede bei der Bewertung 
der beiden Sachverhalte sehen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Ich habe vorhin 
schon gesagt, daß der Sachverhalt, der hier zur De-
batte steht, nicht losgelöst gesehen werden kann von 
der Funktion des Pressesprechers des Bundesmini-
steriums der Verteidigung. Das ist ein wesentlicher 
Grund. Ich habe auch zum Ausdruck gebracht, daß 
gerade wegen der Funktion der Artikel 5 des Grund-
gesetzes, der von der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts besonders hochgehalten wird, 
in besonderer Weise zu beachten ist. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 20 des Herrn Abgeordneten 
Spranger auf: 

Wieviel zusätzliche Flugbewegungen, insbesondere Tiefflü-
ge, werden durch die in der Bundesrepublik Deutschland not-
wendige Ausbildung und Übung mit dem neuen besonders für 
den Tiefflugeinsatz konzipierten Kampfflugzeug MRCA Tor-
nado anfallen, und welche Vorkehrungen hat die Bundesre-
gierung zur Verringerung der dadurch eventuell für die Bevöl-
kerung entstehenden Lärmbelastung getroffen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Spranger, durch die Umrüstung auf das Waffensy-
stem Tornado wird sich die Anzahl der Flugbewe-
gungen und der Tiefflüge nicht erhöhen. Die beson-
dere Eignung des Tornado für Tiefflugeinsätze be-
deutet vor allem eine Reduzierung der Belastung 
der Besatzung in diesem Einsatzspektrum. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage? — Keine Zusatz-
frage. 

Dann rufe ich die Frage 21 des Herrn Abgeordne-
ten Spranger auf: 

Zu welchen konkreten, den Fluglärm mindernden, Ergeb-
nissen haben die von der Bundesregierung in ihrer Antwort 
auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion zur Bekämp-
fung des Fluglärms vom 7. Februar 1980 unter Nummer 3.3 an-
geführten Bemühungen um die Entwicklung lärmarmer 
Triebwerke auch für Militärmaschinen beim Flugzeugtyp 
MRCA Tornado geführt, und zu welcher Fluglärmverminde-
rung bei Tiefflügen wird dies führen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Beim Tornado 
werden bereits im Triebwerk der kalte äußere und 
heiße innere Gasstrom gemischt. Die geringere Ab-
gasgeschwindigkeit und die gleichzeitig herabge-
setzte Temperatur bewirken eine Verminderung des 
Lärmpegels, gemessen an Flugzeugen ähnlicher 
Leistung. Dennoch hat auch die Ausschöpfung aller 
wirtschaftlichen und technischen Möglichkeiten 
den Tornado nicht zu einem leisen Flugzeug ge-
macht. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Dann rufe ich die Frage 22 des Herrn Abgeordneten 
Weiß auf: 

Wie erklärt die Bundesregierung den Widerspruch zwi-
schen ihren Aussagen, daß einerseits eine lückenlose Überwa-
chung der einzelnen Tiefflugbewegungen von Militärflugzeu-
gen technisch nicht möglich sei sowie die vor etwa zwei Jah-
ren bereits angekündigten Untersuchungen zur Erstellung 
exakter Übersichten über eventuelle Häufung von Tiefflügen 
in bestimmten Gebieten noch nicht abgeschlossen seien, und 
ihren Feststellungen andererseits, daß Tiefflüge in bestimm-
ten Gebieten dort nur nach den geltenden Bestimmungen 
durchgeführt würden sowie die Fluglärmbelastung einzelner 
Gebiete derjenigen in vielen anderen Regionen der Bundesre-
publik Deutschland vergleichbar sei? 

Bitte, sehr. 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Weiß, mit Ergebnissen einer von Ihnen angespro-
chenen Untersuchung über die Tiefflugsituation, die 
ein ziviles Institut durchführt, ist im Jahre 1982 zu 
rechnen. Aus technischen und finanziellen Gründen 
erscheint eine lückenlose Überwachung der einzel-
nen Tiefflugbewegungen nicht möglich. 

Die Luftwaffe macht darum Stichprobenkontrol-
len. Dabei werden das Tiefflugaufkommen, das Ver-
halten der Besatzungen und die Einhaltung der Be-
stimmungen im Erfassungsbereich der eingesetzten 
Radargeräte überprüft. Verstöße wurden bisher nur 
selten festgestellt. Die Stichprobenkontrollen ergän-
zen die unmittelbare Dienstaufsicht durch die fliege-
rischen Vorgesetzten. 

Die Aussagen über die Fluglärmbelastung einzel-
ner Regionen stützen sich auf ausgewertete Flugplä-
ne, Erkenntnisse der Flugbetriebs- und Informa-
tionszentrale beim Luftwaffenamt und die Luft-
raumüberwachungen bei Stichprobenkontrollen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 23 des Herrn Abgeordneten 
Weiß auf: 

Wieviel zusätzliche Flugstunden von Militärmaschinen ins-
gesamt müssen, etwa durch die infolge Mittelknappheit er-
zwungene Kürzung von Auslandstrainingsprogrammen, in 
diesen und in den nächsten Jahren in der Bundesrepublik 
Deutschland zusätzlich geflogen werden? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Es hat sich nicht 
feststellen lassen, ob und in welcher Höhe die ange-
sprochene Kürzung von Flugstunden im Ausland 
durch eine größere Anzahl von Inlandflügen aufge-
fangen worden ist. Für das Jahr 1982 wird sich das 
Problem nicht stellen, weil mit einer Kürzung der 
Ausbildungstrainingsprogramme in diesem Jahr 
nicht zu rechnen ist. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 24 des Herrn Abgeordne-
ten Wimmer (Neuß) auf. — Der Abgeordnete ist 
nicht im Saal. Es wird, wie in den Richtlinien vorge-
sehen, verfahren. 

Ich rufe die Frage 25 des Herrn Abgeordneten Sie-
laff auf: 

Entsprechen der Ablauf der ersten Gelöbnisfeiern der Bun-
deswehr in Industriebetrieben und die Rede des Komman-
deurs der Heimatschutzbrigade 54 auf der Gelöbnisfeier in 
Rockenhausen, in der die Friedensbewegung als „schreiende 
Meuten von Gewaltdemonstranten" bezeichnet wurde, die 
den Staat und die Sicherheit in Frage stellen und die Draht-
zieher seien, die in Wirklichkeit die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung beseitigen wollen (s. Frankfurter Rund-
schau vom 25. November 1981), den Vorstellungen des Bun- 
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desverteidigungsministers, mit dieser Art der Gelöbnisfeiern 
eine neue Begegnungsform zwischen Wehrpflichtigen und 
Arbeitnehmern gefunden zu haben und damit die Verbunden-
heit der Soldaten mit den arbeitenden Menschen zu stär-
ken? 

Bitte, sehr. 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sie-
laff, gestatten Sie, daß ich beide Fragen im Zusam-
menhang beantworte? 

Sielaff (SPD): Ja. 

Präsident Stücklen: Dann rufe ich auch die Fra-
ge 26 des Herrn Abgeordneten Sielaff auf: 

Stimmen diese Äußerungen des Oberst Loch, Kommandeur 
der Heimatschutzbrigade 54, auf der Gelöbnisfeier am 24. No-
vember 1981 bei der Firma Keiper in Rockenhausen mit den 
Auffassungen des Bundesverteidigungsministeriums über-
ein? 

Bitte. 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Das Echo auf das 
Gelöbnis in Rockenhausen war nicht ungeteilt. Da-
durch kann auch die Zielsetzung, die Verbindung 
der Bundeswehr zu den arbeitenden Menschen zu 
unterstreichen, berührt worden sein. Der angespro-
chene Beitrag hat dieser Zielsetzung nicht genutzt. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie der 
Meinung, daß die Durchführung von Gelöbnisfeiern 
in privaten Betrieben — darum handelt es sich — 
und insbesondere die Rede von Herrn Oberst Loch 
wirklich sinnvolle Beiträge zur Friedensdiskussion 
sind, wie ich aus Äußerungen der „Welt" von gestern 
entnehmen konnte? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Zum ersten Teil 
der Frage möchte ich feststellen, daß der Herr Bun-
desminister der Verteidigung selbst im Anschluß an 
die Diskussionsveranstaltung „Soldat und Gesell-
schaft" die Überlegung angestellt hat, zu neuen For-
men der Gelöbnisfeier zu kommen, und dabei auch 
erwogen hat, einmal in einen Betrieb zu gehen. 

Zum zweiten Teil der Frage möchte ich mich auf 
das beschränken, was ich in der Antwort auf Ihre 
Frage zum Ausdruck gebracht habe. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

SIelaff (SPD): Herr Staatssekretär, ich möchte 
doch noch einmal genauer nachfragen: Ist das Bun-
desverteidigungsministerium wirklich der Meinung, 
daß in dieser Rede lediglich — ich zitiere einen Zei-
tungsabschnitt — „Vokabeln verwendet wurden, die 
nicht jedermann gefallen oder schmecken", oder ist 
es der Meinung, daß insbesondere der Geist dieser 
Rede verletzend, unsachlich und, wie ich meine, 
auch manipulierend ist, da z. B. eine direkte Linie 
von der Prophetie eines Sowjetideologen von 1931 
zur heutigen Friedensbewegung hergestellt wird 
und dann Kommunisten, Chaoten, progressive Pa-
storen, Pazifisten; Revoluzzer und Drückeberger in 
einen Topf geworfen und quasi als Helfershelfer so-
wjetischer Ideologen dargestellt werden? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sie-
laff, manchem Ihrer Schlüsse kann ich nicht fol-
gen. 

Was den angesprochenen Beitrag angeht, bleibe 
ich dabei: Der angesprochene Beitrag hat der Ziel-
setzung des Bundesministers der Verteidigung, die 
mit einem Gelöbnis auch in einem Fabrikbetrieb 
verbunden war, nicht genutzt. 

Präsident Stücklen : Weitere Zusatzfrage. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich aus 
Ihrer Antwort entnehmen, daß das Bundesverteidi-
gungsministerium diese Rede durchaus als positi-
ven Beitrag ansieht? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Also, Herr Kol-
lege Sielaff, ich glaube, daß man dies beim besten 
Willen nicht aus meiner Antwort entnehmen kann. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dallmeyer. 

Dallmeyer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie dann im Zusammenhang mit den beiden 
Fragen klarstellen, ob das Verteidigungsministe-
rium weiterhin an der vom Verteidigungsminister 
selbst kreierten Idee festhält, künftig unter anderem 
auch solche Gelöbnisfeiern ins Auge zu fassen und 
durchzuführen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Wir werden wei-
ter daran festhalten, nach neuen Formen der Gelöb-
nisfeier zu suchen. Es ist nicht ausgeschlossen, daß 
bei dieser Suche auch die Erfahrungen von Rocken-
hausen mit verwertet werden. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dallmeyer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie dann die Frage beantworten, wie Sie vor 
dem Hintergrund Ihrer Äußerungen zu den ersten 
drei Fragen, die heute eine Rolle gespielt haben, die 
Aussage über die Rede des angesprochenen Kom-
mandeurs bewerten? 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Ich will es mir ver-
sagen, öffentlich Erwägungen darüber anzustellen, 
wie nun bei unterschiedlichen Gewichtungen das 
Haus unterschiedlich reagiert. — Das will ich mir 
versagen. 

Aber ich habe besonders zum Ausdruck gebracht, 
daß die Rede des angesprochenen Kommandeurs 
der Zielsetzung des Bundesverteidigungsministers 
nicht genutzt hat. Ich habe nicht mehr, aber auch 
nicht weniger gesagt. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Berger. 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, können Sie bestätigen, daß die Aussagen, die 
Herr Oberst Loch in seiner Rede bei dieser Gelöb-
nisfeier am 24. November 1981 getroffen hat, etwa 
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dem entsprechen, was der Kollege Wimmer in der 
Frage 24 vom Bundesminister der Verteidigung zi-
tiert hat? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ber-
ger, das kann ich so nicht bestätigen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Dann rufe ich die Frage 27 des Herrn Abgeordneten 
Enders auf. — Der Herr Abgeordnete ist nicht im 
Saal; das gilt dann auch für die Frage 28. Es wird wie 
vorgesehen verfahren. 

Ich rufe die Frage 29 der Frau Abgeordneten 
Fromm auf: 

Inwieweit treffen Presseberichte (Stern vom 12. November 
1981) zu, in denen behauptet wird, die Bundeswehr habe ne-
ben den Mobvorräten noch 600 Millionen Liter Treibstoff als 
„Krisenpolster für Friedenszeiten" und 350 Millionen Liter als 
„Bewirtschaftungsvorrat", sie schwimme geradezu in Benzin 
und die Lagerung koste allein 24,8 Millionen DM jährlich? 

Bitte. 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Fromm, es trifft zu, daß die Bundeswehr neben dem 
Verteidigungsvorrat weitere Kraftstoffreserven hat. 
Diese sind namentlich nach der Energiekrise der 
Jahre 1973/74 kontinuierlich gebildet worden. Der 
Deutsche Bundestag hat für die Einlagerung des 
Treibstoffs im Inland 24 Millionen DM im Einzel-
plan 14 zur Verfügung gestellt. 

Frau Fromm (FDP): Danke! 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
— Ich rufe die Frage 30 der Abgeordneten Frau 
Fromm auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung gegebenenfalls diesen 
Vorgang haushaltsrechtlich und politisch vor allem auch im 
Hinblick auf frühere Katastrophenmeldungen z. B. vom Ge-
neralinspekteur Brandt (Spiegel vom 6. April 1981) wegen an-
geblich unzureichender Treibstoffversorgung, der Absage 
oder Einschränkung von Manövern und der Nachbewilligung 
von 155 Millionen DM? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Fromm, die für den jährlichen Bedarf der Bundes-
wehr an Betriebsstoff für die Ausbildung erforderli-
chen Finanzmittel werden jährlich ermittelt und in 
den jeweiligen Haushalt eingebracht. Im Jahre 1981 
war es mit dem vorgesehenen Ansatz von 730 Millio-
nen DM auf Grund der Preissteigerungen nicht mög-
lich, die für den Betrieb der Bundeswehr unbedingt 
erforderliche Menge an Betriebsstoff zu beschaffen. 
Auch mit der Nachbewilligung der 155 Millionen DM 
liegen die Verbrauchskontingente noch um etwa 
15 % unter dem Bedarf. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte! 

Frau Fromm (FDP): Da habe ich eine Zusatzfrage. 
Wie ist es trotz der hohen Treibstoffvorräte zu be-
gründen, daß Flugstunden eingeschränkt werden 
mußten? 

Ich will jetzt zu Ihren langfristigen Planungen 
keine Antwort von Ihnen bekommen. Auf der ande-
ren Seite weiß ich, daß wir im September bei Manö-
vern sehr starke Beschränkungen hatten. Ich war 
selbst bei einem Manöver und habe mich vor Ort er-

kundigt. Diese Einschränkungen beim Treibstoff-
verbrauch wurden damit begründet, daß wir mo-
mentan nicht so viele Vorräte hätten. 

Wie können Sie das nun in einen Zusammenhang 
bringen, auf der einen Seite genügend Vorräte, auf 
der anderen Manövereinschränkungen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Ich bleibe bei mei-
ner Einschätzung, daß der Treibstoffvorrat des Jah-
res 1981 15 % unter dem Bedarf gewesen ist. 

Es ist allerdings bekannt, daß es im Jahr 1981 auch 
zum Ausfall von Ausbildungsflügen gekommen ist, 
weil Mittel aus anderen Titeln nicht zureichend be-
schafft werden konnten. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Fromm (FDP): Können Sie mir aber bestäti-
gen, daß wir nicht fürchten müssen, daß die Bundes-
wehr, sollten ähnliche Preissteigerungen eintreten, 
in ihrer Sicherheit gefährdet werden könnte? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Das kann ich 
nicht bestätigen. 

(Frau Fromm [FDP]: Sie können bestätigen, 
daß wir uns nicht — —) 

Präsident Stücklen: Frau Kollegin Fromm, die 
Richtlinien für die Fragestunde sehen vor, daß der 
Fragesteller zu jeder Frage zwei Zusatzfragen hat. 
Sie haben aber nicht nur die zwei Zusatzfragen voll 
ausgeschöpft, sondern auch eine ganze Kette von 
Zusätzen und Erklärungen abgegeben, die nicht 
mehr den Richtlinien entsprochen haben. Ich habe 
nur deshalb nicht widersprochen, weil ich gegenüber 
einer Dame Kavalier sein und nicht streng nach den 
Richtlinien verfahren wollte. Bitte das nächstemal 
wieder eine Frage. 

Eine Zusatzfrage Herr Abgeordneter Dallmeyer. 

Dallmeyer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ge-
statten Sie im Zusammenhang mit den Fragen der 
Frau Kollegin, die j a zu Recht gestellt worden sind, 
die Zusatzfrage, ob nicht die Eindrücke, die hier ja 
richtig geschildert worden sind, in der Hauptsache 
dadurch entstanden sind, daß die Planung in diesem 
Haushaltsjahr außerordentlich hektisch vorgegan-
gen ist, was die Zuteilung von Kraftstoffkontingen-
ten anging. 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Verehrter Herr 
Kollege Dallmeyer, der Ablauf des Haushaltsjahrs 
1981 hat sicherlich verschiedene Ursachen. Eine Ur-
sache, eine wesentliche Ursache liegt sicherlich dar-
in, daß die Opposition ihre Aufgabe manchmal zu 
wörtlich gesehen hat. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Verkehr auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Mahne zur Verfügung. 
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Ich rufe die Frage 31 des Herrn Abgeordneten 

Lutz auf: 
In wieviel Jahren spätestens wird eine schwächer belastete 

Bundesbahnstrecke praktisch unbefahrbar sein, wenn auf ihr 
nur noch die „Kleinstunterhaltung" gemäß HVB (Hauptvor-
stand Bundesbahn)-Verfügung vom 28. September 1981 vorge-
nommen wird, und wieviel Streckenkilometer werden davon 
in Bayern betroffen sein? 

Mahne, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Kollege Lutz, wegen des Sachzu-
sammenhangs möchte ich Ihre beiden Fragen ge-
meinsam beantworten. 

Präsident Stücklen: Einverstanden. Dann rufe ich 
auch die Frage 32 des Herrn Abgeordneten Lutz 
auf: 

Wenn durch den „Kleinstunterhalt" gemäß HVB (Hauptvor-
stand Bundesbahn)-Verfügung vom 28. September 1981 die 
Strecke in den Zustand versetzt ist, daß die Betriebssicherheit 
nicht mehr gewährleistet werden kann, welche Stelle verfügt 
dann die endgültige Streckenstillegung, und in welchem Um-
fang wird vorher der Bahnbetrieb bei nur noch bedingt vor-
handener Betriebssicherheit gefahren? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es trifft 
nicht zu, daß die Hauptverwaltung der Deutschen 
Bundesbahn gemäß Verfügung vom 28. September 
1981 Unterhaltungsmaßnahmen auf schwächer be-
lasteten Strecken bzw. Streckenabschnitten außer-
halb des sogenannten unternehmerischen Kernbe-
reiches auf die Kleinstunterhaltung beschränkt. 
Richtig ist, daß der bisher schon bestehende Geneh-
migungsvorbehalt der Hauptverwaltung der Deut-
schen Bundesbahn für Investitionsvorhaben über 
100 000 DM an Strecken außerhalb des oben genann-
ten Bereiches angesichts der angespannten finan-
ziellen Lage der Deutschen Bundesbahn aus haus-
haltstechnischen Gründen auf alle Vorhaben ausge-
dehnt wurde. Somit kann auch nicht abgeleitet wer-
den, daß dieser Genehmigungsvorbehalt eine Vor-
stufe für spätere Streckenstillegungen darstellt. 

Gemäß § 4 des Bundesbahngesetzes ist die Deut-
sche Bundesbahn gehalten, die Strecken in einem 
betriebssicheren Zustand zu erhalten. Eine Entbin-
dung von der Betriebspflicht — dies gilt auch für die 
Einstellung des Reisezugbetriebes — ist nur mit ei-
nem entsprechenden gesetzlichen Verfahren mög-
lich. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Lutz (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich davon 
ausgehen, daß mit dem jetzt beschlossenen Kleinst

-

unterhalt auf gewissen Strecken diese Strecken 
nicht systematisch heruntergewirtschaftet werden 
und somit letztendlich doch in einer Einstellung des 
Personenverkehrs und vielleicht später des Güter-
verkehrs münden? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege, 
Sie können davon ausgehen, daß dies nicht der Fall 
sein wird. Die Verfügung des Vorstands der Deut-
schen Bundesbahn hat eigentlich ihre Begründung 
ausschließlich in der Erstellung einheitlicher Inve-
stitionskriterien auf allen Strecken, unabhängig von 
den jeweiligen Direktionen, um im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden finanziellen Mittel auch ob-
jektive Kriterien hierfür zu haben. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter. 

Lutz (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie dann 
auch die Sorgen der Eisenbahner für unbegründet, 
daß auf den für den Kleinstunterhalt vorgesehenen 
Strecken besondere Schwierigkeiten bei Brücken-
bauten auftauchen könnten? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es gab 
bisher den Genehmigungsvorbehalt für Investitio-
nen über 100 000 DM. Dieser Vorbehalt ist jetzt auf 
allen Investitionen ausgedehnt worden, und dies ge-
schah ausschließlich vor dem Hintergrund der knap-
pen Mittel. Ich glaube, dies ist von daher gerechtfer-
tigt. Damit wird nicht angestrebt, eine Verkehrsbe-
schränkung auf den Strecken vorzunehmen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
da sicherlich auch Ihnen wie uns allen bekannt ist, 
daß beim langfristigen Unterlassen von Investitio-
nen für bestimmte Bahnstrecken die Attraktivität 
der Verkehre stark gemindert wird und dadurch 
auch die Zahl der Benutzer sinkt, kann das Ver-
kehrsministerium ausschließen, daß diese durch die 
mangelnde Attraktivität ausgelöste Verminderung 
der Zahl der Reisenden wiederum als Argument be-
nutzt wird, um schließlich doch die Stillegung eines 
bestimmten Verkehrs auf bestimmten Strecken zu 
fordern? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, damit 
ist keine Attraktivitätsminderung der Strecke ver-
bunden. Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, 
daß Investitionen in den Strecken außerhalb des 
UKB-Netzes nur dann durchgeführt werden, wenn 
eine eingehende Überprüfung ihre unbedingte Not-
wendigkeit und ihre wirtschaftliche Vertretbarkeit 
ergeben hat. Wenn diese Notwendigkeit und die 
wirtschaftliche Vertretbarkeit gegeben sind, werden 
auch die Investitionen vorgenommen. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage? — Herr 
Abgeordneter Haase. 

Haase (Fürth) (SPD): Herr Staatssekretär, dürfte 
ich Ihre Antwort so verstehen, daß Reparaturarbei-
ten, die größeren Umfang haben und die nicht unter 
die Kleinstunterhaltung zu subsumieren sind, in den 
vergangenen Jahren völlig unbegündeterweise auf 
diesen Strecken vorgenommen worden sind? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Nein! Alle Unterhal-
tungsmaßnahmen über 100 000 DM waren bisher 
schon genehmigungspflichtig, Herr Kollege. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage? — Herr 
Abgeordneter Antretter. 

Antretter (SPD): Herr Staatssekretär, ist es nach 
Ihren Darlegungen gerechtfertigt, wenn ich zu der 
grundsätzlichen Auffassung komme, daß wir einer-
seits Schienenstrecken, gegen die der Bürger bereits 
mit der Fahrkarte abgestimmt hat, indem er gar 
nicht mehr darauf fährt, nicht aus Prestigegründen 
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Antretter 
oder aus nostalgischen Gründen aufrechterhalten 
können, aber andererseits Schienenstrecken, die auf 
Grund ihres Aufkommens und der Siedlungsstruk-
tur beispielsweise als sinnvoll erscheinen, auch 
künftig in unsere Nahverkehrsüberlegungen inte-
grieren? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dieses 
ist genau richtig. Die Investitionspolitik der Deut-
schen Bundesbahn ist darauf ausgerichtet. 

Präsident Stückien: Weitere Zusatzfrage? — Herr 
Abgeordneter Hinsken. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind 
dann die Befürchtungen der GdED, wonach Neben-
strecken außerhalb des Kernbereichs verrottet wer-
den sollen, berechtigt, ja oder nein? Sie weichen 
nämlich dieser gestellten Frage immer wieder aus. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Hinsken, 
diese Zusätze sind nach den Richtlinien für die Fra-
gestunde nicht zulässig. Sie haben den Herrn Parla-
mentarischen Staatssekretär so direkt gefragt, daß 
er gar nicht ausweichen kann. 

(Heiterkeit — Hinsken [CDU/CSU]: Ja oder 
nein? — Erneute Heiterkeit!) 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich würde mir auch 
nicht gern meine Antwort vorschreiben lassen, aber 
ich will Ihrer Frage durchaus nicht ausweichen. 

Die Bundesbahn investiert in ihrem Streckennetz 
im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel. Sie 
wird diese Mittel unter dem Gesichtspunkt der Wirt-
schaftlichkeit und der unbedingten Notwendigkeit 
einsetzen, und sie wird sie so einsetzen, daß das Lei-
stungsangebot der Bahn nicht verschlechtert wird. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Herr Präsi

-

dent, er hat recht gehabt, es war wieder aus

-

gewichen! — Heiterkeit!) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Jäger, Sie 
wissen, es gibt da keine Diskussion, es gibt auch 
keine Inquisition. — Herr Abgeordneter Dr. Kunz zu 
einer Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, nachdem keine Aussicht auf Besserung der Fi-
nanzlage der Deutschen Bundesbahn besteht, 
möchte ich Sie fragen, wie die Bundesregierung in 
Anbetracht der soeben beschriebenen und von Ih-
nen bestätigten Einschränkung der Ausbesserung 
vermeiden will, daß in absehbarer Zeit zwangsläufig 
solche Strecken, an denen keine Reparaturen mehr 
vorgenommen werden, wegen mangelnder Ver-
kehrssicherheit stillgelegt werden müssen. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe darauf hingewiesen, daß die Bundesbahn ge-
mäß § 4 Bundesbahngesetz gehalten ist, ihre Strek-
ken in einem betriebssicheren Zustand zu erhalten. 
Eine Entbindung von der Betriebspflicht ist nur mit 
entsprechenden gesetzlichen Verfahren möglich. 
Ich gehe davon aus, daß die Verfügung des Vorstan-
des der Deutschen Bundesbahn die Betriebssicher-

heit auf diesen Strecken nicht gefährdet, sondern 
weiterhin gewährleistet. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage? — Frau 
Abgeordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, wenn sich, wenn ich Sie richtig verstanden habe, 
nichts geändert hat gegenüber den Verfügungen, die 
es vor dem letzten September gegeben hat, ist meine 
Frage: Warum war dann im letzten September sei-
tens des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn 
eine neue Verfügung notwendig? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, Sie ha-
ben mich mißverstanden. Natürlich hat sich etwas 
geändert. Bis zur Verfügung im September waren 
alle Investitionen an Strecken, die über 100 000 DM 
kosteten, genehmigungspflichtig. Diese Genehmi-
gungspflicht ist jetzt auf alle Investitionsmaßnah-
men ausgedehnt worden, also auch auf die Maßnah-
men, die unter 100 000 DM liegen. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage? — Herr 
Abgeordneter Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
inwieweit hält das Bundesverkehrsministerium an 
der einmal geäußerten Auffassung fest, daß bei der 
Frage, ob und inwieweit ganz bestimmte Strecken 
aufrechterhalten werden sollen, notfalls auch die 
Bundesländer in die Pflicht genommen werden soll-
ten, jeweils zur Defizitdeckung beizutragen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir ha-
ben eine solche Möglichkeit der Beteiligung der 
Bundesländer durch die Novellierung des Bundes-
bahngesetzes versucht. Dieses war im ursprüngli-
chen Entwurf enthalten. Es ist erkennbar gewesen, 
daß die Länder ihre Zustimmung zu diesem Gesetz 
verweigert hätten, wenn dieses im Gesetzentwurf 
geblieben wäre. Von daher müssen wir davon ausge-
hen, daß zur Zeit eine solche Möglichkeit, die uns 
auch wünschenswert erschiene, nicht gegeben ist. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Inwieweit ist es sinn-
voll, daß die Bundesländer bei jeder in Frage stehen-
den Stillegung oder Umwidmung einer Strecke ein 
lautes Geschrei erheben, wenn sie sich auf der ande-
ren Seite nicht bereitfinden, notfalls für eine Dek-
kung des Defizits zu sorgen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Die rechtliche Grund-
lage ist so, wie ich sie dargestellt habe. Auf der ande-
ren Seite ist der Bundesminister für Verkehr der 
Auffassung, daß es insgesamt eines stärkeren Enga-
gements für den öffentlichen Personennahverkehr 
sowohl von seiten der Länder als auch von seiten der 
Gemeinden, vor allem auch der Landkreise, bedarf, 
um ein Angebot zu erstellen, das bedarfsgerecht und 
so attraktiv ist, daß es vom Bürger auch entspre-
chend angenommen wird. Wir sind darum sehr be-
müht und versuchen, durch Modellversuche ein at- 
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Parl. Staatssekretär Mahne 
traktives Verkehrsangebot auch in der Fläche zu 
schaffen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Herberholz. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, Sie führ-
ten aus, daß in Zukunft alle Unterhaltungsmaßnah-
men genehmigungspflichtig seien. Darf ich das so 
verstehen, daß Sie z. B. bei einer reinen Frachtgut

-

strecke mit 57 Frachtgutkunden und 800 000 DM Mi-
nus im Jahr diese Genehmigung in Zukunft nicht er-
teilen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Dieses ist eine Ent-
scheidung des Vorstands, die jeweils im Einzelfall zu 
treffen ist. Deshalb kann ich hier keine Bewertung 
vornehmen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, haben Sie Kenntnis davon, daß die Bundesbahn 
aus dieser Maßnahme Personaleinsparungen erwar-
tet? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Nein. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Haase (Fürth). 

Haase (Fürth) (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich 
dann annehmen, daß die Erteilung von Genehmi-
gungen, die bisher durch die Bundesbahndirektio-
nen erfolgte und jetzt in die Zuständigkeit der  Zen-
trale in Frankfurt fallen soll, neue Planstellen erfor-
dert? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Dieses ist nicht der 
Fall, Herr Kollege. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. — 
Ich rufe die Frage 33 der Frau Abgeordneten 
Schmidt (Nürnberg) auf: 

Wieviel Streckenkilometer, die erst in den letzten zehn Jah-
ren modernisiert worden sind, werden in Bayern demnächst 
durch einen Investitionsstopp gemäß HVB (Hauptvorstand 
Bundesbahn)-Verfügung vom 28. September 1981 gezielt in 
den Zustand der nicht mehr vorhandenen Betriebssicherheit 
geführt, und wie hoch dürfte sich der daraus ergebende Inve-
stitionsfehlaufwand belaufen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
würde gern, wenn Sie gestatten, die Fragen 33 und 
34 zusammen beantworten. 

Präsident Stücklen: Dann rufe ich auch die Fra-
ge 34 der Frau Abgeordneten Schmidt (Nürnberg) 
auf: 

Sind die durch HVB (Hauptvorstand Bundesbahn)-Verfü-
gung vom 28. September 1981 vorentschiedenen grundsätzli-
chen Einschränkungen im Streckennetz der Deutschen Bun-
desbahn (DB) mit den Gebietskörperschaften abgestimmt 
worden, und hat der Vorstand der DB den Gebietskörper-
schaften Alternativvorschläge zum weiteren vollen Unterhalt 
der Strecken unterbreitet? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Es trifft nicht zu, daß 
mit der von Ihnen zitierten Verfügung der Hauptver-

waltung der Deutschen Bundesbahn ein Investi-
tionsstopp ausgesprochen wurde. Richtig ist, daß der 
bisher schon be stehende Genehmigungsvorbehalt 
für Investitionsvorhaben über 100 000 DM ange-
sichts der angespannten finanziellen Lage der Deut-
schen Bundesbahn aus haushaltstechnischen Grün-
den auf alle Vorhaben ausgedehnt wurde. Somit 
kann auch nicht abgeleitet werden, daß dieser Ge-
nehmigungsvorbehalt eine Vorentscheidung zu 
grundsätzlichen Einschränkungen im Streckennetz 
der Deutschen Bundesbahn und zur Reduzierung 
der Sicherheit darstellt. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, kann es möglich sein, daß aus dieser Anweisung 
des Vorstandes der Bundesbahn einzelne Bundes-
bahndirektionen eine Anweisung gemacht haben, 
daß künftig nur noch der Kleinstunterhalt an be-
stimmten Strecken durchzuführen ist? Wie unter-
scheidet sich dieser Kleinstunterhalt von den übli-
chen Sicherungsmaßnahmen an solchen Bundes-
bahnstrecken? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Weitergabe dieser Verfügung erfolgte innerhalb der 
einzelnen Direktionen, in der Regel unter Beigabe 
einer Übersichtskarte, in der die Strecken außerhalb 
des Streckennetzes des unternehmerischen Kernbe-
reichs verzeichnet sind. Dieses ist verschiedentlich 
auch von der Presse so interpretiert worden, als soll-
ten diese Strecken stillgelegt werden. Ich habe be-
reits darauf hingewiesen, daß das aus dieser Verfü-
gung des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn 
nicht zu ersehen bzw. zu schließen ist. Ich habe 
ferner darauf hingewiesen, daß es darauf ankommt, 
nach einheitlichen, objektiven, bundesweiten Krite-
rien auch die Unterhaltungsarbeiten an den Strek-
ken vorzunehmen, die unter 100 000 DM an Investi-
tionsmitteln erforderlich machen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzf rage, 
 bitte. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Wie viele Strek-
kenkilometer sind von diesen Maßnahmen zusätz-
lich betroffen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich kann das nicht 
quantifizieren, Frau Kollegin. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Ist es gar nicht 
möglich oder könnten Sie diese Frage gegebenen-
falls schriftlich nachreichen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Von den 28 500 km 
sind etwa 11 000 bis 12 000 km betroffen. Aber ich 
kann es nicht genau quantifizieren. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, befürchten Sie, daß durch diese Maßnahmen ge-
rade im ländlichen Raum Auswirkungen auf die 
Strukturpolitik möglich sind? 
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Mahne, Parl. Staatssekretär: Nein, Frau Kollegin. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang gern mit ei-
ner Vorstellung aufräumen, die wir alle immer wie-
der vertreten und die uns von Bürgern in unseren 
Wahlkreisen immer wieder entgegengehalten wird. 
Das Verkehrsangebot im öffentlichen Personennah-
verkehr darf nicht ausschließlich auf den Bereich 
des Schienenpersonennahverkehrs beschränkt wer-
den, sondern das Verkehrsangebot im öffentlichen 
Personennahverkehr muß in seiner Gesamtheit ge-
sehen werden. Die Verkehrsleistungen, die z. B. 
durch Busse erbracht werden können, sind oft sehr 
viel bedarfsgerechter. sehr viel kundennäher, als 
das im Schienenpersonennahverkehr der Fall ist. 
Deshalb müssen wir diesen strukturellen Verände-
rungen in den jeweiligen Regionen auch Rechnung 
tragen. 

Wir versuchen das durch die Entwicklung und 
Förderung entsprechender Modelle, auf die ich hin-
gewiesen habe. Ich glaube, die Attraktivität des Per-
sonennahverkehrs insgesamt wird durch Umstel-
lungsmaßnahmen des Personennahverkehrs von 
der Schiene auf die Straße nicht leiden, sondern teil-
weise erheblich gewinnen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
nachdem Frau Kollegin Schmidt in ihrer zweiten 
Frage die Gebietskörperschaften angesprochen hat, 
möchte ich Sie fragen: Können Sie bestätigen, daß 
der Bundesverkehrsminister anläßlich eines Sym-
posiums über den öffentlichen Personennahverkehr 
in Koblenz gesagt hat, daß der Landkreistag seine 
grundsätzliche Bereitschaft bekundet habe, sich an 
der Finanzierung oder Trägerschaft des Personen-
nahverkehrs in Verbundsystemen zu beteiligen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Der Bundesverkehrs-
minister hat diese Äußerung des Landkreistages, 
sich beim öffentlichen Personennahverkehr stärker 
zu engagieren, sehr dankbar zur Kenntnis genom-
men. Wir hoffen, in enger Zusammenarbeit mit dem 
Landkreistag und mit den Ländern nunmehr ent-
sprechende Regelungen finden zu können, durch die 
die Attraktivität des öffentlichen Personennahver-
kehrs gerade in der Fläche gesteigert wird. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
inwieweit kann das sogenannte Hohenloher Modell 
auch für andere Räume attraktiv sein, und besteht 
die Möglichkeit, dieses Modell etwas mehr zu popu-
larisieren, bekanntzumachen, damit sich solche Ge-
bietskörperschaften daran orientieren können? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Das Hohenloher Mo-
dell wird durch fünf weitere Modellversuche in der 
Bundesrepublik ergänzt. 

Ich glaube, das Hohenloher Modell brauchen wir 
nicht mehr bekanntzumachen, weil es bereits eine 
sehr starke Beachtung in der Öffentlichkeit gefun-
den hat. Nach Abschluß der Modellversuche werden 
aus ihnen sicherlich wichtige Erkenntnisse für die 

Verbesserung des öffentlichen Personennahver-
kehrs abgeleitet werden können. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Lutz. 

Lutz (SPD): Herr Staatssekretär, der Hinweis auf 
den Bus zwingt mich doch noch einmal zu der Frage, 
ob die kleinstunterhaltene Strecke nicht ein Zwi-
schenschritt zum schienenungebundenen Verkehr 
ist. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Das ist nicht zwangs-
läufig der Fall. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Lutz (SPD): Sie sehen, daß hier noch viele Unklar-
heiten sind. Können Sie sich vorstellen, daß der Vor-
stand der Bundesbahn gut daran täte, die Frage des 
kleinstunterhaltenen Streckennetzes in der Öffent-
lichkeitsarbeit mit den Bürgern betont zu erör-
tern? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
gehe davon aus, daß die Deutsche Bundesbahn dies 
in der jeweiligen Örtlichkeit auch tut. Wir haben hier 
ja nur die Möglichkeit, die Fragen global anzuspre-
chen und können sicherlich nicht auf einzelne Strek-
ken eingehen. Aber der Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn hat die Einzelstrecken sehr genau 
überprüft. Ich muß noch einmal darauf hinweisen, 
daß es hier lediglich um einen Investitionsvorbehalt 
geht, der weitere Investitionen und Unterhaltungs-
arbeiten auch in der Zukunft ermöglichen und si-
cherstellen wird, daß die Strecken in einem betriebs-
sicheren Zustand erhalten bleiben. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Haase (Fürth). 

Haase (Fürth) (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie sich vorstellen, daß es zu erheblichen Beunruhi-
gungen im Bereich der Arbeitnehmer der Deutschen 
Bundesbahn führen kann, wenn Sie antworten, daß 
die Maßnahmen im Rahmen des „Kleinstunterhal-
tes" nicht zwangsläufig zu Einschränkungen führen 
müssen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
können die Deutsche Bundesbahn und das Strek-
kennetz nicht als ein Netz sehen, daß keinen Verän-
derungen unterliegen wird. Wir haben bei der Bun-
desbahn erhebliche Investitionen in den Neubau von 
Strecken vorgesehen und nehmen solche Investitio-
nen vor. Das bestehende Streckennetz bedarf aber 
jeweils auch einer Überprüfung entsprechend dem 
Verkehrsaufkommen, das auf diesem Netz liegt. In-
sofern müssen auch hier notwendige Veränderun-
gen bei der Umstellung des Verkehrs von der 
Schiene auf die Straße möglich sein, wenn wir nicht 
letztlich eine Bahn mit einem Streckennetz unter-
halten wollen, das wir nicht mehr finanzieren kön-
nen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Haase. 
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Haase (Fürth) (SPD): Herr Staatssekretär, aus der 
Anordnung der Deutschen Bundesbahn, daß einge-
schränkte Leistungen auch dann nicht vorgenom-
men werden dürfen, wenn sie durch eigenes Perso-
nal — Bundesbahnpersonal — durchgeführt werden 
könnten, muß doch wohl gefolgert werden, daß es 
hier zu erheblichen Personaleinschränkungen kom-
men kann. Ansonsten wären doch die bisherigen 
Personalaufwendungen jedenfalls nicht denkbar. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, nun 
sind eigene Personalkosten natürlich auch Kosten. 
Wenn ich das Personal dann in anderen Bereichen 
einsetzen kann, habe ich diese Kosten gespart, ohne 
daß hier eine Minderung des Personals vorgenom-
men wird. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hinsken. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
auch dann — wie die Deutsche Bundesbahn — für 
die Verlagerung des Personenverkehrs von der 
Schiene auf die Straße, wenn die Straßenverkehrssi-
tuation dies nicht zuläßt? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hins-
ken, das muß jeweils von Fall zu Fall geprüft wer-
den. Generell kann ich nur die Feststellung treffen, 
daß Umstellungsmaßnahmen bisher nicht an der Si-
tuation des Straßenverkehrs gescheitert sind, weil 
die wenigen zusätzlichen Busse, die auf die Straße 
verlagert werden, von dieser durchaus verkraftet 
und aufgenommen werden können. In Einzelfällen 
mag das anders sein; dem muß man dann Rechnung 
tragen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzf rage, 
 bitte. 

HInsken (CDU/CSU): Kann ich dann davon ausge-
hen, daß Bundesregierung und Bundesbahn würdi-
gen, was von der Länderseite gewünscht und ver-
deutlicht wird, bzw.: wie verhält sich die Bundesre-
gierung, wenn von dort festgestellt wird, daß die eine 
oder andere Verlagerung nicht vorgenommen wer-
den kann? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, jede 
Maßnahme muß jeweils in der Örtlichkeit abge-
stimmt werden. Forderungen, die hier in der Örtlich-
keit erhoben werden, werden sicherlich in die Ent-
scheidungen des Vorstandes der Deutschen Bundes-
bahn einfließen. Soweit es sich um Streckenstille-
gungen handelt, müssen der Verwaltungsrat und der 
Bundesverkehrsminister gehört werden. Hier wür-
den solche örtlichen Belange in den Entscheidungen 
natürlich auch mit berücksichtigt werden. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 35 des Herrn Abgeordneten 
Haase (Fürth) auf: 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, daß festge-
schriebene Planungen für das Erweiterungsnetz der S-Bahn 
Nürnberg durch eine Anordnung der Bundesbahndirektion 
Nürnberg vom 1. Oktober 1981 über die Reduzierung von Re-
paraturarbeiten bis faktisch Null auf 25 v. H. des Streckennet-
zes in Nordbayern außer Kraft gesetzt werden? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Haase, 
nach Angabe der Deutschen Bundesbahn trifft es 
nicht zu, daß festgeschriebene Planungen für das 
Erweiterungsnetz der S-Bahn Nürnberg durch eine 
Anordnung der Bundesbahndirektion Nürnberg au-
ßer Kraft gesetzt werden. Eine Anordnung vom 
1. Oktober 1981 ist nicht bekannt. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Haase (Fürth) (SPD): Ist es richtig, daß die Strecke 
von Siegelsdorf nach Markt Erlbach zum erweiter-
ten Nahverkehrsstreckennetz der S-Bahn im Groß-
raum Nürnberg gehört, und ist es dann richtig, daß 
diese Strecke in der Anordnung der Bundesbahn-
direktion vom 26. 10. 1981 steht und hier keine Repa-
raturen mehr ausgeführt werden sollen, die über 
diese Kleinstreparaturen hinausgehen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Haase, 
Sie werden Verständnis dafür haben, daß ich hier 
überfragt bin. Ich habe das Streckennetz der Deut-
schen Bundesbahn auch für den Raum Nürnberg 
insgesamt nicht präsent. Ich würde Ihre Frage gern 
schriftlich beantworten. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Haase (Fürth) (SPD): Vielen Dank für das Ange-
bot. — Herr Staatssekretär, unterstellt, meine Fest-
stellungen sind hier richtig, kann ich damit rechnen, 
daß das Bundesverkehrsministerium sich im Sinne 
Ihrer vorhergehenden Ausführungen dafür verwen-
den wird, daß hier eine Korrektur vorgenommen 
wird? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Wenn Ihre Feststel-
lung zutreffend ist, dann ja. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 36 des Herrn Abgeordneten 
Haase (Fürth) auf: 

Hält es die Bundesregierung mit den von ihr festgestellten 
Grundsätzen über den Ausbau des öffentlichen Personennah-
verkehrs (ÖPNV) für vereinbar, daß Züge in diesem Verkehr 
zur Hauptverkehrszeit nicht an Bahnhöfen, die für den 
ÖPNV-Verkehr erst vor kurzem ausgebaut wurden, halten? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Deutsche Bundesbahn muß auch im öffentlichen 
Personennahverkehr ihr Verkehrsangebot nach ei-
ner allgemeinen, regelmäßigen und ausreichend 
großen Verkehrsnachfrage ausrichten. Werden nach 
den Verkehrsbeobachtungen einzelne Züge oder 
Zughalte regelmäßig in nicht ausreichendem Maße 
genutzt, so ist die Deutsche Bundesbahn auf Grund 
ihrer Pflicht zu wirtschaftlicher Betriebsführung ge-
halten, ihr Verkehrsangebot vom nächstfolgenden 
Fahrplanwechsel an darauf abzustellen. Die Bedie-
nungskonzeption wird damit nicht vorrangig nach 
dem Vorhandensein von Bahnhöfen oder Halte-
punkten ausgerichtet, sondern nach der Nachfrage 
und Ertragserwartung für jeden einzelnen Zug. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Haase (Fürth) (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ih-
nen bekannt, daß im Zuge des ZIP-Programms eine 
Anzahl von Bahnhöfen im Bereich des öffentlichen 
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Haase (Fürth) 
Nahverkehrs auf S-Bahn-Qualitäten umgestellt wur-
de, also zu einem Zeitpunkt, zu dem doch absehbar 
war, wie hoch die Frequentierung dieser Bahnhöfe 
ist, und ist eine solche absehbare Regelung nun da-
durch erledigt, daß die Züge an diesen Bahnhöfen 
jetzt nicht mehr halten? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, viel-
leicht kann ich diese Frage sogar konkreter beant-
worten. Wenn es sich in Ihrer Frage um die Bahn-
höfe Fürth-Burgfarrnbach und Fürth-Unterfürberg 
handelt, dann kann ich Ihnen sagen, daß entgegen 
Ihrer Auffassung die beiden Bahnhöfe nicht vor 
kurzem ausgebaut sind. Richtig ist, daß bei beiden 
Bahnhöfen vor kurzem Bahnunterführungen gebaut 
wurden. Aus diesem Grunde konnte Personal einge-
spart werden. Außerdem wurden die Bahnhöfe mit 
Fahrscheinautomaten ausgestattet. Wie ich aus der 
mir überstellten Kopie des Fahrplans ersehen habe, 
ist es so, daß auf der Strecke Fürth-Markt Erlbach 
lediglich in Fürth-Unterfürberg der Zug 4908 am 
Vormittag nicht hält. Auf umgekehrtem Weg halten 
in Fürth-Unterfürberg von insgesamt 14 Zügen fünf 
nicht. In Fürth-Burgfarrnbach halten zwei Züge 
nicht. 

Das zeigt, daß die Züge an diesen Bahnhöfen wei-
testgehend halten und daß man hier dem Verkehrs-
bedürfnis und Verkehrsaufkommen nachgekom-
men ist. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. Bitte. 

Haase (Fürth) (SPD): Herr Staatssekretär, ich be-
danke mich sehr herzlich dafür, daß Sie fast Gedan-
ken gelesen haben. Sind Sie bereit, noch einmal bei 
der Bundesbahndirektion Nürnberg nachzufragen, 
ob der Bahnhof und der Bahnsteig in Fürth-Unter-
fürberg oder in Fürth-Burgfarrnbach nicht doch im 
Zug der Maßnahmen, die Sie vorhin geschildert ha-
ben, ebenfalls ausgebaut worden sind? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich will gern nachfra-
gen und werde Ihnen das Ergebnis meiner Recher-
chen mitteilen. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 37 des Herrn Abgeordneten 
Rossmanith auf: 

Trifft es zu, daß die Fahrpreisermäßigung für kinderreiche 
Familien bei der Deutschen Bundesbahn für Fahrten mit Bus-
sen der Deutschen Bundesbahn keine Gültigkeit haben und 
daß Kinder aus kinderreichen Familien, die im Besitz eines 
entsprechenden Ausweises sind, hier keine Fahrpreisermäßi-
gung erhalten und bejahendenfalls, ist die Bundesregierung 
bereit, hier eine Gleichstellung für Bahn und Busse herbeizu-
führen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ross-
manith, es trifft zu, daß es — mit Ausnahme derjeni-
gen Bahnbuslinien, auf denen Schienenersatzver-
kehr betrieben wird — keine Fahrpreisermäßigung 
für kinderreiche Familien für Fahrten mit Bussen 
der Deutschen Bundesbahn gibt. 

Die Fahrpreisermäßigung für kinderreiche Fami-
lien ist im Jahr 1956 aus familienpolitischen Ge-
sichtspunkten eingeführt worden, um kinderreichen 
Familien das gemeinsame Reisen auf der Schiene  

über größere Entfernungen zu Urlaubs- und Erho-
lungszwecken zu erleichtern. Wegen der engen Ver-
zahnung mit dem Fernverkehr wurde der Schienen-
personennahverehr damals in die Tarifmaßnahme 
einbezogen. Die Fahrgeldausfälle der Deutschen 
Bundesbahn, die sich im Jahr 1981 auf rund 60 Mil-
lionen DM belaufen werden, trägt der Bund. 

Der Bahnbusverkehr rechnet zu den Nahver-
kehrsmitteln mit eigenem Tarifsystem. Zwischen 
seinen Tarifen und denen des Postreisedienstes be-
steht eine sehr enge Verbindung. 

Eine Ausdehnung dieser Fahrpreisermäßigung 
auf die in der Verkehrsgemeinschaft zusammenge-
faßten Bundesbusdienste würde sich nicht vermei-
den lassen und zu erheblicher haushaltsmäßiger Be-
lastung des Bundes führen. 

Darüber hinaus wäre die Einführung solcher Er-
mäßigungen in Tarifgemeinschaften, an denen sich 
die Busdienste des Bundes beteiligen, ebenfalls aus 
Kostengründen nicht möglich. 

Die Bundesregierung wird daher die jetzige Rege-
lung beibehalten. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Rossmanith (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, be-
deutet Schienenersatzfunktion, daß an diesen Strek-
ken, an denen bislang keine Schiene bestanden hat, 
die also schon immer auf Busse angewiesen waren, 
diese Ermäßigung ebenfalls nicht gilt? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Das ist richtig, Herr 
Kollege. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Rossmanith (CDU/CSU): Sehen Sie darin nicht 
eine zusätzliche Benachteiligung kinderreicher Fa-
milien und der Fläche als solcher? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe den Zielkonflikt deutlich gemacht. Einmal gilt 
es sicherzustellen, daß kinderreiche Familien über 
weite Entfernungen unter erheblichen Vergünsti-
gungen reisen können. Ich habe Ihnen die Entwick-
lung dieses Familienangebots dargestellt. Auf der 
anderen Seite habe ich Ihnen den Zielkonflikt auch 
hinsichtlich der Finanzierung dieser Maßnahmen 
deutlich gemacht. 60 Millionen DM, die wir jetzt für 
diese Maßnahme ausgeben, ist die obere Grenze des 
von uns Finanzierbaren. Es ist nicht immer nur eine 
Frage des Wünschbaren, sondern es ist eben auch 
eine Frage des Machbaren. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. Herr 
Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
da Sie uns soeben mit beredten Worten die Vorzüge 
einer bedarfsgerechteren Deckung der Flächenbe-
dienung durch die Umstellung von Schienenverkehr 
auf Busverkehr dargelegt haben: bedeutet das nicht, 
daß die von Ihnen dargelegte Haltung der Bundesre-
gierung im Grunde wie die Faust aufs Auge zu der 
von Ihnen ebenfalls vorhin geschilderten Umstel-
lung von Personenschienenverkehr auf Busverkehr 
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Jäger (Wangen) 
paßt, bei der ja nun immer mehr Familien schließ-
lich darauf angewiesen sind, den Bus zu benutzen, 
um auch eine Fernreise antreten zu können, zumin-
dest bis zum nächsten Bahnhof, wo dann der Interci-
ty-Zug geht? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, soweit 
es sich um reinen Schienenersatzverkehr handelt, 
ist dieser Schienenersatzverkehr ja in die Fahr-
preisermäßigung mit einbezogen. Soweit es sich um 
eine volle Ausgliederung des Schienenpersonennah-
verkehrs in den Busverkehr auf die Straße handelt, 
ist das nicht mehr der Fall. Hier muß man, eben vor 
diesem Hintergrund des Zielkonflikts, den ich dar-
gestellt habe, wirklich abwägen, und hier sehen wir 
keine Möglichkeit der Aufbesserung. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 38 des Herrn Abgeordneten Da-
weke auf. — Der Herr Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Die Frage wird entsprechend den Richtlinien nicht 
beantwortet. Das gleiche gilt für die Frage 39. 

Bevor ich die Frage 40 aufrufe, darf ich mitteilen, 
daß die Fragen 42 und 43 auf Wunsch des Abgeord-
neten Milz schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 40 des Abgeordneten Dr. Kunz 
(Weiden) auf: 

Inwieweit treffen Pressemeldungen zu, daß die Deutsche 
Bundesbahn erneut plane, die Auslastung von DB-Schienen

-

strecken zu überprüfen mit dem Ziel, gegebenenfalls das vor-
geschriebene Verfahren zur Verlagerung oder Einstellung des 
Personenverkehrs einzuleiten, insbesondere für die DB-
Strecken Bayreuth-Kirchenlaibach, Kirchenlaibach-Weiden, 
Bayreuth-Weidenberg, Weiden-Floß, Wiesau-Waldsassen 
bzw. Wiesau-Tirschenreuth? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Dr. Kunz, die 
Deutsche Bundesbahn überprüft laufend die Ver-
kehrsentwicklung der nur schwach genutzten Strek-
ken. Auf Grund des Nachfragerückgangs strebt sie 
weiterhin die Umstellung des Reisezugbetriebes der 
Strecken Bayreuth-Warmensteinach, Neustand -
Floß, Wiesau-Waldsassen und Wiesau-Tirschen-
reuth an. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, können Sie mir die Unterlagen zur Verfügung 
stellen, die bei den Überprüfungen letzten Endes zu 
dieser Entscheidung bzw. zu der beabsichtigten Ent-
scheidung herangezogen werden? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dieses 
beruht ausschließlich auf der Entwicklung des Ver-
kehrsaufkommens. Wir sind gern bereit, Ihnen das 
frühzeitig an die Hand zu geben. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, treffen dann in der Tat die Pressemeldungen zu, 
die auf Äußerungen von GdEB-Funktionären beru-
hen, daß die von mir angesprochenen Strecken künf-
tig zumindest Gefahr laufen, stillgelegt zu werden? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Die von Ihnen ange-
sprochene Strecke Kirchenlaibach-Weiden — das 
möchte ich gleich feststellen — wird nicht umge-
stellt werden; diese Strecke wird aus strukturellen 
Gründen beibehalten. Für die anderen von Ihnen ge-
nannten Strecken ist das Verfahren vorerst ausge-
setzt worden. Hier soll die Verkehrsentwicklung ab-
gewartet werden. Wann das Stillegungsverfahren 
weitergeführt wird, ist noch nicht abzusehen. Die 
Verkehrsentwicklung auf diesen Strecken ist mit 
Ausnahme einer Strecke, Wiesau-Tirschenreuth, wo 
sich das Verkehrsaufkommen von 1976 bis 1980 ge-
halten hat, rückgängig, teilweise erheblich rückgän-
gig. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 41 des Herrn Abgeordneten 
Hupka auf: 

Welches sind die Gründe dafür, daß in einem Werbepro-
spekt der Deutschen Bundesbahn „Städte-Touren 1981/82" 
Städte wie Kopenhagen, Brüssel, Luxemburg, Straßburg, Ve-
nedig und Prag mit den uns geläufigen deutschen Namen an-
geführt werden, während Breslau zuerst mit der polnischen 
dann mit der deutschen Bezeichnung in Klammern angeführt 
wird? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Hupka, der Bundesminister für Verkehr hat auf ent-
sprechende Fragen früher schon mehrfach gegen-
über Mitgliedern des Deutschen Bundestages, insbe-
sondere in der Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 30. Januar 1975, durch den damaligen Parla-
mentarischen Staatssekretär Jung auch Ihnen ge-
genüber ausgeführt, daß sich die Deutsche Bundes-
bahn hinsichtlich der Ortsbezeichnungen im Pro-
spektmaterial an den praktischen Bedürfnissen der 
Reisenden ausrichten muß. Nicht überall im Aus-
land können bei der Planung und Durchführung von 
Reisen gebräuchliche deutsche Städtenamen zu-
grunde gelegt werden. Besonders in den früheren 
deutschen Ostgebieten kann sich der Reisende mit 
den deutschen Ortsbezeichnungen leider nicht mehr 
zurechtfinden, da dies verhindert wird. Entspre-
chend einer Forderung der polnischen Seite gegen-
über der Deutschen Bundesbahn bei der Vereinba-
rung dieses Reiseprogramms ist deshalb der heutige 
amtliche polnische Name für Breslau angegeben 
worden. Dem berechtigten Interesse der deutschen 
Reisenden, auch den früheren deutschen Ortsna-
men in dem Prospekt zu finden, wurde durch den 
Klammerzusatz Rechnung getragen. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
warum hat sich aber nun die Deutsche Bundesbahn 
einer derartigen, doch wohl ungewöhnlichen polni-
schen Forderung gebeugt, wenn es andererseits der-
artige Forderungen aus der Tschechoslowakei be-
züglich Prag oder aus Frankreich bezüglich Straß-
burg nicht gibt? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Die Bundesbahn hat 
sich dem nicht gebeugt, sondern hat hier in einer 
Vereinbarung mit der polnischen Eisenbahnverwal-
tung eine entsprechende Regelung getroffen. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, bitte. 
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Dr. Hupka (CDU/CSU): Wenn eine Vereinbarung 
mit der polnischen Eisenbahnverwaltung getroffen 
worden ist, muß doch irgendwie eine Forderung der 
polnischen Bahn vorgelegen haben? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Dieses habe ich in 
meiner Antwort auf Ihre Frage schon dargelegt. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
hätte aus den von Ihnen angegebenen Gründen für 
die Doppelbezeichnung nicht auch in der Weise auf 
die polnische Forderung Rücksicht genommen wer-
den können, daß für die Städte, die der Kollege 
Hupka anführt, zunächst der gebräuchliche deut-
sche Name und dann in Klammern die polnische Be-
zeichnung gesetzt worden wäre, und aus welchen 
Gründen ist dies nicht getan worden? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich habe schon dar-
auf hingewiesen, Herr Kollege Jäger, daß heute die 
deutschen Städtenamen in Polen nicht mehr zu fin-
den sind. Ihre Erstnennung hätte der Orientierung 
der Reisenden wenig gedient. Aus diesem Grunde ist 
so verfahren worden, daß der deutsche Name ange-
fügt wurde. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Die Diktaturen ha

-

ben recht!) 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, was 
wären die Folgen gewesen, wenn sich die Deutsche 
Bundesbahn den Forderungen der polnischen Bahn 
nicht angeschlossen hätte? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich vermag Ihre 
Frage nicht zu beantworten. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Rossmanith. 

Rossmanith (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
habe ich richtig verstanden, daß Sie in Ihrer Antwort 
an den Kollegen Jäger die deutschen Ostgebiete als 
Polen bezeichnet haben? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Sie haben mich rich-
tig verstanden. Das sind Gebiete, die sich heute in 
Polen befinden. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Das ist ein 
dicker Hund!) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Wortmeldun-
gen. 

Ich rufe die Frage 44 des Herrn Abgeordneten Fi-
scher (Hamburg) auf: 

Warum ist der Parlamentarische Staatssekretär beim Bun-
desministerium für Verkehr, Mahne, nicht in der Lage, meine 
konkret gestellten Fragen nach dem Zeitpunkt der Kenntnis-
nahme von den fragwürdigen Markterschließungspraktiken 
der Deutschen Lufthansa durch Staatssekretär Ruhnau kon-
kret zu beantworten? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Fischer, die 
Bundesregierung widerspricht Ihrer Unterstellung, 
es habe „fragwürdige Markterschließungspraktiken 
der Lufthansa" gegeben. Der Aufsichtsrat der Deut-
schen Lufthansa hat sich am 24. September 1981 mit 
einer Vorstandsentscheidung befaßt, nach der sei-
nerzeit für einen bestimmten umsatzsteigernden 
Zweck Finanzmittel eingesetzt worden waren. Dis-
kussionen und Entscheidungen des Aufsichtsrats 
sind nicht öffentlich. 

Im übrigen habe ich Ihre Frage unter Beachtung 
der Regeln des Aktienrechtes am 21. Oktober 1981 
be antwortet. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, Sie würden also heute nicht mehr bestreiten wol-
len, daß jedenfalls Herr Staatssekretär Ruhnau seit 
1977 bereits von den zumindest in der Presse so be-
zeichneten merkwürdigen Markterschließungs-
praktiken gewußt hat? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich kann das weder 
bestreiten noch kann ich es bejahen. Denn nach 
§ 395 des Aktiengesetzes sind Aufsichtsratsmitglie-
der von Gebietskörperschaften lediglich diesen ge-
genüber von der Verschwiegenheitspflicht befreit. 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse — und hierzu 
gehören auch in vielfältiger Form Markterschlie-
ßungskosten — müssen in jedem Fall gewahrt blei-
ben. Dies gilt z. B. auch für Beamte gegenüber dem 
Bundestag, den Länderparlamenten und deren Aus-
schüssen. 

Herr Kollege, ich will noch auf die Entstehungsge-
schichte des § 395 Aktiengesetz hinweisen. Damals 
hatte der Haushaltsausschuß des Deutschen Bun-
destages weitergehende Auskunftsrechte bei Aktio-
nären von Gebietskörperschaften beantragt. Dieser 
Antrag ist jedoch vom Deutschen Bundestag abge-
lehnt worden. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Sie sehen zwar die 
Schutzfunktion, aber Sie sahen keinen Anlaß, einen 
Bericht der „Welt" vom 9. Oktober zu dementieren. 

(Zuruf von der SPD: Warum auch?) 

Ich frage, aus welchem Grunde Sie diesen Anlaß 
nicht gesehen haben, da bereits im Juni 1977 der ge-
samte Sachverhalt, der jetzt erneut untersucht wor-
den ist, aufgeklärt war und nach diesem Bericht 
auch die Aufsichtsratsmitglieder Hesselbach und 
Ruhnau davon gewußt haben. Ich darf Sie also fra-
gen, welches die Gründe sind, diesen Bericht nicht 
zu dementieren. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ein solches Dementi 
hätte, wenn es gegeben worden wäre, sicherlich die 
Verschwiegenheitspflicht bereits verletzt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Wir sind am Ende der Fragestunde. 
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Präsident Stücklen 
Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur 
Förderung der Berufsbildung durch Planung 
und Forschung (Berufsbildungsförderungs-
gesetz — BerBiFG) 

— Drucksache 9/1081 — 

Berichterstatter: 
Senator Apel 

Wünscht der Berichterstatter das Wort? — Das 
Wort zur Berichterstattung hat Herr Senator Apel. 

Senator Apel (Hamburg): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Namens des Ver-
mittlungsausschusses erstatte ich zu dem soeben 
aufgerufenen Berufsbildungsförderungsgesetz fol-
genden Bericht: 

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz in seiner 
55. Sitzung am 1. Oktober 1981 verabschiedet, das die 
Rechtsgrundlagen für die Arbeit des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung — kurz BIB genannt — wie-
derherstellen soll, nachdem das Bundesverfassungs-
gericht das Ausbildungsplatzförderungsgesetz am 
10. Dezember 1980 für nichtig erklärt hatte. 

Der Bundesrat hat in seiner 505. Sitzung am 6. No-
vember 1981 den Vermittlungsausschuß angerufen 
und eine Änderung des Gesetzesbeschlusses in neun 
Punkten mit vielen Unterpunkten begehrt. Der Ver-
mittlungsausschuß hat in seiner 5. Sitzung am 
25. November 1981 diese Änderungsbegehren des 
Bundesrates behandelt und schlägt Ihnen dazu ei-
nen Kompromiß vor. Er liegt Ihnen schriftlich in der 
Drucksache 9/1081 vor. 

Das erste Anrufungsbegehren des Bundesrates 
bezog sich auf den § 2 Abs. 2. Umstritten war, ob es 
dort, so der Bundestag, „Bildungsplätze" heißen 
sollte oder ob es, so der Bundesrat, „Ausbildungs-
plätze" sein sollen. Der Vermittlungsausschuß ist 
dem Bundesrat in diesem Punkt gefolgt. Das er-
scheint sachangemessen, weil in Abs. 1 die Berufs-
bildungsplanung zunächst umfassend verstanden 
wird und weil sodann in Abs. 2, um den es hier allein 
geht, die Schwerpunkte gesetzt werden. Danach soll 
diese Planung insbesondere dazu beitragen, ein 
ausreichendes Angebot an Ausbildungsplätzen zu 
gewährleisten. Das ist in der Tat die Hauptaufgabe 
des Instituts. Die so gefundene Formulierung — ich 
hebe das hervor — schließt jedoch nicht aus, daß in 
die Planung auch Plätze für Fortbildung und Um-
schulung einbezogen werden. 

Das § 5 — Berufsbildungsstatistik — betreffende 
zweite Anrufungsbegehren des Bundesrates ist vom 
Vermittlungsausschuß nicht aufgenommen worden. 
Der Vermittlungsausschuß folgt damit dem Geset-
zesbeschluß des Bundestages. 

Drittens. Ein neuer Abs. 2 in § 5 stellt klar, daß die 
Auskunftspflicht für die Daten zur Bundesstatistik 
bei den „zuständigen Stellen" liegt. Der Bundesrat 
hatte geltend gemacht, daß ohne die genaue Benen-
nung des Kreises der Befragten die Statistik zu ei-
nem wesentlichen Teil nicht vollziehbar sei. Ich darf 
hier hinzufügen, daß die Einfügung dieses neuen Ab-

satzes die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes 
nach Art. 84 Abs. 1 des Grundgesetzes auslösen dürf-
te. Nach den Einlassungen der Vertreter der Länder, 
die naturgemäß unter Kabinettsvorbehalt standen, 
ist mit der Zustimmung des Bundesrates zu rechnen, 
wenn das Gesetz in der nun vom Vermittlungsaus-
schuß vorgeschlagenen Fassung angenommen wird. 
Auch heute inzwischen angelandete Nachrichten 
aus den südlichen Teilen unserer Heimat dürften 
daran, so unterstelle ich, nichts ändern. 

Das vierte Anrufungsbegehren betraf den § 6 
Abs. 1 und damit den Sitz des Instituts in Berlin und 
seine Außenstelle. Das Anrufungsbegehren wurde 
vom Vermittlungsausschuß nicht aufgenommen. 
Statt dessen hielt der Vermittlungsausschuß eine 
Erklärung, die hiermit ausdrücklich Gegenstand 
dieses Berichts wird, für ausreichend. Danach be-
trachtete der Vermittlungsausschuß das Anliegen 
des Bundesrates als erledigt. Die Erklärung hat fol-
genden Wortlaut: 

1) Der Vermittlungsausschuß nimmt die Erklä-
rung der Bundesregierung zur Kenntnis, daß 
in Berlin bleibt, was in Berlin ist. 

2) Der Vermittlungsausschuß erwartet, daß der 
Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft erneut prüft, ob und in welchem Um-
fang Aufgaben, die zur Zeit in der Außen-
stelle Bonn wahrgenommen werden, nach 
Berlin übertragen werden können. Der Aus-
schuß nimmt die Erklärung des Bundesmini-
sters für Bildung und Wissenschaft zur 
Kenntnis, daß er an dieser Überprüfung mit-
wirken wird. 

3) Der Vermittlungsausschuß fordert den Bun-
desminister für Bildung und Wissenschaft 
auf, darauf hinzuwirken, daß der Generalse-
kretär des Bundesinstituts für Berufsbildung 
seinen ständigen Sitz in Berlin nimmt. 

Das fünfte Anrufungsbegehren betraf den § 6 
Abs. 2 — Aufgaben des Berufsbildungsinstituts — 
mit einer ganzen Reihe von Unterpunkten. 

Erstens. Der Vermittlungsausschuß empfiehlt, in 
Abs. 2 der Einleitung die Worte „im Rahmen der Bil-
dungspolitik der Bundesregierung" zu streichen, 
weil dann entbehrlich, wenn — das ist der zweite 
Vorschlag des Vermittlungsausschusses zu § 6 — 
nicht nur die Mitwirkung an Ausbildungsordnungen 
und dergleichen dem Weisungsrecht des zuständi-
gen Bundesministers unterstellt wird — diese Be-
schränkung wollte der Bundesrat —, sondern auch 
die Mitwirkung am Berufsbildungsbericht und an 
der Statistik, so wie der Bundestag das beschlossen 
hat. Der Vermittlungsausschuß schlägt Ihnen vor, so 
zu beschließen. 

Drittens. Überbetriebliche Ausbildungsstätten 
sollen, so schlägt der Vermittlungsausschuß weiter 
vor, in die Förderung des Berufsbildungsinstituts 
einbezogen bleiben, wie der Deutsche Bundestag 
das beschlossen hatte. Dem Begehren des Bundesra-
tes soll aber insoweit entgegengekommen werden, 
als diese Bestimmung bis zum 31. Dezember 1986 be-
fristet wird. Sollte diese Aufgabe dann weiter wir- 
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ken, wäre erneutes gesetzgeberisches Handeln nö-
tig. 

Viertens. Der Vermittlungsausschuß schlägt wei-
ter vor, es dabei zu belassen — so der Deutsche Bun-
destag in seinem Gesetzesbeschluß —, daß das Insti-
tut die Bundesregierung in Fragen der beruflichen 
Bildung aus eigenem Recht berät und nicht — so das 
Anrufungsbegehren des Bundesrates — nur auf An-
forderung der Bundesregierung gutachtlich tätig 
wird. Dem Vermittlungsausschuß erschien eine sol-
che vom Bundesrat gewünschte Einschränkung der 
Kompetenzen insbesondere des Hauptausschusses 
wegen der Bedeutung der dort vertretenen Gruppen 
und Personen nicht angemessen. 

Fünftens. In bezug auf die Berufsbildungsfor-
schung hat sich im Vermittlungsausschuß die re-
striktive Linie des Bundesrates durchgesetzt. Da-
nach sollen die Förderung neuer Medien und die 
Entwicklung von Prüfungsaufgaben nicht mehr zu 
den besonderen Aufgaben des Instituts gehören. Die 
Tätigkeit des Instituts im Rahmen der allgemeinen 
Forschungsaufgaben schließt indes auch diesen Auf-
gabenbereich nicht aus. Weiter soll es auf Vorschlag 
des Vermittlungsausschusses bei dem Gesetzes-
beschluß des Bundestages bleiben, nach dem die An-
erkennung von Fernlehrgängen weiterhin vom Bun-
desinstitut selbst durchgeführt wird. 

Die übrigen Änderungen zu § 6 Abs. 2 sind von 
nachgeordneter Bedeutung. Überwiegend wurde 
dem Deutschen Bundestag gefolgt. Ich bitte, die Ein-
zelheiten aus der Drucksache zu entnehmen. 

Zu § 6 Abs. 3 — Verordnungsermächtigung —: Der 
Bundestag wollte den zuständigen Bundesminister 
ermächtigen, durch Rechtsverordnung eine — be-
grenzte — Aufgabenerweiterung des Instituts vor-
nehmen zu können. Dem Vermittlungsausschuß er-
schien das einerseits entbehrlich, weil der Aufga-
benkatalog in Abs. 2 aus heutiger Sicht umfassend 
sei. Im Rahmen des normalen Verwaltungshandelns 
könne daher wohl jedes konkrete Problem bearbei-
tet werden, das unter diesen weitgefaßten Tatbe-
stand zu subsumieren sei. Andererseits sei es ange-
messen, erneut gesetzgeberisch tätig zu werden, 
wenn es sich um eine völlig neue, heute auch noch 
nicht im Ansatz erkennbare Aufgabe handele, die 
dem Institut übertragen werden solle. Der Vermitt-
lungsausschuß ist insoweit dem Bundesrat gefolgt. 

Das siebte Anrufungsbegehren betraf § 8 Abs. 2, 
die Aufgaben des Hauptausschusses. Der Bundesrat 
wünschte, daß, abgesehen von der Generalklausel in 
§ 8 Abs. 1, dem Hauptausschuß keine weiteren Auf-
gaben zugewiesen werden. Der Vermittlungsaus-
schuß ist dem in der Hauptsache nicht gefolgt. Er 
schlägt vor, die Formulierung des Gesetzesbeschlus-
ses des Deutschen Bundestages zu übernehmen, 
demzufolge der Hauptausschuß die Bundesregie-
rung in grundsätzlichen Fragen der Berufsbildung 
zu beraten hat. Er wünscht jedoch, daß eine Spezifi-
zierung und insoweit Schwerpunktsetzung, wie der 
Deutsche Bundestag sie beschlossen hat, nicht er-
folgt. Er empfiehlt also, alles zu streichen, was auf 
den soeben zitierten Satz folgt und mit den Worten 
„Er hat insbesondere" beginnt. Dies bezieht sich auf 
die Nummern 1 bis 5 in § 8 Abs. 2 Satz 2. 

Die Ziffern 8 und 9 des Anrufungsbegehrens des 
Bundesrates sind entfallen, weil in dem Einigungs-
vorschlag des Vermittlungsausschusses die voraus-
gesetzten Änderungen in § 6 Abs. 2 nicht enthalten 
sind. 

Abschließend darf ich darauf hinweisen, daß der 
Vermittlungsausschuß gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 sei-
ner Geschäftsordnung beschlossen hat, daß über die 
Änderungen im Deutschen Bundestag gemeinsam 
abzustimmen ist. 

Namens des Vermittlungsausschusses darf ich 
das Hohe Haus um Zustimmung bitten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Wird das Wort zur Abgabe ei-
ner Erklärung gewünscht? — Dies ist nicht der Fall. 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Der Vermitt-
lungsausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner 
Geschäftsordnung beschlossen, daß über die vorlie-
genden Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 
Wer dem Antrag des Vermittlungsausschusses auf 
Drucksache 9/1081 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! — 
Eine Gegenstimme. Stimmenthaltungen? — Keine 
Stimmenthaltungen. Der Antrag des Vermittlungs-
ausschusses ist mit großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Laufs, Dr. Dregger, Spranger, Dr. Riesenhu-
ber, Bohl, Broll, Dr. Bugl, Fellner, Dr. von Gel-
dern, Gerstein, Dr. Götz, Dr. Jentsch (Wiesba-
den), Dr. Jobst, Krey, Dr. Kunz (Weiden), Len-
zer, Lowack, Magin, Dr. Miltner, Niegel, Re-
genspurger, Dr. Stark (Nürtingen), Volmer, 
Dr. Waffenschmidt, Weiß, Zierer, Schwarz und 
der Fraktion der CDU/CSU 
Erhöhung der Rechtssicherheit atomrechtli-
cher Genehmigungsverfahren 
— Drucksache 9/953 — 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache eine Debattenrunde vereinbart wor-
den. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich höre 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Dies  ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die allge-
meine Aussprache. Das Wort hat Herr Abgeordneter 
Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Uns liegt ein An-
trag der CDU/CSU-Fraktion zur — angeblichen — 
Erhöhung der Rechtssicherheit atomrechtlicher Ge-
nehmigungsverfahren vor. Ich will auf diesen An-
trag mit einigen Bemerkungen kurz eingehen. 

Das Atomgesetz, das die rechtliche Vorschrift zur 
Genehmigung kerntechnischer Anlagen ist, ist ein-
deutig. Es sieht vor, daß bei der Genehmigung kern-
technischer Anlagen — ich zitiere jetzt — „nach dem 
Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche 
Vorsorge gegen Schäden durch die Errichtung und 
den Betrieb der Anlage getroffen werden muß". 
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Mit dieser im deutschen Recht einmaligen Forde-

rung — Stand von Wissenschaft und Technik — 
trägt der Gesetzgeber dem besonders hohen Gefähr-
dungs- und Schadenspotential kerntechnischer An-
lagen Rechnung. 

Die bindende Rechtsvorschrift des Atomgesetzes 
hat sich bewährt. Sie ist eine der wesentlichen Ursa-
chen für den hohen Sicherheitsstandard der Kern-
kraftwerke in der Bundesrepublik Deutschland. An 
dieser Bestimmung darf auch im Interesse von Si-
cherheit und Schutz der Bevölkerung nicht gerüttelt 
werden, übrigens auch nicht und erst recht nicht auf 
Grund von wirtschaftlichen Überlegungen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Be-
schluß vom 8. August 1978 zum Schnellbrutreaktor 
in Kalkar die Genehmigungsbehörde in Auslegung 
des § 7 des Atomgesetzes auf einen dynamischen 
Grundrechtsschutz festgelegt. Damit bin ich bereits 
bei dem Antrag der CDU/CSU. Das Gericht sagt 
hierzu — ich zitiere jetzt wörtlich —: 

Die gesetzliche Fixierung eines bestimmten Si-
cherheitsstandards durch die Aufstellung star-
rer Regeln würde, wenn sie sich überhaupt be-
werkstelligen ließe, die technische Weiterent-
wicklung wie die ihr jeweils angemessene Si-
cherung der Grundrechte eher hemmen als för-
dern. Sie wäre ein Rückschritt auf Kosten der 
Sicherheit. 

Das Prinzip des dynamischen Grundrechtsschut-
zes verbietet also eine Festschreibung des Standes 
von Wissenschaft und Technik durch den Gesetzge-
ber, aber nach unserer Auffassung auch auf dem 
Wege einer Rechtsverordnung, wie es die CDU/CSU 
im vorliegenden Antrag verlangt. Damit wäre näm-
lich die vom Verfassungsgericht verlangte dynami-
sche Fortentwicklung der Sicherheitstechnik unter-
bunden. Selbst wenn eine solche Rechtsverordnung 
gegebenenfalls bestehende Rechtsuntersicherhei-
ten beseitigen könnte, dürfte dies nicht auf Kosten 
der bestmöglichen Gefahrenabwehr und Risikovor-
sorge geschehen. Genau das würde aber eine Reali-
sierung des Antrags der CDU/CSU-Fraktion bedeu-
ten. 

Ich will dies nur an einigen Punkten des Antrags 
belegen. Ich halte mich dabei an die Begründung 
und greife nur einige der Begründungspunkte her-
aus, da ich mich angesichts der zeitlichen Begren-
zung nicht zu jedem Ihrer Argumente äußern kann 
und will. Es wird deutlich, daß Sie Ihren Antrag 
schnell hingeschludert haben, daß der Antrag nicht 
bis ins letzte durchdacht ist. Begründung Nummer 
eins: Sie behaupten, die Bundesregierung habe sich 
bislang auf den Erlaß von Richtlinien zu technischen 
Einzelfragen beschränkt; eine allgemein verbindli-
che Regelung der entscheidenden Frage, bei welcher 
Ausführung eine Anlage die erforderliche Vorsorge 
hätte, sei nicht erfolgt. Diese Feststellung ist 
schlichtweg falsch. Sie wissen, daß die im Atomge-
setz niedergelegten grundlegenden Schutzziele in 
der Strahlenschutzverordnung rechtsverbindlich 
festgelegt sind. In der Strahlenschutzverordnung 
werden, wie Sie wissen, beispielsweise die maximal 
zulässige Ganzkörperdosis für die Umgebung, die 
maximal zulässige Störfallplanungsdosis und  

schließlich der Grundsatz, die Strahlenbelastung so 
gering wie möglich zu halten, festgelegt. Die techni-
schen Anforderungen werden, wie Sie wissen, in ein-
zelnen Sicherheitskriterien verbindlich konkreti-
siert. Diese Verwaltungsrichtlinien sind im übrigen 
für die Genehmigungsbehörden der Länder eben-
falls bindend. Kurzum, Ihre Behauptung ist in die-
sem Punkt nicht zutreffend. Es sind nicht nur Richt-
linien zu technischen Einzelfragen vorhanden, son-
dern es besteht auch ein umfassendes rechtliches 
und technisches Regelwerk für die Genehmigung 
kerntechnischer Anlagen. 

Ich will auf einen weiteren Punkt in Ihrer Begrün-
dung zu sprechen kommen, bei dem es sicherheits-
mäßig etwas bedenklich wird. Ich meine Ihre in der 
Begründung angeführte Behauptung, wesentliche 
konzeptrelevante Änderungen der sicherheitstech-
nischen Auslegungsgrundsätze seien in absehbarer 
Zukunft nicht zu erwarten. Diese Einschätzung ist 
nicht richtig. Sie wissen, daß zur Zeit auch in der 
RSK, auch bei den Leuten, die mit der Sicherheit 
kerntechnischer Anlagen von Berufs wegen befaßt 
sind, eine Reihe von Diskussionen geführt wird, bei-
spielsweise über die Auslegung unter dem Aspekt 
möglicher Flugzeugabstürze, über Maßnahmen, die 
bei einem Unfall eine Beschädigung oder ein 
Schmelzen des Reaktorkerns verhindern bzw. weni-
ger wahrscheinlich machen, Maßnahmen zur Scha-
denseindämmung, die dann wirksam werden, wenn 
trotz aller Präventionsmaßnahmen ein Kernschmel-
zen eintreten sollte. 

(Vorsitz : Vizepräsident Windelen) 

Alle diese Maßnahmen entsprechen noch nicht dem 
Stand von Wissenschaft und Technik. Die weitere 
Diskussion darüber würde abgeschnitten, wenn wir 
mit einer Raktorsicherheitsverordnung den Stand 
von Wissenschaft und Technik festschreiben wür-
den. Ich will aus den zehn mir wichtigen Argumen-
ten Ihres Antrags noch zwei nennen. Argument 
Nummer vier: Nicht jede geringfügige Entwicklung 
könne als neuer Stand von Wissenschaft und Tech-
nik interpretiert werden, so behaupten Sie. Sie dürfe 
nicht zum Anlaß für langwierige Auseinanderset-
zungen in Verwaltungsstreitverfahren genommen 
werden. 

(Dr. Bugl [CDU/CSU]: Richtig!) 

Sie führen dann das Beispiel des Berstschutzes 
an. Zum Berstschutz komme ich nachher noch ge-
sondert. Aber nun generell zu Ihrer Vorstellung, 
man könne den Stand von Wissenschaft und Tech-
nik einfrieren und ihn dann gegebenenfalls stufen-
weise verändern. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Bugl [CDU/ 
CSU]) 

Ich sage noch einmal: Dies widerspricht dem Verfas-
sungsgerichtsurteil zu Kalkar, in dem ausdrücklich 
der Grundsatz, daß beim jeweiligen Genehmigungs-
verfahren der jeweilige Stand von Sicherheit und 
Technik auch in der fortschreitenden Sicherheitsge-
winnung zu berücksichtigen ist, festgeschrieben 
wird, in dem den Genehmigungsbehörden ausdrück-
lich diese Auflage gemacht wird. Wir würden hier zu 
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einer Einschränkung der Sicherheitsauflagen kom-
men, wenn wir Ihnen folgten. 

Im übrigen macht gerade das Beispiel des Berst

-

schutzes deutlich, meine Damen und Herren von der 
Union, wie schnell sich die Auffassung auch der Wis-
senschaftler zu wichtigen sicherheitstechnischen 
Fragen verändern kann. Ich habe mir noch einmal 
das herausgesucht, was die Reaktorsicherheitskom-
mission zum Berstschutz zunächst beschlossen hat. 
Ich beziehe mich auf den 28. April 1976 und den 
10. November 1976. 

Damals hat die Reaktorsicherheitskommission im 
Falle des Kernkraftwerkes Ludwigshafen den 
Berstschutz für erforderlich gehalten. Die Reaktor-
sicherheitskommission hat am 10. November 1976 
darauf hingewiesen, daß mit dem Konzept für das 
Kernkraftwerk BASF ein Fortschritt in der Sicher-
heitstechnik verbunden ist. Das bedeutet im Klar-
text: Notwendigkeit eines Berstschutzes für dieses 
Kernkraftwerk. Seine Realisierbarkeit wurde im 
Rahmen einer Konzeptbeurteilung nachgewiesen, 
so die Reaktorsicherheitskommission. 

(Dr. Bugl [CDU/CSU]: Aber für einen Stand

-

ort in einem Chemiekraftwerk!) 

Am 5. Juli 1977 ist die schriftliche Begründung des 
Urteils des Oberverwaltungsgerichts zu Wyhl vorge-
legt worden. Am 14. März 1977 haben die Verwal-
tungsrichter in Freiburg das Kernkraftwerk Wyhl 
deswegen als nicht genehmigungsfähig bezeichnet, 
weil der für Ludwigshafen verlangte Berstschutz 
dort nicht vorgesehen sei. 

Zwischen dem 14. März 1977 und dem 5. Juli 1977 
hat dann die Reaktorsicherheitskommission ihr ei-
genes Votum vom November 1976, daß ein Berst-
schutz einen Sicherheitsgewinn darstellen werde, 
widerrufen und den Berstschutz als nicht notwendig 
erklärt. 

Ich will jetzt nicht über die Kompetenzen von 
RSK und SSK Ausführungen machen; ich will nicht 
Ihr Augenmerk darauf lenken, wie schnell auch Wis-
senschaftler ihre Auffassung ändern können, zwi-
schen November 1976 und Mai 1977; ich will nur sa-
gen, daß diese Fortentwicklung im Bereich der si-
cherheitstechnischen Beurteilung dann, wenn das, 
was Sie heute vorschlagen, meine Damen und Her-
ren, Wirklichkeit werden würde, im atomrechtlichen 
Genehmigungsverfahren nicht mehr berücksichtigt 
werden könnte. Kurzum, sicherheitstechnische 
Fortschritte würden bei Ihrem Vorschlag eingefro-
ren werden. 

Im übrigen würde eine Festschreibung dessen, 
was Sie vorschlagen, in einer Rechtsverordnung 
auch keine Beschleunigung des Genehmigungsver-
fahrens bedeuten können, weil nämlich dann im 
Streitfall das Verwaltungsgericht jedes einzelne 
technische Detail der Anlage nachprüfen müßte. 
Das würde dazu führen, daß die zum Teil schon 
heute überlasteten Gerichte bis in jede einzelne 
technische Frage hinein nachprüfen müßten, ob das 
Genehmigungsverfahren tatsächlich entsprechend  

der Rechtsverordnung abgelaufen wäre. Das würde 
eine weitere Verzögerung bedeuten. 

(Dr. Bugl [CDU/CSU]: Das ist schnell ge-
schehen, wenn dabei nicht alles wie heute 

in Frage gestellt wird!) 

Meine Damen und Herren, ich will in aller Kürze 
noch zwei Anmerkungen zur Beschleunigung anfü-
gen. Es liegt dem Bundesrat der Entwurf der Bun-
desregierung zur Beschleunigung atomrechtlicher 
Genehmigungsverfahren vor. Besser wäre es, von 
Rationalisierung zu sprechen. Es liegt am Bundes-
rat, diesem Verfahren zuzustimmen. Mit diesem 
Verfahren wird keine Einbuße an Sicherheit und 
Schutz der Bevölkerung bewirkt. Darüber hinaus 
bleiben die Beteiligungsrechte der Bürger ge-
wahrt. 

Noch eine kurze Bemerkung zum Investitions -
stau. Indirekt ist in Ihrem Antrag auch dieses Argu-
ment enthalten. Bei der Union verändern sich die 
Zahlen zum Investitionsstau laufend. Kollege Kohl 
hat im Februar einen Investitionsstau in diesem 
Jahr von 30 Milliarden DM beklagt, im April einen 
solchen von 50 Milliarden DM. 12 Tage später, eben-
falls im April, waren es 100 Milliarden DM. Ein Teil 
dieses angeblichen Investitionsstaus wird auf die 
angebliche Blockade kerntechnischer Anlagen zu-
rückgeführt. 

Ich führe Ihnen einmal einige dieser angeblichen 
Blockaden vor. Damit will ich deutlich machen, wo 
die Ursachen liegen. Zunächst zum Kernkraftwerk 
Borken (Hessen). Der Antrag wurde am 11. Septem-
ber 1974 gestellt. Stand per 1. September 1981: Bis 
heute wurde vom Antragsteller kein Sicherheitsbe-
richt vorgelegt; bislang war lediglich eine vorläufige 
Prüfung des Standorts möglich. Investitionsstau? Es 
wurde noch kein Sicherheitsbericht vom Antragstel-
ler vorgelegt! 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Wissen Sie auch, 
warum?) 

Ich komme jetzt zum Antrag betreffend Vahnum/ 
Rhein (Nordrhein-Westfalen). Der Antrag wurde am 
29. November 1974 nach § 7 des Atomgesetzes ge-
stellt. Das Genehmigungsverfahren ruht im Einver-
nehmen zwischen dem Antragsteller und den Ge-
nehmigungsbehörden. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Warum wohl?) 

Ich rufe auf: Neupotz I. Der Antrag wurde am 
16. Juni 1977 gestellt. Der Antragsteller beabsichtigt, 
bis Ende 1981/Anfang 1982 ein neues, sicherheits-
technisch fortentwickeltes Reaktorkonzept vorzule-
gen. 

Ich rufe auf: Ohu II (Bayern). Der Antrag wurde 
am 13. Februar 1979 gestellt. Es ist eine sogenannte 
Konvoi-Anlage. Die RSK hat am 14. Oktober 1981 
eine positive Empfehlung ausgesprochen. 

Zum Schluß rufe ich noch Biblis C auf. Der Antrag 
wurde am 18. April 1975 gestellt. Dieser Antrag 
wurde zurückgezogen. Ein neuer Antrag wurde am 
18. Oktober 1980 gestellt. Es handelt sich ebenfalls 
um eine Konvoi-Anlage. Auch hier ist die Genehmi-
gungsvoraussetzung durch das Zurückziehen des ur- 
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sprünglichen Antrags durch den Antragsteller ent-
fallen.  

(Bohl [CDU/CSU]: So stimmt das nicht!) 

Meine Damen und Herren, wir werden der Über-
weisung zustimmen. Herr Kollege Laufs und Herr 
Bugl, wir sind dankbar, daß wir im Ausschuß über 
die Frage der Änderung des § 7 des Atomgesetzes 
noch einmal in aller Ruhe beraten können. 

Die Enquete-Kommission des Deutschen Bundes-
tags hat sich in der vorigen Wahlperiode lange mit 
dieser Frage befaßt. Ich empfehle Ihnen die Lektüre 
eines entsprechenden Rechtsgutachtens im Mate-
rialband 2. Wir sind zu dem Ergebnis gekommen, 
daß es im Grundsatz beim derzeitigen rechtlichen 
Instrumentarium bleiben soll. Der Gesetzgeber hat 
zu verantworten, daß kerntechnische Anlagen si-
cherheitsmäßig verantwortbar sind. Die Genehmi-
gungsbehörde hat dann im einzelnen den Sicher-
heitsanforderungen des Gesetzgebers Rechnung zu 
tragen. Die Behörden sind insoweit — das gestehe 
ich Ihnen zu — durch die Schutzvorgaben allgemei-
ner Art gebunden. Das Regelungswerk — Strahlen-
schutzverordnung und entsprechende Sicherheits-
richtlinien, die Ihnen bekannt sind — reicht grund-
sätzlich aus, dem dynamischen Rechtsschutz, wie er 
im Atomgesetz zwingend vorgeschrieben ist, Rech-
nung zu tragen. 

Ihr Antrag, meine Damen und Herren von der 
CDU/CSU, geht in die Leere. Damit würde der Stand 
von Wissenschaft und Technik zumindest auf abseh-
bare Zeit festgeschrieben. Er könnte eine Minde-
rung von Sicherheit und Schutz der Bevölkerung mit 
sich bringen. Er geriete darüber hinaus in Kollision 
mit dem von mir zitierten Verfassungsgerichtsurteil 
zu Kalkar. Er führte auch nicht zu der von Ihnen ge-
wünschten Beschleunigung, und zwar weder im Ge-
nehmigungsverfahren noch bei möglichen anhängi-
gen gerichtlichen Entscheidungen. 

Wir lehnen Ihren Antrag deswegen in der Sache 
ab. Wir stimmen der Überweisung zu, weil wir die 
Hoffnung haben, Sie bei ausführlicher Beratung im 
Innenausschuß von unserer richtigen Auffassung 
überzeugen zu können. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In keinem anderen 
Land ist der Sicherheitsstandard der Kernkraft-
werke höher als in unserem. Das ist gut für uns, und 
so soll es bleiben. Sorgfalt kostet Zeit und zusätzli-
ches Geld. Aber damit lassen sich die im internatio-
nalen Vergleich unangemessen lang gewordenen 
Bauzeiten für deutsche Anlagen längst nicht mehr 
erklären. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Ursache für den Investitionsstau und die un

-

nötigen Verzögerungen ist in der Entscheidungs

-

schwäche und der Unsicherheit der SPD/FDP-Re

-

gierungspolitik zu finden, die sich an die Kernkraft-
nutzung nicht wirklich herantraut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In dem Maße, wie sich in den 70er Jahren die 
Kernkraftkontroverse verschärfte, verlängerten 
sich auch die atomrechtlichen Genehmigungsver-
fahren. In SPD/FDP-regierten Ländern bewegt sich 
seit nahezu zehn Jahren überhaupt nichts mehr. Ob-
wohl eine ganze Reihe von Anträgen vorliegen, 
wurde in Nordrhein-Westfalen und Hessen kein 
Neubau mehr genehmigt. 

Warum ist das so, Herr Kollege Schäfer? In uni-
onsregierten Ländern sind in dieser Zeit zehn An-
träge auf die erste Teilerrichtung vorgelegt und ge-
nehmigt worden. 

Vizepräsident Windelen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Schäfer? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Bitte. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Das ist nicht der 
Punkt, um über Genehmigungen oder Nichtgeneh-
migungen zu streiten. 

Meine Frage: Stimmen Sie mit mir überein, daß 
beispielsweise das Kernkraftwerk Wyhl auf Grund 
der politischen Entscheidung der Landesregierung 
Baden-Württemberg nicht gebaut worden ist — die 
ich in der Sache für richtig halte —, daß es gegen-
wärtig nicht eine kerntechnische Anlage gibt, deren 
Bau oder Planung auf Grund einer Gerichtsent-
scheidung blockiert wäre? Würden Sie mir das bitte 
bestätigen? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Das bestätige ich. Aber das 
ist gerade nicht der Punkt, um den es hier geht, Herr 
Kollege Schäfer. Ich weise Sie darauf hin, daß in 
SPD/FDP-regierten Ländern seit nahezu zehn Jah-
ren keine Genehmigungen mehr erteilt worden sind. 
Die aufsichtspflichtige und weisungsbefugte Bun-
desregierung, in deren Auftrag die Länder das 
Atomgesetz vollziehen, lehnte es stets entschieden 
ab, die Verfahrensweise der Länder zu beanstanden 
oder gar beschleunigend auf sie einzuwirken. 

Trotz eines enorm gestiegenen Bedarfs an billi-
gem Kernenergiestrom in der Grundlast hat sie 
nichts getan, um die Rechssicherheit der atomrecht-
lichen Verfahren zu erhöhen und die nahezu unkal-
kulierbar gewordenen Investitionsrisiken der Wirt-
schaft — hier geht es ja um Milliardenbeträge — ab-
zubauen und zu beseitigen. 

Angesichts dieser Situation ist es unglaublich, wie 
die Bundesregierung versucht, jede Verantwortung 
für den Investitionsstau im Bereich der Kernenergie 
zu leugnen. Es gibt überhaupt keinen Zweifel: Der 
Bundesregierung fehlte es bisher an einem tragfähi-
gen Willen, die gesetzlichen und verwaltungsrechtli-
chen Möglichkeiten zur Nutzung der Kernenergie 
wahrzunehmen und auszuschöpfen. An Ihnen, Herr 
Kollege Schäfer, ist offensichtlich die seit Jahren ge-
führte Diskussion über die fehlende Rechtssicher-
heit in den Atomverfahren völlig vorbeigegangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Aber bei der Bundesregierung scheint sich inzwi-

schen ein Wandel angebahnt zu haben. Sie hat in ih-
rer Regierungserklärung vom 24. November 1980 ih-
ren Willen geäußert, die Genehmigungsverfahren zu 
beschleunigen. Ein Katalog von Vorschlägen ist in 
diesem Jahre auch erarbeitet worden. In der dritten 
Fortschreibung des Energieprogramms wird eben-
falls hervorgehoben, daß der gegenwärtige Beitrag 
der Kernenergie sowie die Planungs- und Bauzeiten 
nicht den energie- und industriepolitischen Erfor-
dernissen entsprechen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das hat Herr Schä

-

fer gar nicht gelesen!) 

Wenn aber nun in Hessen nach siebenjähriger ge-
wissenhafter Begutachtung alle beteiligten Sachver-
ständigen und Behörden der Errichtung des Blocks 
Biblis C zustimmen und die Regierung Börner mit 
immer neuen Vorwänden die Genehmigung verwei-
gert und aufschiebt, so muß man sich fragen, wel-
chen Wert alle großen Absichtserklärungen und 
Energieprogramme dieser Bundesregierung über-
haupt noch haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier geht es doch schon lange nicht mehr um Fragen 
der Sorgfalt und Sicherheit, sondern um das politi-
sche Überleben einer SPD-Regierung, die sich ihrer 
Basis nicht mehr verständlich machen kann. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Restbedarfsphiloso

-

phie!) 

Es scheint gewiß zu sein, daß die von der Bundes-
regierung vorgesehenen organisatorisch-admini-
strativen Maßnahmen zur Beschleunigung der 
atomrechtlichen Genehmigungsverfahren für Kern-
kraftwerke nicht greifen werden, wenn die Rechtssi-
cherheit dieser Verfahren nicht erhöht wird. Des-
halb hat die CDU/CSU den vorliegenden Antrag ein-
gebracht. Er geht von der Tatsache aus, daß die Ver-
ordnungsermächtigungen des Atomgesetzes nicht 
genutzt wurden und der Erlaß einer Störfallverord-
nung, einer Radioökologieverordnung und einer Re-
aktorsicherheitsverordnung heute noch aussteht. 

Die Entscheidung über die letztlich politische Fra-
ge, wann die erforderliche Vorsorge gegen Schäden 
getroffen ist, wird in langwierigen Verfahren den 
Verwaltungsrichtern aufgebürdet. Den Gerichten 
wird eine Verantwortung zugemutet, die richtiger-
weise die Exekutive tragen müßte. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Diese verzichtet verängstigt auf politisches Handeln 
und wartet ab, bis die Gerichte gesprochen haben. 
Die Wertentscheidungs- und Gestaltungsdefizite der 
Bundesregierung wirken wiederum verunsichernd 
auf die Rechtsprechung zurück, die keine klaren 
rechtlichen Regelungen auf die Sachverhalte an-
wenden kann, sondern eine Vielzahl unbestimmter 
Rechtsbegriffe konkret ausfüllen muß. Bis die Ent-
scheidung über den Baubeginn oder die Betriebsge-
nehmigung in Rechtskraft erwachsen kann, verge-
hen deshalb jeweils sechs bis sieben Jahre. 

Professor Walther Fürst, der ehemalige Präsident 
des Bundesverwaltungsgerichts, sprach davon, daß 
der Richter in die Rolle eines Beckmessers gedrängt  

werde und Gefahr laufe, selbst unglaubwürdig zu 
werden, weil er entscheiden müsse, obgleich er we-
gen unzureichenden Sachverstandes nicht zu ent-
scheiden vermöge. Die Gerichte sind deshalb auch 
vielfach zu unterschiedlichen Auffassungen gelangt. 
Diese Situation ist nicht nur für den Antragsteller, 
sie ist auch für den betroffenen Nachbarn völlig un-
befriedigend. 

In der gleichen Lage befinden sich die Beamten in 
den Genehmigungsbehörden und die Gutachter, die 
von der politischen Führung alleingelassen werden. 
Als sich das politische Klima für die Kernenergie-
nutzung verschlechterte, gingen sie dazu über, mit 
zunehmend pessimistischen Annahmen zu rechnen, 
um auf diese Weise auch hypothetisch diskutierte 
Unsicherheiten des Vorsorgenachweises abzudek-
ken und ihre Aussagen in den verwaltungsgerichtli-
chen Streitverfahren bestandsfest zu machen. 

Die Genehmigungsverfahren ersticken seit dem 
in einer Flut von Papier. Das formale Absicherungs-
bedürfnis der verantwortlichen Behörden und Gut-
achter schlägt sich in einem verzehnfachten Doku-
mentationsaufwand nieder. Das Papiergewicht 
übersteigt häufig das Gewicht der Kraftwerkskom-
ponente. Mit echtem Sicherheitsgewinn hat dies 
längst nichts mehr zu tun. 

Ich möchte Ihnen an Hand eines Beispiels aufzei-
gen, wie sich das Fehlen verbindlicher Normen aus-
wirkte und die Auflagen in den Genehmigungsver-
fahren geradezu groteske Formen annehmen konn-
ten. 

In der Bundesrepublik Deutschland müssen 
Kernkraftwerke, unabhängig von der Flugdichte 
über dem Standort, gegen Flugzeugabsturz ausge-
legt werden. In allen anderen Ländern sieht man we-
gen der geringen Eintrittswahrscheinlichkeit des 
Ereignisses Flugzeugabsturz exakt auf ein Kern-
kraftwerk davon ab. In den Sicherheitskriterien des 
Bundesinnenministers heißt es dazu sehr allgemein, 
daß die folgenschwersten Einwirkungen sowie Kom-
binationen von verschiedenen Einwirkungen und 
Störfällen berücksichtigt werden müssen, soweit das 
gleichzeitige Eintreten auf Grund der Wahrschein-
lichkeit und des Schadensmaßes in Betracht gezo-
gen werden muß. 

Da das Ereignis eines Flugzeugabsturzes auf ein 
Kernkraftwerk mit seinen Folgewirkungen nicht 
weiter beschrieben wird, können die allgemeinen Si-
cherheitsanforderungen des Bundesinnenministers 
unter beliebig ungünstigen Annahmen für den Stör-
fallablauf betrachtet werden. Das gilt für den Impuls 
und den Auftreffwinkel des Flugzeugs, das Ausmaß 
der Trümmerwirkungen, die Folgeereignisse beim 
Brand des Flugzeugtreibstoffs an der ungünstigsten 
Gebäudestelle, den Betriebszustand des Reaktors, 
die Wetterlage usw. Es ist geradezu uferlos möglich, 
pessimistische Annahme auf pessimistische An-
nahme zu häufen. 

Im Genehmigungsverfahren muß nun der Nach-
weis einer ausreichenden Schadensvorsorge in dem 
Sinne geführt werden, daß die sicherheitstechnisch 
wichtigen Anlageteile auch bei Flugzeugabsturz 
funktionstüchtig bleiben und die Überschreitung 
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der in der Strahlenschutzverordnung festgelegten 
Grenzwerte der radioaktiven Expositionen wir-
kungsvoll verhindern. Für den Ganzkörper sind es 
5 rem pro Jahr. 

Ungeklärt und offen ist dabei die Frage, in wel-
chem Umfang die Ernährungsketten bei der Berech-
nung der radioaktiven Belastung der Umwelt be-
rücksichtigt werden müssen. Es ist wohl jedermann 
verständlich, daß es für die sicherheitstechnische 
Auslegung eines Kernkraftwerks gegen Flugzeug-
absturz einen erheblichen Unterschied macht, ob 
man im Störfall die Strahlenexposition über Nah-
rungsaufnahme durch administrative Maßnahmen 
zu vermeiden erlaubt — etwa durch Aufkauf des ver-
seuchten Grases und der Milch — oder von der An-
nahme ausgehen muß, daß sich eine Person — über 
einen Zeitraum von 50 Jahren betrachtet — in der 
Kraftwerksumgebung ununterbrochen an der un-
günstigsten Stelle der radioaktiven Einwirkungen 
aufhält und alle Nahrungsmittel für diese Person 
dort erzeugt werden. 

Es ist eine eminent politische Entscheidung, ob es 
bei einem hypothetischen Störfall gerechtfertigt ist, 
den Berechnungen eine Folge weiterer extremer 
Konservativismen zugrunde zu legen. Die herr-
schende Meinung der Sachverständigen verneint 
dies, weil sich das Restrisiko auf diese Weise nicht 
wirklich vermindern läßt, solange ganz andere Stör-
fälle auftreten können, die mit höheren Risiken be-
haftet sind. 

Die zuständige Bundesregierung äußert sich dazu 
nicht und entzieht sich ihrer Pflicht zur Rechtset-
zung. Die sicherheitstechnischen Maßnahmen wer-
den deshalb unausgewogen. Die Aufwendungen von 
Zeit und Geld bringen nicht den besten Nutzen für 
die Sicherheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Risiko als Maßzahl für Schadensausmaß und Un-
gewißheit ist nicht vorstellbar. In einer politisch ver-
unsicherten Umwelt neigt man dazu, Schadensfol-
gen für sich allein zu betrachten, auch wenn diese 
völlig unwahrscheinlich sind. Katastrophenabläufe 
sind auch vielfach in einer jede Freisetzungsphysik 
verleugnenden Weise dem Publikum ausgemalt wor-
den. So sind sie aber tatsächlich unrealistisch. Die 
Ergebnisse umfangreicher in- und ausländischer 
Experimente zur Erforschung von Kühlmittelver-
luststörfällen — landläufig bekannt unter dem Be-
griff "China-Syndrom" — deuten darauf hin, daß bis-
herige Annahmen weitaus zu pessimistisch waren. 
Es sieht ganz so aus, als würde auch ein Kern-
schmelzunfall in deutschen Kernkraftwerken zu 
keinem oder nur geringfügigem Umweltschaden 
führen. Die gefürchtete Dampfexplosion, die so ge-
waltig verläuft, daß sie die Sicherheitshüllen zer-
stört, scheint physikalisch unmöglich zu sein. 

Alle vorliegenden Erfahrungen und Erkenntnisse 
rechtfertigen es, den Sicherheitsstandard für deut-
sche Druckwasserreaktoren üblicher Bauart zu nor-
mieren und das Regelungsdefizit durch Rechtsver-
ordnungen zu verringern. 

Die Bundesregierung selbst begründet ihre Vor-
schläge zur Verkürzung der genehmigungsrechtli-

chen Verfahrensdauer und zur Standardisierung der 
modernen Druckwasserreaktoren mit der Konsoli-
dierung der sicherheitstechnischen Entwicklung. 
Ihr ist zuzustimmen, wenn sie feststellt, daß die we-
sentlichen sicherheitstechnischen Annahmen in den 
letzten Jahren auf einem hohen Niveau konvergier-
ten. 

Bei einer Anhörung von Sachverständigen der Be-
gutachtungs- und Beratungsgremien, Landesgeneh-
migungsbehörden, Betreiber und Hersteller vor der 
Arbeitsgruppe Reaktorsicherheit und Strahlen-
schutz des Innenausschusses ergab sich dieser Tage 
übereinstimmend, daß die deutsche Sicherheitskon-
zeption vor spektakulären Änderungen bewahrt 
werden müsse. Die Einführung der unterirdischen 
Bauweise oder der fernbetätigten Containmentbe-
lüftung, wie sie von der Bundesregierung im Hin-
blick auf die Akzeptanz weiterer Kernkraftwerke er-
wogen wurde, würde den Sicherheitsstandard nicht 
erhöhen, sondern eine Vielzahl neuartiger Probleme 
und Unsicherheiten mit sich bringen. Wenn diese 
Überlegungen zutreffen, bestehen keine Bedenken, 
das sicherheitstechnische Konzept, die zu beherr-
schenden Störfälle und die für die Störfallbeherr-
schung maßgeblichen Schutzziele in einer Reaktor-
sicherheitsverordnung für Druckwasserreaktoren 
heute üblicher Bauart zu konkretisieren und ver-
bindlich festzulegen. 

Was die rechtliche Zulässigkeit einer Reaktorsi-
cherheitsverordnung betrifft, so vermutet der Herr 
Kollege Schäfer einen Konflikt zwischen der Ver-
rechtlichung von Sicherheitsstandards und dem dy-
namischen Vorsorgegebot nach dem Stand von Wis-
senschaft und Technik. Der Gesetzgeber hat jedoch 
der ausführenden Gewalt mit Bedacht Verordnungs-
ermächtigungen zur Ausgestaltung der unbestimm-
ten Rechtsbegriffe erteilt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat ausdrücklich 
nur gegen eine gesetzliche — ich betone: gesetzliche 
— Fixierung eines bestimmten Sicherheitsstan-
dards Bedenken geäußert und in seiner Kalkar-Ent-
scheidung vom 8. August 1978 ausgeführt — Herr 
Kollege Schäfer, Sie haben hier nicht vollständig, 
nicht richtig zitiert —, daß sich die bestehende 
Rechtsunsicherheit u. a. durch Rechtsverordnungen 
der Exekutive verringern lasse. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU fordert die Bundesregierung mit 
dem vorliegenden Antrag dazu auf. Sie wünscht sich 
eine zügige Beratung und Umsetzung, damit die 
politische Zielsetzung zur Zukunftssicherung der 
Energieversorgung unseres Volkes ohne Einbuße an 
Sicherheit und Rechtsschutz auch tatsächlich er-
reicht werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Dregger 
[CDU/CSU]: Und die Vollbeschäftigung!) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Ausführungen des 
Kollegen Laufs lassen mich nur schwer der Versu-
chung widerstehen, mich ebenfalls von dem Antrag, 
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den Sie eingebracht haben, zu lösen und mehr dar-
über zu sprechen, ob die Sicherung unserer indu-
striellen Zukunft tatsächlich, unabhängig von der 
Energiequelle, die wir wählen, davon abhängt, daß 
wir immer mehr Energie erzeugen, daß wir eine im-
mer größere Abhängigkeit von elektrischer Energie 
erleben müssen unter gleichzeitiger unglaublich gi-
gantischer Verschwendung der dabei erzeugten Ab-
wärme, oder ob nicht vielmehr die Entwicklung un-
serer industriellen Gesellschaft davon abhängt, daß 
es uns gelingt, endlich mit dem kostbaren Gut Ener-
gie sorgfältiger umzugehen. Dies sage ich unabhän-
gig davon, welche Energiequelle wir wählen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Gerade diese Denk

-

weise richtet den Schaden an, den wir hier 
beklagen!) 

— Ich glaube nicht, daß die Denkweise einen Scha-
den anrichtet, sondern ich denke, daß die physikali-
schen Konditionen auch durch Denken nicht verän-
dert werden können, nämlich die Tatsache, daß bei 
der Erzeugung elektrischer Energie ein hoher Pro-
zentsatz der Primärenergie — zur Zeit jedenfalls — 
ziemlich nutzlos verwendet wird, um unsere Luft 
und unsere Flüsse aufzuheizen, was ja nicht im Sinn 
des Erfinders sein kann. Da können Sie noch so viel 
denken; das ist einfach so. 

Herr Kollege Laufs, Sie gehen in einer für mich 
unbegreiflichen Weise über eine ganze Reihe von 
Tatsachen hinweg. Sie nehmen sie seit langer Zeit 
nicht zur Kenntnis, z. B. die Tatsache, daß es im Be-
reich der Kraftwerke keinen Investitionsstau, son-
dern Genehmigungshalden gibt, 

(Beifall bei der SPD) 

wie Herr Kollege Schäfer dargestellt hat. Es gibt in 
Nordrhein-Westfalen, wie Sie wahrscheinlich wis-
sen, die Möglichkeit, elf Kohlekraftwerke zu bauen. 
Die Genehmigungen werden nicht ausgenutzt. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Wir sprechen hier 
über Kernkraftwerke!) 

— Zu den Kernkraftwerken wissen Sie — das haben 
wir uns neulich im Innenausschuß vortragen las-
sen —, daß von 17 Verfahren 9 völlig ordnungsge-
mäß laufen, während 8 andere Verfahren darunter 
leiden, daß entweder erteilte Genehmigungen nicht 
fortgeführt werden, 

(Zuruf des Abg. Dr. Laufs [CDU/CSU]) 

daß nur Standortanfragen gemacht werden, daß die 
Sicherheitsberichte seit über zehn Jahren nicht vor-
gelegt worden sind oder die Verfahren in Überein-
stimmung mit den Antragstellern zur Ruhe gebracht 
worden sind. Das ist doch der Sachverhalt. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Weil Sie politischen 
Druck ausgeübt haben!) 

— Ach, politischer Druck! Ich wäre bereit, wenn ich 
die Redezeit hätte — — 

(Gerstein  [CDU/CSU]: Wir wissen doch in 
Nordrhein-Westfalen Bescheid, daß nichts 

gebaut wird!) 

— Ich kenne die Verhältnisse in Nordrhein-Westfa

-

len. Deswegen sage ich Ihnen das ja. Aber das gilt 

bei Kernkraftwerken in anderen Ländern genauso. 
Hier eine Schwarze-Peter-Jagd anzustellen ist doch 
ziemlich sinnlos. 

Und Sie übergehen eines, Herr Kollege Laufs: daß 
die Akzeptanz von Kernkraft und die Zahl der Ver-
fahren, die wir haben, ja doch nicht etwa nur von der 
Kompliziertheit von Vorschriften, sondern von der 
Akzeptanz abhängt. Und die Akzeptanz ist nicht nur 
ein Problem eines ordnungsgemäßen Verfahrens, 
sondern auch die Konsequenz ungelöster Probleme. 
Sie wissen genauso wie wir, daß die Entsorgungs-
frage bei Kernkraftwerken leider nicht in gutem Zu-
stand ist. 

Sie erwecken in Ihrem Antrag den Eindruck, als 
gebe es keine Richtlinien. Es gibt eine ganze Fülle 
von Normierungen, Richtlinien, RSK-Leitlinien, 
Empfehlungen, Regelwerken aller Art, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Die sind doch alle 
nicht rechtsverbindlich!) 

an die sich die Beteiligten halten, an die sich auch 
die Genehmigungsbehörden gehalten haben, an die 
sich auch die Gerichte halten — bis auf einen von Ih-
nen und Herrn Kollegen Schäfer dargestellten Fall, 
wo es um das Problem des Berstschutzes ging, der 
bei einer Anlage eine Rolle spielte. 

Wir haben den Eindruck, daß Sie mit Ihrem An-
trag in Wirklichkeit beabsichtigen, die Regelung des 
§ 7 Abs. 2 des Atomgesetzes auszuhöhlen, nämlich 
den Inhalt des Begriffs der Verpflichtung, die nach 
dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderli-
chen Vorsorge gegen Schäden zu treffen. Sie wissen 
ja,  daß es mehrere — — 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sie haben die Be-
gründung meines Antrags nicht gelesen!) 

— Doch! Das ergibt sich aus der Begründung Ihres 
Antrags. Ich versuche, das deutlich zu machen. 

Es gibt zum einen den Begriff „allgemein aner-
kannte Regeln der Technik". Im Maschinenbauge-
setz heißt es „herrschende Auffassung der Prakti-
ker". Dann gibt es den zweiten Begriff „Stand der 
Technik", wie wir ihn im Bundes-Immissionsschutz-
gesetz haben. Gemeint ist die Gesamtheit der unter 
Berücksichtigung neuester Erkenntnisse gewonne-
nen sicherheitstechnischen Lösungen. 

Das Atomgesetz geht darüber hinaus. „Stand von 
Wissenschaft und Technik" heißt dort: Vorsorge ge-
gen Schäden, die nach neuesten wissenschaftlichen 
Erkenntnissen für erforderlich gehalten wird; eine 
Vorsorge, die nicht unter allen Umständen durch 
den Stand der Technik begrenzt wird. Diese Bedeu-
tung der Klausel „Stand von Wissenschaft und Tech-
nik", also das Hinausgehen über den aktuellen 
Stand der Technik, ist das wesentliche Kriterium 
der Schutzvorschriften des Atomgesetzes, weil wir 
hier im Gegensatz zur konventionellen Technik 
nicht nach dem Prinzip vorgehen können, daß man 
aus Schaden klug wird. Sondern wir wollen ja versu-
chen, durch äußerst vorsichtige und konservative 
Regelungen und äußerst konservative Annahmen 
den Eintritt von Schäden überhaupt zu verhin-
dern. 
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Wenn Sie nun hergehen — weil Sie sagen, in dem 

Bereich der Druckwasserreaktoren von 1 300 Mega-
watt wird es schon keine technische Entwicklung 
mehr geben — und einen Regelstandard festschrei-
ben, dann setzen Sie in Wirklichkeit die Vorsorgere-
gelungen auf den Stand der Technik. Das ist der ei-
gentliche Inhalt Ihres Antrages. 

Nun räume ich Ihnen ein, daß langdauernde Groß-
verfahren insbesondere für die Gerichte dann von 
äußerster Kompliziertheit sind, wenn der Richter in 
die Rolle des technischen Sachverständigen hinein-
gedrängt wird. Dazu möchte ich auf das verweisen, 
was der Präsident des Bundesverfassungsgerichts 
in einem Vortrag vom Mai dieses Jahres „Techni-
sche Risiken und Grundgesetz" ausgeführt hat. 
Herr Benda sagt — und ich folge ihm darin —, daß 
die Fixierung solcher technischer Normen, wie es Ih-
nen vorschwebt, durch den Gesetzgeber oder durch 
den Verordnungsgeber ihn eigentlich überfordert, 
weil er in Wirklichkeit die Inhalte seiner Entschei-
dung von anderen Fachgremien übernehmen muß, 
ihnen glauben muß, also sie sozusagen nur legiti-
miert, sie normiert. Durch dieses Verfahren wird das 
Problem der gerichtlichen Praxis überhaupt nicht 
gelöst. Es bleibt Ihnen nichts übrig, als auch weiter-
hin zu prüfen, ob der Regelungsinhalt dem § 7 des 
Atomgesetzes — „neuester Stand von Wissenschaft 
und Technik" — entspricht. Und es bleibt dem Rich-
ter auch nach einer solchen Verordnung nichts üb-
rig, als zu prüfen, ob der Regelungsinhalt einer sol-
chen Verordnung dem verfassungsrechtlichen 
Grundsatz des aktiven Grundrechtsschutzes ent-
spricht, ob also die erforderliche, von uns allen für 
notwendig gehaltene Vorsorge tatsächlich erfüllt 
wird. 

Benda kommt auf Grund dieser Überlegungen zu 
dem Vorschlag, nicht die Inhalte zu normieren, son-
dern vom Inhalt zu einer Verfahrenskontrolle über-
zugehen, also zu normieren, wie solche technischen 
Normen zustande kommen, wer in welchem Verfah-
ren an der technischen Normenbildung beteiligt 
werden soll. Ich finde, daß das ein Ansatzpunkt ist, 
über den man nachdenken kann. 

Nun hat die Bundesregierung 14 Tage vor Erschei-
nen Ihres Antrages ja wesentliche Maßnahmen zur 
Verfahrensbeschleunigung getroffen: Vereinheitli-
chung der Genehmigungsanträge, Übernahme und 
gegenseitige Anerkennung der Sachverständigen-
gutachten, einheitliche Beurteilung gleichartiger 
Anlagen, Reduzierung der Zahl der Teilerrichtungs-
genehmigungen, Präzisierung der Bürgerbeteili-
gung. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das hat die Bundes

-

regierung im Bundesrat vorgeschlagen!) 

— Das hat sie im Bundesrat vorgeschlagen. Ich hof-
fe, daß sich der Bundesrat diesen segensreichen Vor-
schlägen nicht hemmend in den Weg stellen wird — 
Sie haben j a im Bundesrat die Mehrheit, können 
also diese vernünftigen Vorschläge sofort akzeptie-
ren, ich halte sie für vernünftig —, damit die Geneh-
migungshalden im Bereich der Kraftwerke in der 
Tat abgebaut werden. 

Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung machen, 
die ich im Zusammenhang mit Diskussionen über 

Kernenergie eigentlich ständig wiederholen möchte. 
Ich bin erfreut, von Ihnen immer wieder betont zu 
hören, daß der Sicherheitsstandard unserer Kern-
kraftwerke — heute sagen Sie: insbesondere der 
Druckwasserbehälter von Druckwasserreaktoren 
von 1 300 Megawatt — so einzigartig in der Welt ist. 
Das mag sein. Bitte, folgen Sie uns dann in dem Vor-
schlag, die Haftungsbegrenzung des Atomgesetzes 
aufzuheben. Denn wenn diese Reaktoren so sicher 
sind, ist doch überhaupt nicht einzusehen, warum 
wir zugunsten der Betreiber solcher Reaktoren eine 
Haftungsgrenze einführen, über die hinaus sie nicht 
haften. Wenn es also darum geht, die Akzeptanz zu 
erhöhen und das Vertrauen der Bevölkerung darin 
zu stärken, daß man in der Tat auf diesem Wege fort-
schreiten könne — die Diskussion darüber werden 
wir im nächsten Jahr führen, wenn der Bericht der 
Enquete-Kommission vorliegt —, dann würden Sie 
Ihre Position drastisch erleichtern, wenn Sie sie mit 
dem Vorschlag verbänden, die Haftungsbeschrän-
kung aufzuheben. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär von Schoeler. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Wenn man den An-
trag der Fraktion der CDU/CSU liest und hier eben 
gehört hat, welche Bemerkungen Herr Kollege 
Laufs gemacht hat, dann muß man zunächst einmal 
nach den Gründen für diesen Antrag fragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Um Ihnen zu hel-
fen!) 

Der Begründung von Herrn Laufs habe ich zwei 
Punkte entnommen. Zunächst einmal schien es 
darum zu gehen, eine von der Opposition sehr ge-
liebte Debatte über den angeblichen Investitions-
stau zu wiederholen, ohne auch nur den Versuch zu 
machen, eine Beziehung zu dem Antrag herzustel-
len. Das ist nun geschehen. Es ist über diesen Inve-
stitionsstau diskutiert worden. Dazu will ich hier nur 
eine Tatsache festhalten: Interessant schien mir zu 
sein, daß der Kollege Laufs nicht einmal behauptet 
hat, daß die Bundesregierung für irgendeinen Inve-
stitionsstau auf diesem Gebiet verantwortlich sei. 
Das möchte ich einfach noch einmal festhalten, da-
mit es der Öffentlichkeit bewußt wird. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Ich bitte Sie, meine 
Rede nachzulesen!) 

Sie haben jetzt weiter gesagt, die Bundesregierung 
sei zwar nicht verantwortlich, daß es da einen Inve-
stitionsstau gebe — das ist auch von den Kollegen 
Hirsch und Schäfer mit Hinweisen auf die Unterla-
gen, die dem Innenausschuß vorliegen, bestritten 
worden —, jedoch solle sie jetzt einmal die Länder 
anweisen, in den Genehmigungsverfahren zügig zu 
entscheiden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Laufs [CDU/CSU]) 

— Das haben Sie gesagt. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Von Anweisen war 
nicht die Rede!) 
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— Von Anweisung! Vom Ausnützen des Weisungs-
rechtes war die Rede, Herr Kollege Laufs. Exakt das 
haben Sie gesagt. Ich bitte Sie dann, Ihre Rede nach-
zulesen. Vielleicht stand es nicht im Manuskript. 
Aber Sie haben es so gesagt. Sie haben dabei die 
Länder Hessen und Nordrhein-Westfalen in Bezug 
genommen. 

Nun frage ich: Warum haben Sie eigentlich Hes-
sen und Nordrhein-Westfalen genannt? Sie kennen 
doch die Unterlagen. Sie wissen doch, daß sich die 
gleiche Frage, die Sie dort gestellt haben — meines 
Erachtens unzutreffenderweise —, dann aber auch 
für Genehmigungsverfahren in Rheinland-Pfalz, 
Baden-Württemberg und Bayern stellen würde. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Dort wird überall 
gebaut!) 

Nützt es denn dieser Sachdiskussion auch nur ir-
gend etwas, wenn Sie jedwede Gelegenheit dazu 
mißbrauchen, sie in ein falsches, parteipolitisches 
Fahrwasser hineinzuziehen. Es entspricht nicht den 
Realitäten, daß hier SPD/FDP-regierte Länder so 
und CDU/CSU-regierte Länder anders verfahren 
würden. Das drastischste Beispiel, das der Öffent-
lichkeit dazu vor Augen geführt worden ist, ist das 
Verhalten der niedersächsischen Landesregierung 
in der Frage des nationalen Entsorgungszentrums 
gewesen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Welche Rolle hat dabei 
die SPD gespielt? — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Wissen Sie, der Unterschied zwischen Regierun-
gen und Oppositionen ist, daß Oppositionen opponie-
ren und das Regierungen zu regieren und zu ent-
scheiden haben. Dafür wird sozusagen das Gehalt 
gezahlt. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Wo wäre der Börner 
ohne die CDU in Frankfurt?) 

— Das weitet zwar die Debatte sehr aus. Ich meine 
aber, daß die hessische Landesregierung ein typi-
sches Beispiel dafür ist, daß sie Entscheidungen 
trifft und verantwortet. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Und die hessische CDU? 
— Gerstein [CDU/CSU]: Mit Hilfe der Op

-

position!) 

— Ich diskutiere im Augenblick nicht über Ihre Par-
teifreunde in Hessen. Das ist sicherlich nicht meine 
Aufgabe. Ich habe nur nichts gehört, daß Sie etwa 
Vorwürfe an die Adresse der hessischen Landesre-
gierung erhoben hätten, sie entscheide nicht. Es 
gibt zwar viele Vorwürfe gegen die hessische Lan-
desregierung, die man den Zeitungen entnehmen 
kann, aber nicht den, daß sie nicht entscheide. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Das scheint Ihnen auch nicht recht zu sein. Aus 
der Sicht der dortigen Opposition kann ich das ver-
stehen. Allerdings sollten Sie das hier nicht zum Ge-
genstand einer Debatte mache. Das war der erste 
Grund. 

Nun vermute ich aus Ihrer Rede noch einen zwei-
ten Grund, warum Sie diesen Antrag hier gestellt ha-
ben. Der scheint etwas im Widerspruch mit einer Be-
kundung zu stehen, Herr Kollege Laufs, die Sie — 
für mich erfreulicherweise — an den Beginn Ihrer 
Rede gesetzt haben. Sie haben gesagt: Die Kern-
kraftwerke in der Bundesrepublik Deutschland ha-
ben einen hohen, vielleicht sogar den höchsten Si-
cherheitsstandard im internationalen Vergleich. Sie 
haben hinzugefügt: Das soll nicht nur so gewesen 
sein, sondern soll für die Zukunft auch so bleiben. 

Ich frage mich, ob das wirklich so bliebe, wenn wir 
Ihrem Antrag folgten. Ich frage mich weiter, ob Ihr 
Antrag nicht im Kern viel weniger die Frage der 
Rechtssicherheit als die Frage der zu fordernden Si-
cherheitsstandards betrifft. Darum geht es Ihnen 
und um deren Absenkung in einigen Punkten; diese 
haben Sie selbst erwähnt. Ich will dazu nachher 
noch etwas sagen. 

Wenn Sie — ich zitiere aus Ihrem Antrag — als Ihr 
Ziel erklären, „die Rechtssicherheit für Genehmi-
gungsverfahren für Kernkraftwerke zu erhöhen", 
dann kann ich mich mit diesem Ziel voll identifizie-
ren. Rechtssicherheit — genauer: Berechenbarkeit 
von administrativen und gerichtlichen Entscheidun-
gen — ist ohne Zweifel ein hohes Rechtsgut. In die-
sem Ziel stimmen wir überein. 

Und dennoch müssen wir Ihrem Antrag wider-
sprechen. Sie fordern den baldigen Erlaß einer Re-
aktorsicherheitsverordnung. Dieser Forderung 
könnte nur entsprochen werden, wenn dadurch die 
laufende Anpassung der Genehmigungsvorausset-
zungen an den jeweiligen Stand von Wissenschaft 
und Technik nicht verhindert würde. Ihre Forderung 
läuft aber exakt darauf hinaus, den Stand von Wis-
senschaft und Technik in der Verordnung festzu-
schreiben. Die technische Entwicklung und die Dis-
kussion darüber sind aber heute noch nicht abge-
schlossen. Eine Festschreibung des Standes von 
Wissenschaft und Technik ist deshalb jedenfalls 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht vertretbar. Ich 
will das begründen. 

Erstens. Höchstmögliche Rechtssicherheit für das 
Genehmigungsverfahren, die Sie mit Ihrem Antrag 
vornehmlich im Auge haben, ist ein hohes Gut. Vor-
rang hat jedoch der Schutz der Rechtsgüter Leben 
und körperliche Unversehrtheit. Diesen Rechtsgü-
tern gilt nach dem Grundgesetz vor allen anderen 
Rechtsgütern der Schutz der Rechtsordnung und 
der staatlichen Gewalt. Ich bin sicher, daß Sie alle 
dieses im Prinzip genauso sehen. In der Praxis wür-
den die Vorstellungen der Opposition aber dazu füh-
ren, daß der vorrangige Schutz von Leben und kör-
perlicher Unversehrheit zugunsten des Rechtsgutes 
Verfahrenssicherheit eingeschränkt würde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht zu-
treffen!) 

Das aber darf nicht geschehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wird nicht 
geschehen!) 

Das bedeutet, Herr Kollege Laufs: Wenn und so-
lange nicht ausgeschlossen werden kann, daß die 
vorrangig schutzwürdigen Rechtsgüter Leben und 
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körperliche Unversehrheit durch eine vorzeitige 
Festschreibung von bestimmten Genehmigungsvor-
aussetzungen beeinträchtigt werden können, haben 
die Belange der Rechtssicherheit und Vorausseh-
barkeit des Verfahrens zurückzustehen. 

Zweitens. Die Güterabwägung spricht auch aus ei-
nem aktuellen Grund gegen den derzeitigen Erlaß 
einer Reaktorsicherheitsverordnung. Sie erwähnen 
in Ihrem Antrag mehrfach das Wort Berstschutz. Sie 
stellen es beispielhaft als Kronzeuge für eine weit 
verbreitete Rechtsunsicherheit in den Genehmi-
gungsverfahren heraus. Dieses Stichwort möchte 
ich auf seine tatsächliche Bedeutung reduzieren. 

Bekanntlich haben zwei Verwaltungsgerichte 
über die Notwendigkeit eines Berstschutzes unter-
schiedlich entschieden. Wir können jedoch in Kürze 
mit einer, wie ich hoffe, abschließenden Klärung in 
diesem Streitfall rechnen. In der Rechtsprechung 
zur Störfallauslegung war dieses Beispiel aber nicht 
typisch. Im Gegenteil, es war ein Ausnahmefall und 
ist es bis heute geblieben. Die Entscheidung des Ver-
waltungsgerichts Freiburg, die einen Berstschutz 
als nach dem Stande von Wissenschaft und Technik 
erforderliche Vorsorge gegen Schäden gefordert 
hatte, hat keinen Nachfolger gefunden. Diese Ent-
scheidung hat die späteren Genehmigungsverfah-
ren weder über die Genehmigungsbehörden noch 
über die Gerichte beeinflußt oder gar verunsichert. 
Gerade der Ausnahmefall Berstschutz zeigt, daß von 
einer Rechtsunsicherheit über die grundlegenden 
Genehmigungsvoraussetzungen keine Rede sein 
kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber was ist die 
Folge?) 

Der Fall hat aber ein Weiteres demonstriert. Wenn 
Anlaß zu Zweifeln besteht, dann ist es sicher besser, 
diese Zweifel in aller Sorgfalt und Gründlichkeit, 
notfalls im Rahmen eines formstrengen Gerichts-
verfahrens, auszudiskutieren, als sie durch eine ne-
gative Entscheidung des Normgebers einfach zu ver-
drängen. 

Drittens. Die Bedeutung der Reaktorsicherheits-
verordnung für die Genehmigungen und die Ge-
richtsverfahren ist nur gering zu veranschlagen. Ich 
nehme sogar an, daß auch Sie insoweit keine über-
triebenen Erwartungen hegen. Der Grundsatz der 
Einzelgenehmigung bleibt hiervon unberührt. Die 
Entscheidungen der Genehmigungsbehörden wür-
den von einer solchen Verordnung ebenfalls kaum 
beeinflußt. Das verfügbare umfassende Regelwerk, 
das in enger Kooperation von Bund und Ländern an-
gewendet und in Genehmigungsentscheidungen zu-
grunde gelegt wird, gewährleistet einen in der Bun-
desrepublik Deutschland einheitlichen Sicherheits-
standard auf hohem Niveau und die nach dem Stand 
von Wissenschaft und Technik erforderliche Vor-
sorge gegen Schäden. 

Auch für die Gerichtsverfahren bliebe ein mögli-
cher Gewinn durch eine Reaktorsicherheitsverord-
nung zweifelhaft. Die Zahl der gerichtlichen Streit-
verfahren und die Kontrolldichte würden grundsätz-
lich nicht reduziert werden. Die Schwerpunkte der 
Gerichtsverfahren würden sich allenfalls verlagern. 

Man müßte nunmehr prüfen, ob die Verordnungs-
normen übereinstimmen mit dem Schutzzweck der 
Ermächtigungsnorm des Atomgesetzes und darüber 
hinaus mit dem grundgesetzlichen Postulat der je-
weils bestmöglichen Gefahrenabwehr. 

Wir müssen uns deshalb ernsthaft fragen, ob wir 
unser bewährtes System, das uns höchstmögliche 
Sicherheit vor den Gefahren der Kernenergie er-
möglicht und zugleich Rechtssicherheit für die Ge-
nehmigungsverfahren in dem vom Grundgesetz und 
dem Atomgesetz gesetzten Rahmen sichert, aufge-
ben wollen für angebliche Vorteile, die bei genaue-
rem Hinsehen nicht so recht auszumachen sind. 

Viertens. Die Ausführungen in der Begründung 
des vorliegenden Antrags — und da komme ich auf 
das zurück, was ich am Anfang gesagt habe — haben 
mich in der Auffassung bestärkt, gegenüber Ihrem 
Antrag skeptisch zu sein. Da wird behauptet, die 
Forderung nach Beherrschung des Störfalls Flug-
zeugabsturz sei unreflektiert. Wenn ich diese Be-
merkung als Begründung für eine Rechtsverord-
nung interpretieren darf, wird mit dem Antrag ja 
wohl auch der Zweck verfolgt, bisher durchgesetzte 
Sicherheitsanforderungen — wie z. B. die Auslegung 
gegen Flugzeugabsturz — zurückzunehmen oder an-
dere Überlegungen — wie z. B. die Begrenzung der 
Unfallfolgen von Kernschmelzen — durch eine Ver-
ordnung abzublocken. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Haben Sie meine 
Ausführungen dazu nicht gehört?) 

Nur allzu schnell kann eine sorgfältige und gründli-
che Prüfung neuer Vorschläge — wie diese Beispiele 
zeigen — mit dem Argument abgewehrt werden, die 
Verordnung sehe diese Maßnahmen nicht vor, und 
sie seien deshalb als Vorsorgemaßnahmen nicht er-
forderlich. So bringt man die Entwicklung neuer 
Schutzkonzepte zu Fall und demotiviert das Suchen 
nach neuen Wegen zur Erhöhung der Sicherheit. 

Meine Damen und Herren, unser derzeitiges Sy-
stem und unsere bisherige Verfahrensweise haben 
uns gute Ergebnisse gebracht: Sicherheit unserer 
Reaktoren und eine relativ verläßliche und kalku-
lierbare Verfahrensgestaltung. Und ich betone aus-
drücklich: Kein Kernkraftwerksprojekt ist derzeit 
gerichtlich blockiert. Die Genehmigungsverfahren 
für die modernen Druckwasserreaktoren können, 
wenn die Antragsteller rechtzeitig und zügig ihre 
Antragsunterlagen vorlegen — was sie bekanntlich 
nicht immer tun — innerhalb von acht Jahren bis 
zur Betriebsgenehmigung durchgeführt werden, wie 
das Beispiel Grafenrheinfeld zeigt. Und diese Zeit ist 
nicht schlecht. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Und das Beispiel 
Uentrop haben Sie vergessen!) 

Sie ist — mit Ausnahme von Frankreich — kürzer 
als in allen anderen westlichen Ländern. 

Die von der CDU/CSU geforderte Verordnung 
würde wahrscheinlich keinen Zeitgewinn, mögli- 
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cherweise aber eine Einbuße an dynamischem 
Grundrechtsschutz bewirken. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Gehört Frankreich nicht 

zu den westlichen Ländern?) 

Vizepräsident Windelen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
schlägt vor, den Antrag der Abgeordneten Dr. Laufs, 
Dr. Dregger, Spranger und weiterer Abgeordneter 
der CDU/CSU auf Drucksache 9/953 zu überweisen 
zur federführenden Beratung an den Innenaus-
schuß und zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Wirtschaft und an den Ausschuß für Forschung und 
Technologie. Ist das Haus mit den vorgeschlagenen 
Überweisungen einverstanden? — Es erhebt sich 
kein Widerspruch. Dann ist dies so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über eine Volks-, Berufs-, Woh-
nungs- und Arbeitsstättenzählung (Volkszäh-
lungsgesetz 1982) 
— Drucksache 9/451 — 

a)  Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 9/1111 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Gerster (Mainz) 
Gärtner 
Kühbacher 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 9/1068 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Broll 
Dr. Wendig 
Dr. Wernitz 

(Erste Beratung 42. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache eine Debattenrunde vereinbart wor-
den. Ich sehe, das Haus ist damit einverstanden. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Broll. 

Broll (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wenn ich mein Leben 
überdenke, muß ich sagen: Ich bin ein volkszäh-
lungsgeschädigter Bürger. 1950 mußte ich für mei-
nen Vater die Volkszählungsfragebogen ausfüllen, 
sei es, daß er meinte, mich einer ordentlichen politi-
schen Tätigkeit zuführen zu wollen, sei es, daß er ge-
nau die gleichen Schwierigkeiten hatte wie Bundes-

kanzler Schmidt beim Lesen seiner Energieversor-
gungsrechnung. 1961 war ich als junger Beamter 
verpflichtet mit zu zählen. Wahrscheinlich meinte 
man: Der Mann ist Historiker; der kann mit Zahlen 
umgehen; dann kann er auch Statistiken machen — 
obwohl wir in der Geschichtswissenschaft nie Zah-
len zusammengezählt haben. 

(Heiterkeit) 

Und nun bin ich seit 1979 hier im Bundestag mit die-
sem Entwurf eines Volkszählungsgesetzes beschäf-
tigt, der hier in vielen Sitzungen des Innenausschus-
ses, in einer Anhörung usw. beraten worden ist und, 
im Unterschied zu dem, was wir eben hier im Ple-
num erlebt haben, einmütig zwischen den Parteien 
beschlossen worden, dann allerdings im Vermitt-
lungsverfahren durch die Weigerung des Bundesra-
tes gescheitert ist. Der Bundesrat wollte nicht zu-
stimmen, wenn sich nicht der Bund bereit erklären 
würde, einen Teil der Kosten, die Ländern und Ge-
meinden durch diese Volkszählung entstehen, zu er-
statten. Dann ist das Gesetz am Ende der letzten Le-
gislaturperiode dem Prinzip der Diskontinuität ver-
fallen, demzufolge wir ja so tun müssen, als ob wir 
mit jeder Legislaturperiode alles von Null an wieder 
beginnen könnten. 

Die Kosten waren es also, deretwegen das Volks-
zählungsgesetz in der letzten Legislaturperiode 
nicht zustande gekommen ist und deretwegen auch 
die Forderung der Europäischen Gemeinschaft, in 
allen EG-Ländern die Volkszählung im Jahr 1981 
durchzuführen, nicht erfüllt werden konnte. 

Es hat neue Beratungen im Innenausschuß und 
auch zwischen den Vertretern des Statistischen 
Bundesamtes und der Landesämter gegeben. Ich 
muß zugeben, daß die Arbeiten, die nun zu einer er-
heblichen Kürzung des Befragungsprogramms ge-
führt haben, weitestgehend von den Beamten dieser 
Institutionen geleistet worden sind. Wir haben, Herr 
Kollege Wendig, wenn man das so sagen darf, 
„Schützenhilfe", „Geburtshilfe" nach dem mäeuti-
schen Prinzip geleistet. Das ist, so finde ich, im Prin-
zip auch richtig, denn die Herren Beamten bekom-
men j a ordentliche Gehälter, während unsereiner 
von Diäten leben muß. 

Wir haben eine Reihe von Kürzungen vorgenom-
men: Wir verzichten auf die Grundstückszählung 
insgesamt; wir nehmen bei der Gebäudezählung er-
hebliche Einschränkungen vor; wir verzichten auf 
die Nennung des Gesamtumsatzes bei den Unter-
nehmen — ein sehr schwieriger Bereich. Die Unter-
nehmen haben natürlich keine große Neigung, ihre 
Umsatzziffern bekanntzugeben. Je kleiner eine 
kommunale Einheit ist, desto gefährlicher ist die Be-
kanntgabe solcher Zahlen. 

So haben wir die Gesamtkosten dieser Berufs-, 
Volks-, Arbeitsstätten- und Wohnungszählung von 
rund einer halben Milliarde DM um immerhin 101 
Millionen DM auf insgesamt 371 Millionen DM ver-
mindern können. 

Bei solch einer Summe fragt man sich natürlich: 
Wozu das ganze? Könnten wir nicht bei der Politik 
überhaupt auf Volkszählungen verzichten und Poli-
tik einfach auf der Basis des gesunden Menschen- 
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verstandes betreiben? Das wäre eine revolutionäre 
Forderung in unserer modernen Zeit, die sich j a auf 
ihre Wissenschaftlichkeit so viel zugute hält. Das 
rührte gleichsam an die Grundfesten unseres Poli-
tikverständnisses. 

Wir müssen zugeben: Je größer eine staatliche 
Einheit, je ferner von der Realität die Regierung ist, 
desto mehr Bedürfnis gibt es nach Zahlenmaterial, 
in das hinein sich die Wirklichkeit dann verflüchtigt. 
Die unersättliche Neugier z. B. der Europäischen Ge-
meinschaft nach Zahlen statistischer Art mag dar-
auf zurückzuführen sein, daß sie verhältnismäßig 
fern der Wirklichkeit in den einzelnen Regionen ar-
beiten muß. 

Wir wissen, daß große Staaten, also auch die Bun-
desrepublik, mit einer großen Bevölkerungszahl 
zum Beispiel im Bereich der Finanzzuweisungen — 
von  Ländern an die Gemeinden, vom Bund an die 
Länder —, die ja auf Einwohnerzahlen basieren, bei 
großen Investitionsvorhaben, bei der Wohnungspoli-
tik, der Verkehrspolitik, der Krankenhausplanung 
und der gesamten Planung im sozialen Bereich ohne 
einigermaßen verläßliches Zahlenmaterial nicht 
auskommen. Auch die Regionalpolitik, die Kennt-
nisse über die Arbeitsplätze haben muß, bedarf ei-
ner neueren Zählung. Falsche Voraussetzungen auf 
Grund falscher, überalterter, überholter statisti-
scher Angaben würden erhebliche Fehler in der Pro-
gnose und natürlich erhebliche Fehlleistungen von 
Investitionsmitteln bewirken. Lassen Sie mich das 
in einigen konkreten Beispielen darstellen. 

Die Volkszählung von 1961 ist von Jahr zu Jahr 
nach allen Regeln der statistischen Wissenschaft 
fortgeschrieben worden. Die Fortschreibung ergab 
für das Jahr 1970 einen Einwohnerstand von 
61 508 306 Einwohnern. Die wirkliche Volkszählung 
von 1970 ergab demgegenüber einen wirklichen Be-
stand von 60 650 599 Einwohnern. Mit anderen Wor-
ten: Es gab eine Differenz von 857 707 Einwohnern 
zwischen wirklicher Volkszählung und der Fort-
schreibung einer zehn Jahre zurückliegenden 
Volkszählung. Wenn es 1970 keine Volkszählung ge-
geben hätte, hätte man von der Bevölkerungszahl 
her Politik auf einer Basis machen müssen, die um 
rund 1 Million von der Wirklichkeit abgewichen 
wäre. Interessant wird es für die anwesenden Da-
men sein zu erfahren, daß 534 000 Männer, aber nur 
322 000 Frauen zuviel gezählt worden sind. Es 
scheint ein unabwendbarer Drang des männlichen 
Geschlechts in die Öffentlichkeit hinein zu beste-
hen. 

(Heiterkeit — Niegel [CDU/CSU]: Die 
Frauen bleiben im Haus!) 

Bei der Wohnungszählung sieht es ähnlich aus. 
Die Gebäudezählung des Jahres 1961 wurde auf das 
Jahr 1968 fortgeschrieben. Die Fortschreibung ergab 
für das Jahr 1968 einen errechneten Bestand von 
20 596 621 Wohnungen. Die wirkliche Wohnungszäh-
lung ergab im Jahre 1968 einen Bestand von 
19 882 286 Wohnungen, mit anderen Worten, eine 
Differenz, einen Fehlbestand gegenüber der Hoch-
rechnung von 714 335 Wohnungen. Die Wohnungs-
stichprobe des Jahres 1978 aus einer kleinen Zahl 
von regionalen Einheiten ergab, hochgerechnet auf  

das gesamte Gebiet der Bundesrepublik, für das 
Jahr 1978 einen Bestand von 23 361 200 Wohnungen. 
Die Hochrechnung der letzten Wohnungszählung 
von 1968, also ein anderes mathematisches Verfah-
ren, ergab 24 454 169 Wohnungen, mit anderen Wor-
ten, eine Differenz von 1 092 969 Wohnungen. 

Das sind die Zahlen, mit denen wir arbeiten. Jede 
Partei kann sich aus diesem sehr unterschiedlichen 
Material die Zahl heraussuchen, die ihr ins politi-
sche Konzept paßt. Jede Partei kann mit völlig rei-
nem Gewissen ihre politische Konzeption auf solch 
eine, möglicherweise ganz falsche Zahl begründen, 
und das ist ein Zustand, der — man muß sich das ein-
mal klarmachen — sicher einmal beseitigt werden 
muß. 

Vizepräsident Windelen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Conradi? 

Broll (CDU/CSU): Bitte schön, ja. 

Conradi (SPD): Herr Kollege Broll, hat sich der In-
nenausschuß einmal mit der Frage befaßt, warum in 
dieser Republik jährlich Pferde, Rinder, Schafe, 
Schweine und Hühner gezählt werden, damit der 
Landwirtschaft kein Schaden entsteht, Wohnungen 
jedoch nicht einmal im Zehn-Jahres-Zeitraum ge-
zählt werden, obwohl daraus der Bauwirtschaft, der 
Wohnungswirtschaft und vor allem den Wohnungs-
suchenden großer Schaden entstehen könnte? 

Broil (CDU/CSU): Herr Kollege Conradi, wir haben 
uns — allerdings nicht im Zusammenhang mit der 
Volkszählung, sondern mit der Statistikbereinigung 
— intensiv mit den zu zählenden Tieren beschäftigt 
und sind nach langen, intensiven, von Grundsätzen 
getragenen Debatten zum Entschluß gekommen, zu-
mindest das Zählen von Ziegen zu unterlassen. 
Seien Sie in dieser Hinsicht also beruhigt! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Niegel [CDU/CSU]: Es ist also noch notwen-
dig, die Schafe zu zählen! — Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Esel sollte man auch 

zählen!) 

Das rechtzeitige Ausgeben von Geld, z. B. für eine 
Volkszählung, kann auch angesichts der Größe der 
verursachten Kosten helfen, dem Staat Kosten zu 
sparen. Geldausgeben zur rechten Zeit ist manch-
mal billiger, als zu lange mit solchen Dingen zu war-
ten. 

Nun lassen Sie mich ganz kurz zu einem Ände-
rungsantrag Stellung nehmen, den wir — zugegebe-
nermaßen recht spät, nämlich heute Mittag — auf 
den Tisch gelegt haben. Über eine Sache haben wir 
im Innenausschuß, wenn auch von unserer Seite er-
folglos, debattiert. Wir möchten gern, daß es erlaubt 
wird, was nach dem gegenwärtigen Entwurf verbo-
ten ist, daß die Ergebnisse der Volkszählung hin-
sichtlich der Religionszugehörigkeit mit den Ein-
wohnermelderegistern der Städte und Gemeinden 
abgeglichen werden können. Es gibt ein herrliches 
Beispiel dafür, wie ungenau Angaben gerade in die-
sem Bereich sein können, möglicherweise mit Kon-
sequenzen im Bereich der Kirchensteuer usw., die 
absolut unverträglich wären. Bei der Volkszählung 
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1961 hat die Gesamtzahl der den evangelischen Frei-
kirchen angehörenden Mitglieder bei 350 000 gele-
gen, bei der Volkszählung 1970 lag sie bei 1,2 Millio-
nen. Die Freikirchen selbst hielten die letzte Zahl für 
völlig unrealistisch und gehen weiter von der ersten, 
wenn auch schon 20 Jahre zurückliegenden Zahl 
aus. Wir sollten — ich sage dieses speziell an die Kol-
legen Wernitz und Wendig — den Kirchen die Mög-
lichkeit geben, diese Daten abgleichen zu dürfen, in-
dem zunächst einmal die Gemeinderegister berei-
nigt werden. Wir wissen, daß die Kirchen über Da-
tenschutzsatzungen verfügen, so daß in dieser Hin-
sicht keine Gefahr besteht. 

Der zweite Gesichtspunkt ist uns eigentlich erst in 
den letzten Tagen klargeworden. Das Gesetz verbie-
tet die Abgleichung mit den Gemeinden auch hin-
sichtlich des Merkmals der Staatszugehörigkeit, 
Deutscher oder Ausländer. Angesichts der Bedeu-
tung, die die Ausländerpolitik bisher schon hat und 
weiter bekommen wird, ist die Kenntnis exakter 
Zahlen hier unverzichtbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben sehr unterschiedliche Zahlen a) aus dem 
zentralen Ausländerregister, b) aus den Nachrichten 
der einzelnen Gemeinden, Städte und Kreise und c) 
dann möglicherweise aus der Volkszählung. Es wäre 
unerträglich, wenn aus der Volkszählung wesentlich 
andere Zahlen herauskämen als aus den beiden 
erstgenannten Buchführungen. 

Wir müssen auch damit rechnen, daß bei der 
Volkszählung in diesem Bereich nicht ganz exakte 
Zahlen kommen, entweder weil — ich deute es nur 
an — eine Reihe von Ausländern sich aus Angst 
nicht melden, — es gibt ja Länder, in denen bei der 
Volkszählung bestimmte Prinzipien der Statistik 
nicht angewendet werden, die hier im Lande selbst-
verständlich gelten — oder weil die Vermieter sie 
nicht angeben möchten. Ich bitte also darum, daß Sie 
unserem Petitum zustimmen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zum 
Schluß erinnert uns die Tatsache, daß wir auf Weih-
nachten zugehen, an jene berühmte Volkszählung, 
der die Stadt Bethlehem es verdankt, daß sie nicht 
die geringste unter den Städten ist, wie es so schön 
heißt, eine Volkszählung, die in der Heilsgeschichte 
der Welt eine ganz zentrale Bedeutung hat. Sie war 
damals entschieden umständlicher als heute; denn 
damals mußten die Bewohner des Landes in ihre je-
weiligen Heimatorte heimkehren, was für Joseph 
und Maria sehr beschwerlich war, wie wir wissen, 
während heutzutage die Zähler zu uns kommen, um 
uns zu Hause zu befragen. Und sie war viel gefährli-
cher als die heutige Volkszählung, meine Damen 
und Herren; denn hätte Joseph — er hat nicht, wie 
wir wissen — in Nazareth belegenes Vermögen in 
Bethlehem angegeben, unweigerlich wäre er auf der 
Grundlage dieser Volkszählung zu erheblichen Steu-
erzahlungen herangezogen worden, was in unserem 
fortschrittlichen Staate unmöglich ist, denn damals 
kannte man das Grundprinzip der Statistik noch 
nicht: daß man Ergebnisse statistischer Befragun-
gen nicht für Verwaltungshandlungen nutzen darf. 
Auch gab es damals — das ist wahrscheinlich der 
entscheidende Grund für diesen Mangel der damali-

gen Zeit gewesen — keine Datenschützer. Das Römi-
sche Reich unter Kaiser Augustus hatte überhaupt 
keinen Datenschützer, keine „decemviri ad data as-
servanda", 

(Heiterkeit) 

könnte man sagen — eine Kommission, um Daten zu 
schützen, abgekürzt „dada". 

(Erneute Heiterkeit — Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Es ist klar, daß ein Reich, das auf dieses wesentliche 
Merkmal des demokratischen Rechtsstaates glaubte 
verzichten zu müssen, untergehen mußte — was wir 
von unserem Staat angesichts der nun zu beschlie-
ßenden Volkszählung nicht hoffen wollen. 

(Heiterkeit und Beifall bei allen Fraktio-
nen) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Wernitz. 

Dr. Wernitz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem Volkszählungsgesetz 1981 ver-
suchte die Bundesregierung in der vorigen Legisla-
turperiode, in dem früheren Zählungsrhythmus zu 
bleiben, wonach den Zählungen von 1950, 1961 und 
1970 nun die Volkszählung 1981 folgen sollte. Wegen 
unüberbrückbarer grundsätzlicher Meinungsver-
schiedenheiten zwischen Bund und Ländern zur 
Frage der Kostenbeteiligung des Bundes ist be-
kanntlich seinerzeit das Gesamtvorhaben geschei-
tert. Ich verweise hier auf den Streit um den Art. 106 
Abs. 4 Satz 2 des Grundgesetzes. Das in der 9. Legis-
laturperiode von der Bundesregierung erneut einge-
brachte Gesetzesvorhaben liegt nunmehr — nach 
Abschluß der Ausschußberatungen — dem Plenum 
zur Schlußberatung und Abstimmung vor. 

Die nach den Beschlußempfehlungen vorliegende 
Fassung des Volkszählungsgesetzes des Innenaus-
schusses versucht, einen Beitrag zur Lösung der 
zwischen Bund und Ländern strittigen Frage der 
Höhe der Kostenbeteiligung des Bundes zu leisten. 
Ebenso trägt der Gesetzentwurf jetzt dem Bundes-
ratsvorschlag Rechnung, im Interesse einer Verein-
fachung und zugleich Reduzierung der mit dem Ge-
setz verbundenen erheblichen Kosten die vorgese-
henen Erhebungen auf das unverzichtbar Notwen-
dige zu beschränken. Dementsprechend wird im Er-
hebungsbogen und -programm auf die Grundstücks-
zählung verzichtet, die Gebäudezählung wird einge-
schränkt, und auf die Frage nach dem Gesamtum-
satz der Unternehmen wird verzichtet. Dies führt — 
Kollege Broll hat darauf schon hingewiesen — zu ei-
ner spürbaren Verringerung des Kostenvolumens 
um die genannten 101 Millionen DM. Der vorgese-
hene Erhebungsumfang steht im übrigen im Ein-
klang mit den Richtlinien der Europäischen Ge-
meinschaften und den Empfehlungen der Vereinten 
Nationen zur Durchführung von Volkszählungen. 

Auf Grund einer entsprechenden Erklärung des 
Bundesministers der Finanzen ist nunmehr vorge-
sehen, daß der Bund den Ländern zum Ausgleich der 
Mehrbelastungen, die ihnen durch dieses Gesetz 
entstehen, freilich ohne Anerkennung einer Lei- 
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stungspflicht Finanzzuweisungen in Höhe von 1 DM 
je Einwohner, damit also etwa 60 Millionen DM, 
zahlt. Daneben trägt der Bund noch die im Rahmen 
der bisherigen Kostenverteilung auf ihn entfallen-
den Kosten, die nach vorliegenden Schätzungen 
etwa 29 Millionen DM ausmachen. 

Damit, meine Damen und Herren, erhöht sich der 
Bundesanteil bei der Ausschußfassung des Gesetz-
entwurfs auf runde 24 % der Gesamtkosten, während 
es demgegenüber beim ursprünglichen Regierungs-
entwurf etwa 7,6 % waren. In der Tat sollten damit 
die Weichen für einen letztendlich positiven Ab-
schluß dieses Gesetzgebungsverfahrens gestellt 
sein. Insbesondere dem Bundesfinanzminister ge-
bührt, so meine ich, ein nachdrückliches Wort des 
Dankes dafür, daß er durch sein Angebot von Fi-
nanzzuweisungen im Grunde den mit entscheiden-
den Beitrag dazu geleistet hat, dieses wichtige Ge-
setzesvorhaben aus der Gefahrenzone des erneuten 
Scheiterns herausgeholt zu haben. Es bleibt wirklich 
ernstlich zu hoffen, daß der Bundesrat diesem kon-
struktiven Angebot aufgeschlossen und mit Augen-
maß begegnet. Hier ist jetzt wirklich gesamtstaatli-
che Verantwortung gefragt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, durch die bereits verlo-
rene Zeit ist die ursprünglich für den 19. Mai 1982 
vorgesehene Volkszählung gegenstandslos gewor-
den. Nach dem Gesetzentwurf ist die Durchführung 
jetzt nach dem Stand vom 27. April 1983 geplant. 

Der Bundestag hatte in seiner 42. Sitzung am 
11. Juni dieses Jahres den Regierungsentwurf zur 
federführenden Beratung an den Innenausschuß 
und zur Mitberatung an den Wirtschaftsausschuß, 
an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und 
den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau überwiesen. Zur Vorbereitung seiner Stel-
lungnahme — auch dies hat der Kollege Broll hier 
schon genannt — ist eine Berichterstattergruppe 
eingesetzt worden, sind Gespräche mit den mitbera-
tenden Ausschüssen geführt worden, mit Vertretern 
der Bundesregierung, mit Vertretern des Statisti-
schen Bundesamts, mit Vertretern der Länder und 
auch mit Vertretern der kommunalen Spitzenver-
bände. All ihnen sollte hier gedankt werden, weil 
dies wirklich konstruktive Gesprächsrunden waren 
mit dem Ziel, zu einem Konsens zu kommen. 

Unstrittig waren insgesamt die Notwendigkeit 
und die Dringlichkeit der Volks-, Berufs-, Wohnungs- 
und Arbeitsstättenzählung. Anders verhielt es sich 
allerdings bei der Bewertung der Vertretbarkeit ei-
nes reduzierten Datenkranzes. Dies gilt insbeson-
dere für das Votum des mitberatenden Wohnungs- 
und Städtebauausschusses, der aus verständlichen 
Gründen hier natürlich erhebliche Bauchschmerzen 
gehabt hat, während die anderen beteiligten Aus-
schüsse der reduzierten Fassung zugestimmt haben. 
Immerhin wurden nach der Kürzung im Städtebau- 
und Wohnungsprogrammteil zusätzliche Fragen 
eingebaut, um eben allzu weitgehenden Informa-
tionsverlusten entgegenzuwirken. Hier sind zusätz-
liche Fragen nach den Gebäudeeigentümern aufge-
nommen worden. Auch weitere zusätzliche Fragen 
sind hier eingebaut, die, glaube ich, einen Informa-

tionsgewinn bedeuten. Hinzu kommt, daß in den Da-
tenkranz auch eine Frage nach Heizungsarten und 
verwendeten Brennstoffen bei der Gebäude- und 
Wohnungszählung einbezogen wurde. Hier ist also 
eine sehr aktuelle, wichtige und zukunftsträchtige 
Thematik mit in die Volkszählung aufgenommen 
worden. 

Ich muß an dieser Stelle auch noch auf den Ände-
rungsantrag der Opposition eingehen. Ein Teil die-
ser gewünschten Änderung hat schon im Ausschuß 
eine Rolle gespielt, und zwar die Frage nach dem Ab-
gleich zwischen Volkszählungsdaten in bezug auf 
die Religionszugehörigkeit und dem Melderegister. 
Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum Re-
gierungsentwurf bereits ein klares Votum abgege-
ben. Die Bundesregierung hat dieses Votum über-
nommen. Das hängt nicht so sehr mit der Motivation 
der Kirchen zusammen; aber es läuft im Ergebnis 
auf das hinaus, was in der Ausschußfassung nieder-
gelegt ist. 

Hinter dem, was der Bundesrat wollte, was die 
Bundesregierung und auch die Ausschußmehrheit 
akzeptiert haben, steht die Überlegung aus daten-
schutzrechtlichen Gründen so wenige Merkmale 
wie möglich in diesen Registerabgleich einzubezie-
hen. Wenn die Religionszugehörigkeit geändert wer-
den soll, muß das durch eine gesonderte Erklärung 
erfolgen. Sie sollte nicht gelegentlich oder beiläufig 
bei einer Volkszählung geändert werden. Hinzu 
kommt, daß ein solcher Abgleich auch bisher in ei-
ner Volkszählung nie vorgesehen und durchgeführt 
worden ist. Ich glaube, das muß der Klarheit und der 
präzisen Argumentation willen hinzugefügt wer-
den. 

Das gleiche gilt auch für den Abgleich der Staats-
angehörigkeit. Hier muß man neben dem Fakt, daß 
es einen solchen Abgleich bisher nicht gab, darauf 
hinweisen, daß es einen melderechtlichen Hinter-
grund gibt. Es geht im wesentlichen darum, auf den 
Hauptwohnungsbegriff abzustellen. Wenn man eine 
solche Abgleichsregelung einführen würde — die 
weder der Bundesrat noch die Bundesregierung wol-
len —, könnte damit unter Umständen ein erhebli-
cher zusätzlicher Verwaltungsaufwand für die be-
troffenen Behörden verbunden sein. 

Hinzu kommt auch noch der Umstand, daß bei der 
Erhebung nur zwischen deutsch und nicht deutsch 
unterschieden werden soll, so daß der Informations-
gewinn obendrein außerordentlich gering wäre. 
Wenn man die Sache von daher betrachtet, werden 
sie verstehen, daß ich Ihnen empfehle, Ihren Antrag 
zurückzuziehen. Wir von seiten der SPD-Fraktion — 
ich nehme an, auch die FDP wird das tun — werden 
ihn ablehnen. Darauf wird Kollege Wendig sicher-
lich noch eingehen. 

Im ersten Beitrag ist vorhin schon darauf hinge-
wiesen worden, daß die Ergebnisse der Volkszäh-
lung unentbehrliche Grundlagen für gesellschafts- 
und wirtschaftspolitische Planungen und Entschei-
dungen des Bundes, der Länder und der Gemeinden 
darstellen. Aber man sollte es auf diesen Bereich 
nicht begrenzen; denn die Ergebnisse finden dar-
über hinaus vielfältige Verwendung bei der allge-
meinen Beobachtung und Analyse von Änderungen 
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der Bevölkerungs- und Wirtschaftsstruktur. Das 
geht bis in den Bereich von Wissenschaft und For-
schung. 

Es ist festzuhalten, daß wir ohne aktuelles Daten-
material in einer modernen Volkswirtschaft nicht in 
der Lage wären, die Aufgaben zu meistern und zu 
bewältigen, die uns in Richtung auf das Jahr 1990 
und darüber hinaus gestellt werden. Ich will nicht, 
wie es vorhin geschah, eine Fülle von Zahlen nen-
nen, aber doch immerhin auf den Umstand hinwei-
sen, daß wir, die Jahre 1970 und 1961 zueinander in 
Relation gesetzt, bereits eine um rund 1 Million 
überhöhte Bevölkerungszahl hatten; damals etwa 
860000, jetzt etwas über 1 Million. 

Tatsache ist, daß die absolute Bevölkerungszahl 
für viele Rechtsvorschriften auf allen Ebenen unse-
res Gemeinwesens benötigt wird. Das fängt an bei 
der Berechnung der Stimmen der Länder im Bun-
desrat, geht über die Zahl und Größe der Wahlkreise 
bei Bundes- und Landtagswahlen bis hin zu den Sit-
zen in kommunalen Vertretungen und zur Vertei-
lung der Mittel im Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern. Andere Bereiche mehr sind vorhin im 
ersten Beitrag schon angeklungen, wo es um die 
Koppelung verschiedener Daten ging. 

Vor diesem Hintergrund, wenn man sich klar-
macht, daß wir aktuelle, präzise Zahlen brauchen, 
wird wohl hinreichend deutlich, wie dringend not-
wendig aktuelle Daten aus einer neuen Volkszäh-
lung sind. Ein Hinausschieben dieses Gesetzge-
bungsvorhabens käme uns in Staat und Gesell-
schaft, in Forschung und Wissenschaft sehr, sehr 
teuer zu stehen. Dies gilt um so mehr, wenn man be-
denkt, daß wir künftig noch sorgsamer und sparsa-
mer als bisher mit Ressourcen und Geld umgehen 
müssen. Ein Scheitern des Projektes käme so gese-
hen geradezu einem Schildbürgerstreich ersten 
Ranges gleich. In dieser Situation muß deshalb in 
der Tat noch einmal an die gesamtstaatliche Verant-
wortung aller Beteiligten appelliert werden. 

Wir haben uns in den Beratungen der Ausschüsse 
redlich bemüht, aus dieser Einsicht heraus zu han-
deln und einen konstruktiv-realistischen Beitrag 
zum Gelingen des Gesetzentwurfs zu leisten. Es 
bleibt zu hoffen, daß die kommende Behandlung des 
Gesetzes im Bundesrat und gegebenenfalls auch im 
Vermittlungsausschuß von der Einsicht in die Not-
wendigkeit der Volkszählung 1983 bestimmt und da-
mit das Signal für dieses Projekt endlich auf Grün 
gestellt ist. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
stimmt dem Gesetzentwurf zu. — Ich danke für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Wendig. 

Dr. Wendig (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Auch wenn ich selbst, 
verehrter Herr Kollege Broll, wie Sie von Diäten 
lebe, fühle ich mich diesem Vorhaben von der Sache 
her wirklich ein wenig verbunden. Mein Dank gilt all 
denjenigen, die aus der Exekutive, aber auch aus  

den kommunalen Spitzenverbänden dazu beigetra-
gen haben, daß wir sehr schnell und, wie ich meine 
— das ist meine Überzeugung —, sehr klar durchge-
hend ein Modell entwickelt haben, das alle, die es an-
geht, akzeptieren können. Daß Bund, Länder und 
Gemeinden, die Wirtschaft usw. dieses Gesetz im 
Grunde genommen alle wollen, daß also dieser Ent-
wurf überfällig ist, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, brauche ich hier selber nicht mehr zu beto-
nen. Wir wissen ja, daß der Entwurf in der letzten 
Legislaturperiode allein an der Frage der Bundes-
beteiligung — die Bundesländer meinten: der feh-
lenden Bundesbeteiligung — im Bundesrat geschei-
tert ist. 

Wer sich der Tatsache bewußt ist — es war mehr-
fach davon die Rede —, daß die letzte Volkszählung 
mittlerweile mehr als elf Jahre zurückliegt, wird er-
messen, was das Fehlen exakter Daten insbeson-
dere im Bereich der Arbeitsstätten-, der Berufs- und 
Wohnungszählung für die staatliche, für die kommu-
nale Ebene, aber auch für Wissenschaft und Wirt-
schaft bedeutet. 

(Wehner [SPD]: Sehr wahr!) 

Es war deswegen richtig und notwendig, daß die 
Bundesregierung ihren Entwurf in dieser 9. Periode 
— ich sage: einigermaßen umgehend — wieder ein-
gebracht hat. Allein die Tatsache, daß die Bundesre-
publik Deutschland nach einer überschläglichen Be-
rechnung — Herr Kollege Broll hat darauf noch prä-
ziser hingewiesen, als ich das jetzt tue — gegenüber 
der letzten oder vorletzten Volkszählung möglicher-
weise mehr als 1 Million Einwohner weniger hat, als 
angenommen wird, läßt ermessen, welche Bedeu-
tung genaue Zahlen oder möglichst genaue Zahlen 
für alle öffentlichen Ebenen, für Wirtschaft, Gesell-
schaft und Wissenschaft haben. Wer sich jemals ein 
wenig mit Verwaltung — hier auch im Sinne von 
Planung, auch Finanzplanung — befaßt hat — ganz 
gleich, ob in der Wirtschaft oder im öffentlichen Be-
reich —, weiß, wie wichtig hierfür die richtigen, d. h. 
zuverlässigen Grunddaten sind. Dabei ist es ganz 
gleich, um welche Größenordnung es sich handelt; 
das Prinzip ist immer dasselbe, sei es im Gemeinde-
rat im Zusammenhang mit der Aufstellung eines 
Flächennutzungsplans oder der Ausweisung eines 
Wohn- oder Gewerbegebietes, sei es im Landesparla-
ment im Zusammenhang mit dem Ausbau von Stra-
ßen und Industrieansiedlung oder sei es hier im 
Bundestag in Fragen des Wohnungsbaus. All dies 
sind Fragen, die letztlich auch wieder auf Daten zu-
rückzuführen sind, die wir aus einer solchen Zäh-
lung gewinnen können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, alle 
drei Fraktionen haben sich im Innenausschuß be-
müht — unter Beibehaltung der unbedingt notwen-
digen Daten —, den Entwurf der Bundesregierung in 
finanzieller Hinsicht etwas „schlanker" zu gestalten, 
sage ich einmal so salopp, um es auch dem Bundes-
rat leichter zu machen, einem solchen Entwurf, dem 
bald zugestimmt werden muß, nun auch seinen Se-
gen zu geben. Dies drückt sich darin aus, daß die 
Vorlage nach der Empfehlung des Innenausschus-
ses um etwa 101 Millionen DM geringere Kosten 
verursacht als der Entwurf der Bundesregierung. In 
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diesem Zusammenhang schlagen wir Ihnen deshalb 
vor, u. a. auf die Grundstückszählung zu verzichten, 
die Gebäudezählung erheblich einzuschränken und 
in § 4 die Frage nach dem Gesamtumsatz der Unter-
nehmen fortzulassen. Wir glauben, daß auch ohne 
diese Angaben das Gesetz die notwendigen Zwecke 
voll erfüllen wird. Ich will nicht verschweigen, daß 
uns Liberalen auch daran lag, die Privatsphäre des 
einzelnen nicht mehr als notwendig offenlegen zu 
müssen. 

Damit, meine Damen und Herren, komme ich 
auch zu dem Antrag, den der Herr Kollege Broll so-
eben eingebracht hat. Herr Wernitz hat für seine 
Fraktion die Ablehnung begründet. Ich kann dies für 
meine Fraktion nur unterstreichen. Wir haben j a im 
Grunde genommen über die Einfügung dieser Sätze, 
die jetzt gestrichen werden sollen, im Innenaus-
schuß gesprochen. Es kam und kommt uns auch 
heute darauf an, hier wirklich so wenig wie möglich 
und nur das, was irgend notwendig ist, zu erfassen 
oder hineinzuschreiben. Das ist der Grund, warum 
auch die Fraktion der FDP einem solchen Ände-
rungsantrag nicht zustimmen wird. 

Ich will noch ein letztes Wort zu der besonderen 
Rolle sagen, die gerade die Erhebungen aus diesem 
Gesetz für die Beurteilung des Wohnungsmarktes 
haben werden. Gerade hier haben sich vielleicht in 
besonders eindringlicher Weise die Fehler heraus-
gestellt, die aus dem Fehlen exakter Daten entstan-
den sind. Die Notwendigkeit zuverlässiger statisti-
scher Unterlagen für die Wohnungsbaupolitik der 
80er Jahre ist angesichts der aktuellen Diskussion 
um die Situation auf dem Wohnungsmarkt — auch 
im Hinblick auf den sozialen Wohnungsbau — nicht 
ernsthaft zu bestreiten. Nach Meinung von Fachleu-
ten lassen die aus verschiedenen Statistiken vorlie-
genden Haushalts- und Wohnungszahlen keine 
Rückschlüse auf den tatsächlichen Wohnungsbedarf 
zu. Gerade auch in Zeiten einer schwierigen Haus-
haltslage sind Planungsunterlagen — z. B. über das 
tatsächliche Qualitätsniveau der vorhandenen Woh-
nungen — um so wichtiger, um die geringeren Mittel 
auch sinnvoll einzusetzen. Wir glauben, mit diesem 
abgeänderten und, ich sage, finanziell schlankeren 
Entwurf, dem auch die kommunalen Spitzenver-
bände nicht widersprochen haben, alles für eine 
baldmögliche Durchführung der längst überfälligen 
Volkszählung getan zu haben. 

Leider wird sich dennoch eine Volkszählung aus 
technischen Gründen vor Frühjahr 1983 wohl nicht 
durchführen lassen. Das ist schon schlimm. In der 
weiteren politischen Beratung dieser Materie dür-
fen dann allerdings auch keine weiteren großen Ver-
zögerungen mehr eintreten. Ich sage dies mit allem 
Nachdruck. 

Das Bundesfinanzministerium hat in Aussicht ge-
stellt, daß sich der Bund jetzt finanziell mit etwa 
60 Millionen DM, also mit je 1 DM pro Einwohner, 
beteiligen wird. Als Sie vorhin, Herr Broll, die Weih-
nachtsgeschichte und das Römische Reich bemüh-
ten, glaubte ich eigentlich, Sie würden eher an dieses 
Angebot des Finanzministers denken. Denn vor 
Weihnachten liegt doch der Nikolaustag. Das ist ja 
auch so etwas wie ein Pfefferkuchentermin. Ich  

würde mir wünschen, daß in der künftigen Beratung 
der Bundesrat dieses Angebot des Bundesfinanzmi-
nisters, das ich ausdrücklich unterstreichen und be-
grüßen möchte, so ein bißchen als Pfefferkuchenan-
gebot ansieht, d. h. ernsthaft gesprochen, als ein An-
gebot, das eine Grundlage für eine Zustimmung des 
Bundesrates zu diesem Entwurf bringt. 

Meine Damen und Herren, im Grunde wollen also 
alle Beteiligten dieses Gesetz. Was soll man lange 
darum herumreden? Ich wiederhole dies noch ein-
mal. Wir sollten aber diesem Willen keinerlei Hin-
dernisse entgegensetzen. Für den Deutschen Bun-
destag und für die Fraktionen haben wir, meine ich, 
alles, was dazu notwendig ist, getan. 

Namens der Fraktion der FDP beantrage ich Zu-
stimmung zu diesem Entwurf und hoffe, daß auch im 
Bundesrat die Beratung so schnell und so zügig von-
statten geht wie hier heute. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Meine Damen und Herren, 
der Ältestenrat hatte eine Debattenrunde vorge-
schlagen. Das Haus hatte sich damit auch einver-
standen erklärt. Unabhängig von dieser Regelung 
hat sich der Kollege Niegel für einen Beitrag von 
fünf Minuten zu Wort gemeldet. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Niegel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf im Namen des Ausschusses für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und gleich-
zeitig für meine Kollegin, die Berichterstatterin 
Frau Schmedt, zu diesem Volkszählungsgesetz spre-
chen. Politisch hat es überhaupt keine Streitpunkte 
gegeben. Wir meinen einstimmig, daß wir die Woh-
nungszählung unbedingt benötigen. Man kann über 
verschiedene Statistiken der Meinung sein, daß sie, 
wie es landläufig heißt, überflüssig wie ein Kropf 
seien oder nur Kosten verursachen. Aber die Stati-
stik über die Wohnungszählung ist gerade nicht 
überflüssig. Manche Fehlentscheidungen in der 
Wohnungspolitik kommen zwar nicht nur, aber auch 
davon, daß nicht genug Zahlen etwa über die Frage, 
ob der Wohnungsbedarf gedeckt ist, zur Verfügung 
stehen. Es scheint mir wichtig zu sein, daß wir hier 
exakte Zahlen haben, zumal seit 1968 keine Woh-
nungszählung stattgefunden hat. 

Ursprünglich war eine Grundstücks-, Gebäude- 
und Wohnungszählung vorgesehen. Aus vielerlei 
Gründen, die vorhin zur Sprache kamen, hat man 
nun eine Abspeckung vorgenommen. Diese Abspek-
kung — das muß ich zum Bedauern des Ausschusses 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau sagen 
— ist im wesentlichen auf Kosten der vorgesehenen 
Grundstücks- und Gebäudezählung gegangen. Der 
ursprüngliche Vorschlag des sogenannten Berich-
terausschusses hatte sogar das Abspeckungsmodell 
I a vorgesehen. Es wäre mit den früheren Zählungen 
überhaupt nicht mehr vergleichbar und praktisch 
nicht durchführbar gewesen. Ich bin froh, daß wir im 
Gegensatz dazu wenigstens ein Modell durchsetzen 
konnten, das mit anderen Zählungen vergleichbar 
ist. 
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Aber ausreichend ist es nicht. Ich bedauere, daß es 

wahrscheinlich nicht möglich sein wird, eine Grund-
stücks- und Gebäudezählung nachzuholen. Aus städ-
tebaulichen und raumordnerischen Gründen, aber 
auch aus wohnungspolitischen Gründen wäre das 
dringend notwendig. Wir arbeiten hier mit bestimm-
ten Vorstellungen, ohne zu wissen, wie draußen die 
Entwicklung vor sich geht. Deswegen haben manche 
Städte bereits selber die Initiative ergriffen und ver-
suchen — z. B. Nürnberg —, eigene Maßnahmen 
durchzuführen. Aber koordiniert ist das nicht. 

Wir sollten hier eindeutig auch ein Bundesinter-
esse bekunden. Zumindest möchte ich heute das 
Bundesinteresse an der Wohnungszählung unter-
streichen. Vorhin sind die 60 Millionen DM erwähnt 
worden. Gut; wir sind froh darüber, daß der Bundes-
finanzminister sich dazu bereit erklärt hat. Aber ich 
glaube, das Bundesinteresse muß größer sein als 
eine DM pro Kopf der Bevölkerung, die hier für die 
zusätzliche Zählung ausgegeben wird. 

Welches Schicksal wird dieses Gesetz im weiteren 
Verfahren haben? An der Frage der Finanzierung 
und Kostentragung darf vor allem der Wohnungs-
zählungsteil nicht scheitern. 

Zur Verbilligung schlage ich vor, daß die jetzt im 
Übermaß vorhandenen Arbeitslosen als ehrenamtli-
che und nebenamtliche Zähler und als Hilfskräfte 
bei der Auswertung der Daten in den Gemeinden, in 
den Ländern, bei den statistischen Landesämtern 
und beim Statistischen Bundesamt eingesetzt wer-
den. Es geht auch darum, das Verfahren zu verbilli-
gen und die Arbeitslosen, für die sowieso aus öffent-
lichen Kassen Arbeitslosenunterstützung gezahlt 
wird, sinnvoll zur Entlastung dieser öffentlichen 
Haushalte beitragen zu lassen. 

In diesem Sinn bitte ich, das mindeste, das hier für 
die Wohnungspolitik notwendig ist, nämlich die 
Wohnungszählung, auch im künftigen Gesetzge-
bungsverfahren zu lassen und nicht über andere In-
stitutionen, etwa den Vermittlungsausschuß, her-
auszustreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. Wir 
kommen zur Einzelberatung und Abstimmung. 

Ich rufe die §§ 1 bis 8 auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Wer enthält sich der Stimme? — Die aufgerufenen 
Vorschriften sind einstimmig angenommen. 

Ich rufe § 9 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 9/1114 
ein Änderungsantrag der CDU/CSU vor. Wer dem 
Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Wer enthält sich der Stimme? — Der Antrag ist ab-
gelehnt. 

Wer § 9 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — 
Der  § 9 ist gegen die Stimmen der Fraktion der CDU/ 
CSU angenommen. 

Ich rufe die §§ 10 bis 12, Einleitung und Über-
schrift auf in der Ausschußfassung. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Wer enthält sich der Stimme? — Die aufgeru-
fenen Vorschriften sind damit einstimmig angenom-
men. Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Wer 
enthält sich der Stimme? — Das Gesetz ist damit 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für innerdeutsche 
Beziehungen (17. Ausschuß) zu dem 

Antrag der Abgeordneten Lorenz, Baron von 
Wrangel, Jäger (Wangen), Böhm (Melsungen), 
Graf Huyn, Schulze (Berlin), Lintner, Sauer 
(Salzgitter), Straßmeir, Frau Roitzsch, Schmö-
le, Dr. Hennig, Gerster (Mainz), Dr. Kunz 
(Weiden), Amrehn, Kroll-Schlüter, Dr. Marx 
und Genossen und der Fraktion der CDU/ 
CSU 

Wahlen in der DDR 

Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 

Wahlen zur Volkskammer der DDR 

— Drucksachen 9/452, 9/610, 9/1054 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Baron von Wrangel, 
Büchler (Hof) 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache ein Beitrag von bis zu zehn Minuten 
für jede Fraktion vereinbart worden. Darf ich davon 
ausgehen, daß das Haus damit einverstanden ist? — 
Ich stelle Ihr Einverständnis fest. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Schulze (Berlin). 

Schulze (Berlin) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich noch 
einmal kurz in Erinnerung bringen, was ich vor die-
sem Hause am 25. 6. dieses Jahres als Begründung 
zu dem Antrag der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Drucksache 9/452, ausgeführt habe. Ich habe für 
meine Fraktion damals darauf hingewiesen, daß es 
sich bei den am 14.6. 1981 in der DDR stattgefunde-
nen Volkskammerwahlen nicht um freie Wahlen, 
wie sie in freiheitlich demokratischen Ländern üb-
lich sind, gehandelt hat. Es wurden Wahlen durchge-
führt, die wir eher als Volkszählung bezeichnen kön-
nen und die damit zugleich eine Verletzung der Men-
schenrechte darstellen. Im Grunde genommen ge-
hörten also diese Wahlen durchaus vor die Vereinten 
Nationen, so wie es hier schon wiederholt im Deut- 
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schen Bundestag, auch im Zusammenhang mit vor-
angegangenen Wahlen, festgestellt wurde. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Zu den elementarsten demokratischen Grundrech-
ten der Menschen gehört es nun einmal, daß man 
frei wählen und sich ungehindert entscheiden kann. 
Nur wer frei wählen kann, ist ein freier Mensch, und 
freie Menschen wünschen wir uns auch und gerade 
im anderen Teile Deutschlands. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn man die Freiheit 
der Wahl zutreffend als Möglichkeit zur Auswahl 
unter verschiedenen Alternativen interpretiert, 
dann kann von Wahlfreiheit in der DDR keine Rede 
sein. Es gibt nur eine Einheitsliste, zu der man ledig-
lich ja oder nein sagen kann. Ich will aber wegen der 
Kürze der mir zur Verfügung stehenden Zeit auf das 
Wahlverfahren in der DDR selbst hier nicht näher 
eingehen, weil ich es in diesem Hause als bekannt 
voraussetze. 

Der so gewählte Kandidat selbst ist aber auch 
nicht frei. Die in der Bundesrepublik Deutschland 
garantierte Gewissensfreiheit der Abgeordneten 
gibt es in der DDR nicht. Ein Abgeordneter in der 
DDR, der eine von der vorgeschriebenen Linie ab-
weichende Haltung einnimmt, kann jederzeit aus 
dem Parlament ausgestoßen werden. Jenes in Arti-
kel 18 des Internationalen Paktes der Vereinten Na-
tionen über bürgerliche und politische Rechte postu-
lierte Grundrecht der Gewissensfreiheit ist also 
auch in diesem speziellen Falle in der DDR unbe-
kannt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So ist es lei

-

der!) 

Es kommt dazu, was bei den letzten Volkskam-
merwahlen wiederum deutlich sichtbar wurde, daß 
letzten Endes auch das Wahlgeheimnis in der DDR 
nach unserer Auffassung nicht gewahrt ist. Von frei-
en, wirklich geheimen Wahlen in der DDR kann also 
überhaupt keine Rede sein. 

Auf Artikel 25 des Internationalen Paktes über 
bürgerliche und politische Menschenrechte vom 
19. Dezember 1966 wird in dem letzten Absatz der 
Beschlußempfehlung Bezug genommen. Es bleibt 
noch festzustellen, daß die DDR-Regierung diesem 
Pakt 1973 selbst beigetreten ist und sich nicht daran 
hält. 

Bei allen grundlegenden Gegensätzen, die nun 
einmal zwischen der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung in der Bundesrepublik und dem ge-
sellschaftlichen Ordnungssystem in der DDR beste-
hen, können wir uns im freien Teile Deutschlands 
nicht damit abfinden und es stillschweigend hinneh-
men, daß unseren Landsleuten in der DDR das 
Recht, frei zu wählen, bestritten wird. 

(Beifall des Abg. Jäger [Wangen] [CDU/ 
CSU]) 

Meine Damen und Herren, die DDR muß es sich da

-

her gefallen lassen, daß der Deutsche Bundestag ge

-

gen diesen Verstoß der DDR gegen geltendes Men-
schenrecht protestiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit Sorge und Beunruhigung erfüllt gerade uns 
als Berliner Abgeordnete insbesondere die Tatsa-
che, daß trotz aller Proteste der Vier-Mächte-Status 
unserer Stadt durch die Direktwahl der 40 Berliner 
Volkskammerabgeordneten einseitig verändert 
wurde. Es ist politisch bedeutsam und wird der her-
ausragenden nationalen und internationalen Auf-
gabe Berlins gerecht, wenn der Deutsche Bundestag 
hier und heute einstimmig vor der Weltöffentlich-
keit zum Ausdruck bringt, daß er sich gegen alle Ver-
suche, den Status von Berlin einseitig zu verändern 
und letztlich auszuhöhlen, wendet und die strikte 
Einhaltung und volle Anwendung des Vier-Mächte-
Abkommens als einer wichtigen Garantie der Frei-
heit unserer Stadt fordert. 

Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit als Berli-
ner Abgeordneter im Vorfeld des Treffens Schmidt-
Honecker darauf hinweisen, daß letzten Endes auch 
die drastische Erhöhung der Mindestumtauschab-
gabe mit dem gravierenden Rückgang der Besucher 
aus dem freien Teile Deutschlands, insbesondere 
Westberlins, eine Einschränkung der Menschen-
rechte darstellt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Eine Finanz-
mauer!) 

Gerade zum Weihnachtsfest wird die Unmenschlich-
keit der Errichtung dieser Finanzmauer deutlich — 
Herr  Kollege Jäger Sie haben mir das Stichwort vor-
ausgenommen —, deren Abbau wir kurzfristig und 
nachdrücklich fordern. 

Auch hier, meine Damen und Herren, handelt es 
sich, wie es die Bundesregierung selbst festgestellt 
hat, ebenfalls um eine schwerwiegende Verletzung 
der Schlußakte von Helsinki. Aus aktuellem Anlaß 
möchte ich darüber hinaus bemerken, daß das glei-
che im übrigen auch für die zunehmend festzustel-
lende Beschränkung der Arbeitsmöglichkeiten un-
serer Journalisten in der DDR gilt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich-
tig!) 

Der Antrag der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
geht insofern über den jetzigen gemeinsamen An-
trag hinaus, als wir gefordert hatten, über Vorberei-
tung und Durchführung der Volkskammerwahlen 
eine Dokumentation den Mitgliedstaaten des inter-
nationalen Paktes der Vereinten Nationen über bür-
gerliche und politische Rechte zu übersenden. Wenn 
wir die jetzige Formulierung der Beschlußempfeh-
lung als CDU/CSU-Bundestagsfraktion mittragen, 
so erwarten wir selbstverständlich von der Bundes-
regierung, daß sie weiterhin jede Gelegenheit dazu 
benutzt, insbesondere auch auf internationaler Ebe-
ne, auf die von uns festzustellende Verletzung der 
Menschenrechte durch die DDR und des Berlin-Ab-
kommens nachdrücklich hinzuweisen. Ich wieder-
hole es vor diesem Hause hier noch einmal: Es muß 
sichergestellt werden, daß in ganz Berlin, in beiden 
Staaten auf deutschem Boden die allgemeinen Men- 
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schenrechte und die politischen Freiheitsrechte der 
Bürger verwirklicht werden. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Als Schwerpunkte bei den bevorstehenden Ge-
sprächen zwischen Bundeskanzler Schmidt und 
dem Staatsratsvorsitzenden der DDR, Herrn Ho-
necker, müssen die menschlichen Erleichterungen 
für unsere Landsleute im anderen Teil Deutsch-
lands und die Wahrung bzw. Wiederherstellung der 
elementarsten Menschenrechte in der DDR beson-
ders im Blickfeld bleiben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Es kommt hinzu, daß der Fortgang der innerdeut-
schen Beziehungen, an dem wir interessiert sind, 
durch fortdauernde Rechtsverletzungen und 
-behinderungen durch die DDR nicht gerade erleich-
tert wird. Auch das sollte die DDR-Regierung von 
unserer Bundesregierung erfahren. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Wie wahr!) 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion begrüßt es, daß es nach interfraktionel-
len Gesprächen zu dieser Beschlußempfehlung ge-
kommen ist. Was wir gerade in der Deutschland- und 
Berlin-Politik brauchen, ist — wie es mein Kollege 
Peter Lorenz in der deutschlandpolitischen Diskus-
sion hier kürzlich zum Ausdruck gebracht hatte — 
ein Höchstmaß an Gemeinsamkeit der Fraktionen 
in diesem Hause. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
wird nicht zuletzt auch aus diesem Grunde der vor-
liegenden Drucksache ihre Zustimmung geben. — 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Büchler (Hof). 

Büchler (Hof) (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 
Schulze, ich möchte jetzt nicht auf das eingehen, was 
Sie noch zum Schluß gesagt haben, vor allem nicht 
auf das, was außerhalb des Themas gelegen hat; Sie 
werden Verständnis dafür haben. Ich möchte mich 
auf das beschränken, worum es heute geht. 

Mir geht es darum, daß wir, bevor wir über die vor-
liegende Beschlußempfehlung abstimmen, noch aus 
unserer Sicht beleuchten, wie dieser gemeinsame 
Antrag zustande gekommen ist. 

Der Deutsche Bundestag hat am 25. Juni 1981 be-
reits eine Debattenrunde über die „Wahlen in der 
DDR" geführt. Zwei verschiedene Anträge lagen 
dem Deutschen Bundestag zur Beratung vor: einer 
von der Opposition und ein gemeinsamer von der 
SPD/FDP-Koalition. Ich habe es damals schon be-
tont und muß es auch heute wieder sagen: Der Oppo-
sitionsantrag war in vieler Hinsicht zumindest un-
glücklich, unglücklich allein durch den Zeitpunkt 
des Antrages. Die Wahlen in der DDR lagen mit dem 
Datum des 14. Juni bereits in der Vergangenheit,  

und Sie wollten trotzdem, daß die „bevorstehenden 
Wahlen in der DDR" verurteilt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das lag nicht an 
uns!) 

Dadurch war die Debatte insgesamt schlicht ein biß-
chen absurd, und die Öffentlichkeit hat dafür über-
haupt kein Verständnis gehabt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sie wissen 
doch, daß er lange genug nicht auf die Ta-

gesordnung kam!) 

— Ich wollte das hier feststellen, und ich sage nur, 
wie es war. Ich will hier nicht in einen Streit mit Ih-
nen eintreten, sondern nur noch einmal wiederho-
len, worum es uns gegangen ist. 

Dieser damalige Antrag war unglücklich; das müs-
sen wir feststellen. Und er war natürlich gleichzeitig 
politisch falsch. Allerdings kann ich heute feststel-
len, daß Sie den damaligen falschen Antrag mehr 
oder weniger zurückgezogen haben. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Das ist so na-
türlich falsch!) 

Sie haben Ihre überzogenen Positionen, die in die-
sem Antrag verankert waren, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Welche denn?) 

zurückgezogen, und wir haben im innerdeutschen 
Ausschuß miteinander 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Wir haben ei-
nen Kompromiß geschlossen, nichts zu-

rückgezogen!) 

einen Antrag zustande gebracht, der sich, wie ich 
glaube, sehen lassen kann. Das spricht nicht gegen 
Sie, sondern das spricht für Sie. 

Sie haben also Abstand genommen erstens von Ih-
rer Forderung an die Bundesregierung, daß sie eine 
Dokumentation über den Komplex „Wahlen in der 
DDR" erstellen solle, zweitens von Ihrem Vorhaben, 
diese Dokumentation dann an die Vereinten Natio-
nen und an die Regierungen der Mitgliedstaaten der 
Internationalen Pakte der Vereinten Nationen über 
bürgerliche und politische Rechte zu übermitteln; 
drittens von Ihrer Forderung nach einer breiten In-
formationsaktion über den Charakter der Wahlen in 
der DDR. 

(Abg. Jäger [Wangen] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage.) 

— Herr Jäger, ich möchte dies zu Ende bringen. Ich 
will nicht länger als 10 Minuten reden. Sie werden 
Verständnis dafür haben. 

Ich habe Ihnen in der Debatte am 25. Juni schon 
gesagt, wie falsch diese Forderungen wären. Sie un-
terschätzen die Urteilsfähigkeit der Menschen. Wir 
müssen doch niemanden darüber aufklären, was 
hinter einer Wahl mit 99,85 % Zustimmung steht. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Herr Büchler, 
was soll diese Polemik gegen uns, nachdem 
wir uns geeinigt haben? — Werner [CDU/ 
CSU]: Sie tragen das doch mit! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 
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Zwei Drittel aller Staaten wählen nach ähnlichen 
Systemen. Wie sollten wir verfahren, wenn wir alle 
diese Staaten anklagen wollten? 

(Werner [CDU/CSU]: Herr Büchler, Sie fra

-

gen das?) 

Sie haben mich damals in Ihren Zwischenrufen 
wissen lassen, was Sie von der Argumentation, die 
ich jetzt wiederholt habe, halten. Die Zwischenrufe, 
die damals gekommen sind, waren ja nicht von Pap-
pe, so z. B.: „Ihre Argumentation ist schlecht!", „So 
tief sollten Sie nicht sinken!", „Sie haben unseren 
Antrag nicht gelesen!" usw. Ich beschwere mich dar-
über nicht. Ich meine nur, meine Argumentation, die 
Argumentation der SPD-Fraktion und auch der 
FDP-Fraktion, kann doch nicht so schlecht gewesen 
sein; denn letzten Endes haben Sie in der Beschluß-
empfehlung, die uns heute vorliegt, weite Teile unse-
res Antrages übernommen. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Aber Ent

-

schuldigung, um den Gedanken der Ge

-

meinsamkeit letzten Endes zu demonstrie

-

ren!) 

Die entscheidenden drei Punkte, die Punkte 1 bis 3, 
der heutigen Beschlußempfehlung sind nämlich 
Wort für Wort — das wissen Sie — aus unserem An-
trag mit übernommen worden. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Entschuldi

-

gen Sie mal! Das ist ein merkwürdiges Ver

-

fahren! — Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: 
Wenn Sie so weitermachen, gibt es keine 
gemeinsamen Beschlußempfehlungen die

-

ser Art mehr! Darauf können Sie sich ver

-

lassen!) 

— Ich sage das doch nur. Ich will nur die Geschichte 
hier aufzeigen — und dies nicht polemisch, sondern 
nur so, daß klar ist, um was es geht. 

In diesen drei Punkten geht es um folgendes: 

Erstens: Die Direktwahl der Ost-Berliner Abge-
ordneten steht zu verschiedenen Protokollen und 
Abmachungen im Widerspruch. 

Zweitens: Der Status von Berlin darf nicht einsei-
tig verändert werden. 

Drittens: Die Aufrechterhaltung des Viermächte

-

status von Berlin ist die Voraussetzung für eine ru-
hige und friedliche Entwicklung in Berlin. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Darüber gab 
es nie einen Streit zwischen uns!) 

Und dies, glaube ich, ist auch der Kern dieser Ge-
schichte. 

Wir haben dann einen weiteren Punkt mit hinein-
genommen. Für mich ist er für die Argumentation 
nach draußen — ich habe es bereits begründet —
überflüssig. Er ist vielleicht auch ein Stück Kleingei

-
sterei. Wir hätten es nicht nötig gehabt, mit dem er-
hobenen Zeigefinger herumzulaufen. Wir sollten das 
sowieso lassen. Diese ständige Anklage tut, glaube 
ich, nicht gut. Wir müssen vielmehr dort, wo es wirk-
lich um Fakten geht, sagen, um was es geht. 

Ich habe auch damals betont, daß wir wirklich 
mehr Zutrauen in die Kraft unserer Demokratie, un-

seres Parlaments, unserer freiheitlichen Ordnung, 
unseres Systems haben sollten. Das beinhaltet dann 
aber, daß wir von diesen kleinlichen Nadelstichen — 
ich möchte das so generell einmal sagen — abse-
hen. 

Etwas anderes ist es, wenn Rechtspositionen ver-
letzt werden. Das können wir nicht hinnehmen, das 
können Sie nicht hinnehmen. Deswegen haben wir 
eindeutig und klar in diesem jetzt zum Beschluß vor-
liegenden Antrag formuliert. Dies ist ohne überflüs-
siges Beiwerk geschehen, so daß klipp und klar ge-
sagt wird, um was es wirklich geht. 

Ich muß mich also hier zum Schluß für die kon-
struktive Mitarbeit bedanken, daß dieser gemein-
same Antrag zustande gekommen ist. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Also doch! 
Dem hat aber Ihre Rede nicht entsprochen! 
— Werner [CDU/CSU]: Das klang aber ganz 
anders, Herr Büchler! — Dr. Schäuble 
[CDU/CSU]: Dann müssen Sie aber anders 

reden!) 

Das mag eine Trendwende, eine neue Position Ihrer-
seits in der Deutschlandpolitik sein. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Wir haben 
den Versuch gemacht, hier Gemeinsamkeit 

zu demonstrieren!) 

Das kann ich nur begrüßen. Darüber kann man sich 
nur freuen. Ich darf dies auch im Namen der sozial-
demokratischen Bundestagsfraktion sagen. — Ich 
empfehle also, der vorliegenden Beschlußempfeh-
lung zu folgen. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Wendig. 

Dr. Wendig (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Beruhigen 
Sie mal ein bißchen!) 

Ich möchte — vielleicht zur Beruhigung — auch ein 
wenig Historie aufarbeiten, Historie, was das 
Schicksal der beiden Anträge angeht, über die wir 
schon einmal im Juni dieses Jahres debattiert ha-
ben. 

Durch die Wahl zur Volkskammer der DDR am 
15. Juni 1980 sind die Ost-Berliner Abgeordneten 
zum ersten Mal im Wege einer Direktwahl bestimmt 
worden. Das war der Ausgangspunkt. Dies geschah 
auf der Grundlage eines Wahlgesetzes der DDR, das 
selbst schon sehr viel älter ist, das nämlich vom 
28. Juni 1978 stammt, also von vor drei Jahren vor 
der Wahl. 

Dieser Vorgang, meine Damen und Herren, hat im 
Deutschen Bundestag unterschiedliche Reaktionen, 
was die politische und rechtliche Aufarbeitung an-
geht, ausgelöst. Die Opposition meinte in ihrem An-
trag vom 19. Mai dieses Jahres, den Tatbestand der 
Direktwahl Ost-Berliner Abgeordneter zur Volks-
kammer auf den allgemeinen Charakter von Wahlen 
im System der Deutschen Demokratischen Repu-
blik und die damit verbundene Verletzung von Men- 
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schenrechten ausweiten zu sollen. Wir, die Fraktio-
nen der SPD und der FDP, haben gemeint, die in die-
sem Vorgang besonders deutlich gewordene Verlet-
zung und Mißachtung bestehender Abkommen über 
Berlin, insbesondere über das Viermächteabkom-
men vom 3. September 1971, herausstellen zu müs-
sen. 

Über diese unterschiedlichen Anträge haben wir 
im Deutschen Bundestag am 25. Juni dieses Jahres 
kontrovers diskutiert. Ich stelle auch heute nicht in 
Frage, daß die politischen Verhältnisse in der DDR, 
insbesondere der Charakter der dortigen Wahlen, 
unseren politischen Überzeugungen und Vorstellun-
gen nicht entspricht. Daran kann kein Zweifel sein. 
Wir bleiben aber auch dabei — das war ja der Gegen-
stand der Debatte auf Grund der unterschiedlichen 
Anträge —, daß eine Debatte vor dem Forum der 
Vereinten Nationen, wie die Opposition sie beab-
sichtigt hatte, in der Sache nicht genützt, sondern 
dem Anliegen, wie wir meinten, eher geschadet 
hätte. 

Um so augenfälliger und eklatanter — darüber be-
steht keine Meinungsverschiedenheit — sind die 
Verstöße gegen geltende Abkommen, soweit es um 
den Status von Ost-Berlin geht. Das Wahlgesetz der 
DDR vom 28. Juni 1978 stellt in der Einbeziehung 
von Ost-Berlin in die Direktwahl der Volkskammer 
einen nicht zu übersehenden und nicht zu billigen-
den Versuch der DDR-Führung dar, den östlichen 
Teil der Stadt Berlin voll in ihren Staat zu integrie-
ren. Das ist ja nicht der erste Schritt, sondern viel-
leicht, so befürchte ich manchmal, schon ein vorletz-
tes Glied einer ganz langen Kette. 

Nach Erlaß des Wahlgesetzes der DDR vom 
28. Juni 1978 hat es aber nicht an Bemühungen der 
Bundesregierung gefehlt, auf allen möglichen politi-
schen Ebenen gegen die geplanten Wahlen Verwah-
rung einzulegen und zu protestieren. Der Bundesre-
gierung gebührt Dank für ihre klare und eindeutige 
Sprache, die sie hier gesprochen hat. 

Auch die drei Westmächte haben mehrfach Gele-
genheit genommen, gegen das Gesetz vom 28. Juni 
1978 in aller Form zu protestieren. Wir begrüßen es, 
daß die drei Westmächte in diesem Zusammenhang 
für die Zukunft jeden Versuch zurückgewiesen ha-
ben, die Rechte und Verantwortlichkeiten in Frage 
zu stellen, die Frankreich, die Vereinigten Staaten 
von Amerika, das Vereinigte Königreich und die So-
wjetunion in bezug auf Deutschland als Ganzes und 
in bezug auf alle vier Sektoren Berlins übernommen 
haben. Daran sollten wir nicht rütteln. 

Das Geschehene können wir sicherlich nur 
schwer rückgängig machen, wir nicht, die West-
mächte nicht, geben wir uns da keinen Illusionen 
hin. Wir müssen aber sehr deutlich darum bemüht 
sein, daß denkbaren weiteren Verstößen gegen den 
Viermächtestatus von Berlin entgegengewirkt wer-
den kann. 

Die Beschlußempfehlung des innerdeutschen 
Ausschusses, die wir gemeinsam erarbeitet haben, 
greift alle diese Fragen mit der notwendigen Deut-
lichkeit auf. Sie bekräftigt mit der Protestnote der 
drei Westmächte, daß der Status des besonderen Ge-

biets von Berlin nicht einseitig verändert werden 
kann und daß die auf der Grundlage des Wahlgeset-
zes der DDR vom 28. Juni 1978 vollzogene Direkt-
wahl der Ost-Berliner Abgeordneten im Wider-
spruch zum Viermächteabkommen vom 3. Septem-
ber 1971 steht. 

Ich begrüße es, daß darüber hinaus in der Be-
schlußempfehlung alle drei Fraktionen übereinstim-
mend den Hinweis auf den Unterschied aufgenom-
men haben, der zwischen unserer freiheitlich-demo-
kratischen Ordnung und dem gesellschaftlichen 
Ordnungsprinzip der DDR besteht. Dies schließt die 
Kritik an dem Wahlsystem ein, das aus der dortigen 
Gesellschaftsordnung erwachsen ist und das — ich 
sage es noch einmal — weder unseren politischen 
Vorstellungen noch den Bestimmungen des Paktes 
über bürgerliche und politische Rechte vom 19. De-
zember 1966 entspricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Feststellung ist notwendig, sie drückt eindeutig 
und in aller Öffentlichkeit unseren politischen Wil-
len aus, ohne die vermutlich negativen Wirkungen 
zu haben, die ein Appell vor den Vereinten Nationen 
unserer Überzeugung nach mit sich gebracht hätte. 
Das ist das Gemeinsame, und das ist der Unter-
schied, meine Damen und Herren. 

Ich sehe in diesem gemeinsamen Antrag, den wir 
im innerdeutschen Ausschuß erarbeitet haben, ein 
Zeichen für die Fähigkeit, hier in entscheidenden 
und in grundlegenden Fragen der Deutschlandpoli-
tik wirklich Gemeinsamkeit zu zeigen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Fraktion begrüßt dies und bittet deshalb, dem 
Entschließungsantrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD — Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Er 

hebt sich wohltuend von Büchler ab!) 

Vizepräsident Windelen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 9/1054 die Annahme einer 
Entschließung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Danke. Wer stimmt da-
gegen? — Wer enthält sich der Stimme? — Die Ent-
schließung ist damit einstimmig angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Jugend, Familie 
und Gesundheit (13. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Bericht über die Angleichung der Rechtsvor-
schriften über Arzneispezialitäten 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Änderung der Richtlinien 65/65/EWG, 75/318/ 
EWG und 75/319/EWG zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
Arzneispezialitäten 
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Vorschlag für eine Empfehlung zu den Versu-
chen im Hinblick auf das Inverkehrbringen 
von Arzneispezialitäten 
— Drucksachen 9/185, 9/1051 — 

Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Dr. Adam-Schwaetzer 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 
von bis zu zehn Minuten für jede Fraktion verein-
bart worden. Darf ich davon ausgehen, daß das Haus 
damit einverstanden ist? — Ich stelle Einvernehmen 
fest. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. 
Das Wort hat die Abgeordnete Frau Dr. Neumei-
ster. 

Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Eines der Hauptziele der 
Europäischen Gemeinschaft ist es, den freien Wa-
renverkehr zwischen den Mitgliedstaaten zu ge-
währleisten. Der Verwirklichung dieses Grundsat-
zes standen aber im Arzneimittelbereich verschie-
dene Hindernisse im Wege, die auf übermäßigen Ge-
brauch der im Art. 36 des EWG-Vertrages vorgesehe-
nen Ausnahmen zum Schutze der öffentlichen Ge-
sundheit beruhten. Gerade aber dieser Beschrän-
kung des freien Warenverkehrs steht oft der richtig 
verstandene Schutz der Gesundheit entgegen, wenn 
dadurch die Verwendung neuer wirksamer Medika-
mente in einzelnen Staaten unnötig verzögert wird 
oder aber, was sicherlich noch verhängnisvoller ist, 
Medikamente, bei denen in einigen Mitgliedstaaten 
schädliche Eigenschaften festgestellt wurden, auf 
Grund mangelnder Harmonisierung auf dem Markt 
bleiben. 

Der Ausschuß für Wirtschaft im Europäischen 
Parlament stellte weiterhin fest, daß die technischen 
Hindernisse im freien Verkehr mit Arzneispezialitä-
ten die Kosten generell erhöhen und verhindern, 
daß der Verbraucher von den Kosteneinsparungen 
profitiert, die eine auf die gesamte Gemeinschaft 
ausgerichtete Produktion ermöglichen würde. 

Die vier bisher erlassenen Richtlinien und ein Be-
schluß des Rates zur Beseitigung der Hindernisse 
im freien Verkehr mit Arzneimitteln schufen zwar 
Grundlagen für eine Harmonisierung der Entwick-
lung und Herstellung der Arzneimittel, schaffen es 
aber nicht, das umständliche und wenig praktikable 
Verfahren der Neuzulassung beim Inverkehrbrin-
gen eines neuen Arzneimittels in einem EG-Land zu 
entkrampfen. 

Die heute hier vorliegende Änderungsrichtlinie so-
wie der Empfehlungsvorschlag des Rates zum Inver-
kehrbringen von Arzneimittelspezialitäten können 
daher nur begrüßt werden, zumal in ihm erstmalig 
durch Abbau technischer Hemmnisse Wege zu einer 
gegenseitigen Anerkennung der von den Mitglied-
staaten erteilten Genehmigung für das Inverkehr-
bringen gewiesen werden und der Gedanke an die 
Schaffung einer europäischen Superbehörde im 
Hinblick auf die derzeitige finanzielle Situation fal-
lengelassen wurde. 

Doch darf nun nicht der Grundsatz der gegenseiti-
gen Anerkennung durch neue Hindernisse im Aus-
schuß für Arzneimittelspezialitäten in Frage gestellt 
werden, dem Ausschuß, dessen bisheriges unzurei-
chendes Funktionieren dadurch dokumentiert wird, 
daß er innerhalb von vier Jahren nur mit acht Anfra-
gen für das Inverkehrbringen befaßt wurde. Dieser 
Ausschuß soll in Zukunft aufgewertet werden und 
eine doppelte Funktion der Beratung und Anrufung 
erfüllen, wobei positiv hervorgehoben werden muß, 
daß die Antragsteller hier ein Anhörungsrecht ha-
ben. 

Die Rolle dieses Ausschusses, der sich lediglich 
mit Ausnahmefällen befassen sollte, bedarf aller-
dings ebenso wie der Bericht, der diesem Ausschuß 
gegeben wird, nach Art. 13 Abs. 1 einer klareren For-
mulierung und Definition, um neue Verzögerungen 
zu verhindern und die angestrebte Verkürzung der 
Anerkennungsfrist von 120 auf 60 Tage auch unter 
dem Gesichtspunkt der Arzneimittelsicherheit ver-
treten zu können. 

Die Änderung der Zulassungsrichtlinie der EG 
würde jedoch bei ihrer Umsetzung in nationales 
Recht unser Arzneimittelgesetz in einigen Punkten 
tangieren. So fordert ein Richtlinienvorschlag künf-
tig ein sogenanntes technisches Merkblatt, dessen 
Zweckbestimmung nicht ganz klar ersichtlich ist. 
Dieser Vorschlag könnte jedoch die Basis für die 
deutsche Gebrauchsinformation für die Fachkreise 
bilden, wodurch der Weg bereitet würde für eine bei 
uns schon sehr häufig diskutierte differenzierte In-
formation, und zwar eine verbrauchergerechte Ge-
brauchsinformation oder Packungsbeilage laut § 11 
unseres Arzneimittelgesetzes und zusätzlich eine 
fachbereichsgerechte Gebrauchsinformation, deren 
Einführung vom Bundesverband der pharmazeuti-
schen Industrie bereits im November 1980 beschlos-
sen wurde. 

Die nicht mehr limierte offene Darlegung des so-
genannten Verfalldatums entspricht ebenfalls nicht 
der Regelung unseres Arzneimittelgesetzes. Es 
bleibt abzuwarten, ob der von der Bundesregierung 
bis Ende dieses Jahres vorzulegende Bericht über 
die seit 1978 mit dem Arzneimittelgesetz gemachten 
Erfahrungen zum Verfalldatum neue Erkenntnisse 
enthält, die der Forderung der Richtlinie entspre-
chen würden. In dem Fall würde das Arzneimittelge-
setz sicher bei einer eventuell anstehenden Novellie-
rung geändert werden. 

Die für den Schutz der öffentlichen Gesundheit 
geforderte obligatorische Einführung gleicher Be-
zeichnungen in der EG für sogenannte gleiche Er-
zeugnisse ist aus bundesdeutscher Sicht nicht ge-
rechtfertigt, da sie sich in zahlreichen Fällen in 
Richtung Aufhebung von individuellen Warenzei-
chen auswirken würde. Warenzeichen aber, meine 
Damen und Herren, sind einerseits Ordnungsfakto-
ren im Wettbewerb, andererseits Qualitätsgaranten. 
Im Interesse des Verbrauchers sollte nicht der irr-
tümliche Eindruck erweckt werden, daß gleiche 
Werkstoffe automatisch die gleiche Wirksamkeit ei-
nes Präparates bedeuten. Man sollte dabei immer 
die Galenik beachten. 
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Um zu erreichen, daß die Gemeinschaftsrichtlinie 

bei der Durchführung der Versuche und bei der Prü-
fung der Anträge auf Genehmigung für das Inver-
kehrbringen in den verschiedenen Mitgliedstaaten 
in gleicher Weise ausgelegt werden, schlägt die 
Kommission im Wege einer Empfehlung des Rates 
vor, erläuternde Hinweise, sogenannte Guidelines, 
zu erstellen, was grundsätzlich begrüßt werden 
kann. 

Nicht akzeptiert werden jedoch Vorschläge in den 
Guidelines, die über die Bestimmungen der Richtli-
nien und des Arzneimittelgesetzes hinausgehen und 
damit praktisch neue Versagensgründe für die Zu-
lassung schaffen. So ist der Vorschlag für Kombina-
tionspräparate in der Anlage VI nicht annehmbar, 
da er die Basis für eine von allen deutschen Bundes-
regierungen bisher abgelehnte Bedürfnisprüfung 
auf dem Arzneimittelmarkt liefert. 

Außerdem dürfen wir uns den Hinweis erlauben, 
daß festgeschriebene Tierversuche für die Zulas-
sung der Arzneimittel in diesen Guidelines für uns 
auf Dauer nicht bindend sein können, für den Fall, 
daß wir mit der Entwicklung alternativer Methoden 
und beim Abbau der Tierversuche, die heute j a doch 
sehr in Frage gestellt werden, weiterkommen. 

Meine Damen und Herren, diese Vorschläge stel-
len sicherlich einen entscheidenden Schritt zur Har-
monisierung der Rechtsvorschriften auf dem euro-
päischen Arzneimittelsektor und damit zu einer ge-
genseitigen Anerkennung der Genehmigung für das 
Inverkehrbringen dar. Diese Erkenntnis enthebt 
uns jedoch nicht der Verpflichtung, die Bundesregie-
rung aufzufordern, darauf hinzuwirken, daß bei den 
weiteren Beratungen in Brüssel die im Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit gemeinsam erar-
beiteten Vorbehalte, die in der Beschlußempfehlung 
Drucksache 9/1051 dargelegt sind, berücksichtigt 
werden. Es bleibt zu hoffen, daß sich darüber hinaus 
ein Klima des gegenseitigen Vertrauens zwischen 
den Behörden der Mitgliedstaaten entwickelt und 
bei der für den 1. Januar 1988 angesetzten Überprü-
fung des Verfahrens die Voraussetzungen für eine 
endgültige automatische gegenseitige Anerkennung 
gegeben sein werden. 

Die CDU/CSU-Fraktion stimmt dieser Beschluß-
empfehlung zu und bittet Sie, meine Damen und 
Herren, ein Gleiches zu tun. — Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Fiebig. 

Fiebig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Arzneimittelrecht eignet sich nicht für 
parteipolitische Auseinandersetzungen. Das Arznei-
mittelgesetz, das seit dem 1. Januar 1978 in der Bun-
desrepublik in Kraft ist, setzt drei gleichwertige Zie-
le: 1. Sicherheit, 2. Wirksamkeit, 3. Qualität der Arz-
neimittel. Über diese Ziele besteht Einigkeit. Besten-
falls gibt es unterschiedliche Positionen, wie diese 
Ziele zu erreichen seien. 

Auch in der Europäischen Gemeinschaft besteht 
Einvernehmen über diese zu erreichenden Ziele. 
Aber es wird ein langer, mühsamer Weg sein, die 

Arzneimittelgesetzgebung in der Gemeinschaft rest-
los zu harmonisieren. 

Die heute vorliegende Richtlinienänderung des 
Rates ist ein weiterer kleiner Schritt in die richtige 
Richtung, wenn die gegenseitige Anerkennung einer 
nationalen Arzneimittelzulassung als endgültiges 
Ziel anerkannt wird. Sowohl das Arzneimittelrecht 
in den einzelnen Mitgliedstaaten trotz einer bereits 
erfolgten Harmonisierung als auch der europäische 
Arzneimittelmarkt gleichen einem sehr bunten Flik-
kenteppich. Die einzelstaatlichen Behörden treffen 
immer noch divergierende Zulassungsentscheidun-
gen. Die Arzneimittelpreise in der Gemeinschaft di-
vergieren oft in skandalöser Weise. 

Ich möchte die Bereitwilligkeit des nationalen Ge-
setzgebers, des Deutschen Bundestags, unterstrei-
chen, eine weitere Harmonisierung des Arzneimit-
telrechts und der gegenseitigen Anerkennung von 
Zulassungen und des Arzneimittelmarktes zu errei-
chen. 

Einen Vorbehalt jedoch muß ich machen: Entspre-
chend einem Beschluß des Deutschen Bundestags 
hat die Bundesregierung bis zum Ende dieses Jah-
res einen Bericht darüber vorzulegen, welche Erfah-
rungen mit dem Arzneimittelgesetz gemacht wor-
den sind. Diesen Bericht muß der Bundestag disku-
tieren und prüfen, ob das geltende Arzneimittelge-
setz novelliert werden soll und muß und gegebenen-
falls in welchen Punkten. Unter diesen Vorbehalt 
müssen die Verhandlungen der Bundesregierung 
über die vorliegende Änderung der Richtlinie über 
Arzneimittelspezialitäten gestellt werden. Entschei-
dungen in Brüssel dürfen kein Präjudiz schaffen, 
wie weit das deutsche Arzneimittelgesetz novelliert 
werden soll. Die Bundesregierung sollte sich hüten, 
Parlamentsentscheidungen vorwegzunehmen. 

Ich bin der Auffassung, ohne diesem erwähnten 
Bericht der Bundesregierung vorzugreifen, daß das 
Arzneimittelgesetz, das der Deutsche Bundestag 
1976 verabschiedet hat, sich bewährt hat. Aber 
nichts ist so gut, daß es nicht noch besser werden 
könnte. Der Bundestag wird also prüfen müssen, an 
welchen Punkten das Arzneimittelgesetz unbedingt 
geändert werden muß. Eine ständige Gesetzesände-
rung trägt allerdings nicht zur Rechtssicherheit bei. 
Bei dieser Beachtung der Notwendigkeit von Konti-
nuität bin ich der Auffassung, daß bei einzelnen Kor-
rekturen die Philosophie des Arzneimittelgesetzes 
unbedingt erhalten werden muß. Unter diesen Vor-
behalt stellt die vorliegende Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesund-
heit an einzelnen Punkten die Verhandlungen der 
Bundesregierung auf der Ebene der Europäischen 
Gemeinschaft. 

Wie immer steckt der Teufel im Detail. Die Anlage 
5 des Vorschlags einer Richtlinie spricht von der Si-
cherheitsbeurteilung neuer Arzneimittel an Tieren. 
Niemand wird die Notwendigkeit von Tierversuchen 
bestreiten. Jedoch hat der Bundestag mehrfach zum 
Ausdruck gebracht — zuletzt im Bericht zum Um-
weltchemikaliengesetz —, daß es gelingen müßte, 
Tierversuche soweit wie möglich durch Versuche an 
Zellkulturen zu ersetzen. Nicht Ausweitung, sondern 
Reduzierung von Tierversuchen auf das notwendige 



4038 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 69. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 2. Dezember 1981 

Fiebig 
Maß ist die Forderung auch in der jetzt vorliegenden 
Novellierung des Tierschutzgesetzes. 

Mit Entschiedenheit muß der Bundestag auch 
Forderungen entgegentreten, mehr Versuche an 
Menschen durchzuführen, wie es zuletzt der Präsi-
dent einer Bundesoberbehörde in der Illustrierten 
„Quick" im Monat Oktober gefordert hat. Die Erfah-
rungen des Dritten Reiches und die Menschenrechte 
verbieten Versuche an Menschen. Im geltenden Arz-
neimittelgesetz sind kontrollierte klinische Prüfun-
gen genauestens geregelt und nur dann zulässig, 
wenn sie der Behandlung, Heilung und Linderung 
von Krankheiten dienen. Der Gesetzgeber hat den 
kontrollierten klinischen Versuch also ganz streng 
und eng an den Behandlungsauftrag des Patienten 
an den Arzt gebunden. So und nicht anders geht es. 
Wer Versuche an Menschen fordert, stellt sich gegen 
das geltende Gesetz. 

Auch unter ethischen Gesichtspunkten muß unbe-
dingt an dieser Beurteilungsweise festgehalten wer-
den. Der Mensch darf niemals Mittel zum Zweck 
werden. 

Lassen Sie mich zum Schluß bitte noch folgende 
Bemerkung machen. Vor kurzem erschien ein Buch 
unter dem Titel „Gesunde Geschäfte — Die Prakti-
ken der Pharmaindustrie". Ich setze voraus, daß die 
Verfasser dieses Buches sorgfältig recherchiert ha-
ben. Das Ergebnis dieser Untersuchungen wirft ein 
bezeichnendes Licht auf einen Teil — ich unterstrei-
che: auf einen Teil — der Pharmabranche und auf 
ihre skanalösen Werbe- und Absatzmethoden. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. h. c. Leber) 

Es muß Bürger und den Gesetzgeber zutiefst beun-
ruhigen und empören, wenn ein Pharmariese mit 
exorbitanten Werbegeschenken Ärzte veranlassen 
will, Medikamente dieser Firma zu verordnen, jener 
Firma also, die die großen Geschenke macht. Welch 
eine Menschenverachtung liegt darin, wenn es nur 
noch um den Umsatz geht, aber nicht mehr um Hei-
lung und Linderung von Krankheiten. Diese Prakti-
ken fördern gerade nicht das Vertrauen in diese 
Branche oder zynisch gesagt: in diesen Industrie-
zweig. Diese Praktiken sind der Aufmerksamkeit 
der Europäischen Kommission wert. 

Ich bitte, den vorliegenden Beschlußempfehlun-
gen auf Drucksache 9/1051 zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächste Rednerin 
hat das Wort Frau Abgeordnete Dr. Adam-Schwaet-
zer. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Als der Präsident diesen 
Tagesordnungspunkt aufrief, habe ich gedacht, wel-
che unmöglichen Zungenbrecher uns doch die euro-
päische Bürokratie bescheren kann. Das sind doch 
Dinge, die einen geradezu auffordern, sich nicht da-
mit auseinanderzusetzen. Das wäre bei dem Thema, 
das wir heute behandeln, allerdings tatsächlich ver-
kehrt. Das dürfen wir natürlich nicht tun; denn es 
gibt in dieser Richtlinie einige Vorschriften, die, 
wenn sie so angenommen würden, tiefgreifende Än-

derungen unseres Arzneimittelrechtes nach sich zö-
gen. Sie widersprächen den Grundsätzen, die den 
Bundestag 1976 bei der Verabschiedung des Arznei-
mittelgesetzes geleitet haben. 

Deshalb hat der Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit des Deutschen Bundestages die 
Bundesregierung in seiner Beschlußempfehlung 
aufgefordert, über bestimmte Punkte, die in dieser 
Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
über Arzneispezialitäten behandelt werden, bei der 
Kommission in Brüssel weiter zu verhandeln. 

Es handelt sich hauptsächlich um einige Punkte, 
die eine Änderung unseres Arzneimittelgesetzes 
notwendig machen dürften. Ich darf in dem Zusam-
menhang das Problem des technischen Merkblattes 
anführen, das von Frau Dr. Neumeister eben schon 
ausführlich behandelt worden ist, und das Problem 
der Angabe eines offenen Verfalldatums auf allen 
Arzneispezialitäten, eine Forderung, die von den 
Verbraucherverbänden immer wieder gestellt wird 
und für die man auch sehr viel Sympathie aufbrin-
gen kann. Ich glaube aber, daß wir uns damit im 
Rahmen der Diskussion über den Bericht zum Arz-
neimittelgesetz, den die Bundesregierung bis Ende 
des Jahres vorlegen wird, noch etwas näher beschäf-
tigen und fragen müssen, ob das tatsächlich dazu 
beiträgt, die Arzneimittelsicherheit zu erhöhen oder 
nicht. 

Die vorgeschlagene Richtlinie enthält einige 
Punkte, die auch von uns nachdrücklich zu begrüßen 
sind. Da ist zunächst einmal die Tatsache, daß die 
Kommission nun endlich die gegenseitige Anerken-
nung von Zulassungen von Arzneispezialitäten als 
das Prinzip festschreiben will, das in Zukunft gelten 
soll, um einen großen, einheitlichen, freien Arznei-
mittelmarkt innerhalb der Europäischen Gemein-
schaft zu schaffen unter der Voraussetzung, daß der 
Standard der Arzneimittelsicherheit in allen betei-
ligten Ländern der Europäischen Gemeinschaft auf 
einem gleichen, hohen Niveau gesichert wird. Dies 
ist nachdrücklichst zu begrüßen, vor allem auch im 
Interesse der Patienten, die auf Grund der immer 
größer werdenden Freizügigkeit, von der auch zu-
nehmend Gebrauch gemacht wird, zwischen den 
einzelnen europäischen Ländern hin und her reisen, 
ihren Wohnsitz ändern und pendeln. Die gegensei-
tige Anerkennung ist aber auch deshalb notwendig, 
um den Aufbau einer weiteren Bürokratie zu ver-
meiden. Dies wäre notgedrungen geschehen, wenn 
eine europäische Zulassung, wie das von der Kom-
mission zunächst vorgesehen war, tatsächlich fest-
geschrieben worden wäre. Dankenswerterweise hat 
sich die Bundesregierung diesem Ansinnen immer 
widersetzt. Das in den derzeit geltenden Richtlinien 
vorgesehene Verfahren ist so unpraktikabel, daß es 
von den Arzneimittelherstellern praktisch nicht in 
Anspruch genommen worden ist. 

Besondere Beachtung in dem Richtlinien-Vor-
schlag verdient die Anlage VI, die Anforderungen an 
fixe Kombinationen von Arzneimitteln festschrei-
ben will. Der Ausschuß für Jugend, Familie und Ge-
sundheit war einhellig der Auffassung, daß diese An-
lage, so wie sie vorliegt, einer genaueren Prüfung be-
darf. Der Text, der vorgeschlagen ist, läßt die Vermu- 
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tung aufkommen, daß hier eine Bedürfnisprüfung 
für Kombinationspräparate eingeführt werden soll. 
Eine solche Bedürfnisprüfung wäre aber ein zusätz-
liches Kriterium für die Zulassung von Arzneimit-
teln, das vom Deutschen Bundestag 1976 bei der Ver-
abschiedung des Arzneimittelgesetzes mit gutem 
Grund nicht als Kriterium für die Zulassung von 
Arzneimitteln anerkannt worden ist. Das einzige 
Kriterium, das nach unserem Arzneimittelrecht bei 
der Anerkennung einer Zulassung zugrunde gelegt 
wird, ist die Abschätzung von Nutzen und Risiko ei-
nes gesamten Präparats. Das heißt, es wird auch bei 
Kombinationspräparaten nicht auf die einzelnen 
Bestandteile, sondern auf das gesamte Präparat ab-
gestellt. 

Die Entscheidung über den therapeutischen 
Nutzen eines Medikaments — eine solche Entschei-
dung wäre eine Bedürfnisprüfung praktisch — trifft 
nach unserem Recht allein der Arzt. Dies ist die The-
rapiefreiheit, auf die wir stolz sind und die wir auch 
erhalten wollen. Die Einführung einer solchen Be-
dürfnisprüfung für Kombinationspräparate träfe 
vor allem Naturheilmittel. Ich habe den Eindruck, 
daß es durchaus in der Absicht auch einiger Mitglie-
der dieses Hauses liegen könnte, wenn Naturheil-
mitteln durch die Verabschiedung einer solchen Vor-
schrift das Verbleiben auf dem und vor allen Dingen 
der Zugang zum Arzneimittelmarkt erschwert wür-
de. Die FDP könnte sich mit einer solchen Ein-
schränkung der Pluralität von Therapierichtungen, 
mit einer solchen Einschränkung der Pluralität des 
Arzneimittelangebots und auch der Therapiefreiheit 
nicht abfinden. 

(Beifall bei der FDP) 

In der Beschlußempfehlung wird die Bundesregie-
rung deshalb aufgefordert, einem solchen zusätzli-
chen Kriterium nicht zuzustimmen. 

Meine Damen und Herren, ich denke, mit den vom 
Ausschuß vorgeschlagenen weiteren Verhandlungs-
zielen für die Bundesregierung bei der Behandlung 
dieses Richtlinien-Vorschlags bei der Europäischen 
Kommission kann ein deutlicher, entscheidender 
und guter Beitrag geleistet werden, der einem hohen 
Standard von Arzneimittelsicherheit innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft förderlich sein würde. 
Deshalb bitte ich Sie, der Beschlußempfehlung so 
zuzustimmen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 
vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 9/1051 die Annahme der 
Entschließung. Wer dem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Stimmt jemand da-
gegen? — Enthält sich jemand der Stimme? — Es ist 
einstimmig so verfahren. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 7 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten Dr. 
Waigel, Dr. Köhler (Wolfsburg), Grunnenberg, 
Ewen, Funke, Dr. von Geldern, Kittelmann, 
Dr. Klejdzinski, Rapp (Göppingen) und Ge

-

nossen eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Gesetzes zur vorläufi-
gen Regelung des Tiefseebergbaus 
— Drucksache 9/1074 — 

Das Wort dazu wird nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
zur federführenden Beratung an den Ausschuß für 
Wirtschaft, zur Mitberatung an den Auswärtigen 
Ausschuß und an den Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zu überweisen. Ist das Haus mit 
den vorgeschlagenen Überweisungen einverstan-
den? — Ich sehe keinen Widerspruch; es ist entspre-
chend beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für das Post- und 
Fernmeldewesen (15. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung Postver-
sorgung auf dem Lande 

Konzept des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen für die künftige Post-
versorgung auf dem Lande 

— Drucksachen 9/408, 9/1070 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Lintner 

Das Wort zur Berichterstattung wird nicht ge-
wünscht. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache eine Debattenrunde vereinbart wor-
den. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe, 
das ist der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
dem Herrn Abgeordneten Lintner. 

Lintner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Schon vor gut zweieinhalb Jahren — 
man  höre und staune —, nämlich am 5. April 1979, 
legte die CDU/CSU-Fraktion ihren Antrag ,,Postver-
sorgung auf dem Lande" vor. In ihm wurde damals 
die Bundesregierung aufgefordert, unverzüglich ein 
Konzept für die künftige Postversorgung auf dem 
Lande vorzulegen. Der Antrag war dringend not-
wendig geworden, weil die Deutsche Bundespost im 
letzten Jahrzehnt zum Nachteil der Bürger in den 
ländlichen Gebieten und im Stadtrandbereich den 
Rückzug aus der Fläche angetreten hatte. So waren 
von den rund 19 400 Poststellen des Jahres 1970 bis 
zu unserem Antrag schon rund 7 000 aufgelöst wor-
den; weitere 5 000 bis 9 000 Poststellen waren seiner-
zeit von der Auflösung bedroht. Somit war ein posta-
lischer Kahlschlag auf dem Lande zu befürchten. Er 
hätte unweigerlich zum Fortfall einer Vielzahl von 
Arbeitsplätzen geführt, die gerade im ländlichen 
Raum unentbehrlicher sind als anderswo, ganz zu 
schweigen von den persönlichen Härten für die be-
troffenen Postbediensteten, die damit verbunden ge-
wesen wären. Die dabei zwangsläufig noch zusätz-
lich auftretenden Einschränkungen in der Infra-
struktur hätten entsprechende negative Folgen für 
die Lebensqualität im allgemeinen und die Wettbe-
werbsfähigkeit des ländlichen Raumes im besonde- 
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ren gehabt. Das alles gilt, meine Damen und Herren, 
auch für künftige Regelungen. 

Als unser Antrag am 21. Juni 1979 in der ersten Le-
sung im Plenum behandelt wurde, meinte damals 
der Kollege Wuttke, die Erstellung eines Konzepts 
der Postversorgung sei durch das Bundespostmini-
sterium weitgehend abgeschlossen. Er warf uns vor, 
wir griffen wieder einmal mit viel Reklame eine po-
puläre Frage auf, deren Lösung durch den zuständi-
gen Minister — man höre — unmittelbar bevorstehe. 
Der Kollege Wuttke wurde — wie in vielen anderen 
Fällen so auch hier — eines „Schlechteren" belehrt; 
denn bei der Post ging's nicht so schnell. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Was heißt „bei 
der Post"? Beim Postminister!) 

— Bei dem Postminister! Ich korrigiere mich gern, 
Herr Kollege Pfeffermann. — Noch zwei Jahre dau-
erte es nämlich — mittlerweile hatten sich auch die 
Herren der Regierungskoalition von der Zweckmä-
ßigkeit und Notwendigkeit unseres Antrages über-
zeugen können —, bis der Bundespostminister die 
damals „unmittelbar" bevorstehende Lösung vorle-
gen konnte. 

Die jetzt von der Bundesregierung vorgelegte 
Konzeption für die Postversorgung auf dem Lande 
enthält zwei Grundsatzregelungen, die diese künf-
tige Postversorgung bestimmen sollen. Es sind ei-
nerseits die Grundsätze für die Beibehaltung, Aufhe-
bung oder Neueinrichtung von Poststellen, den Ein-
satz fahrbarer Postschalter sowie die Landzustel-
lung und andererseits die Neuregelung des Dienst-
rechts der Posthalter. In dem vorgelegten Konzept 
heißt es, die ortsfeste Amtsstelle solle der Eckpfeiler 
der künftigen Postversorgung auf dem Land, und 
fahrbare Postschalter und Landzusteller sollten nur 
Ergänzung hierzu sein. Man hätte nun in den Aus-
schußsitzungen erwarten können, daß sich der Bun-
despostminister an Hand entsprechender Zahlenan-
gaben über die möglichen Auswirkungen des Kon-
zepts dazu bekannt hätte. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sehr schön!) 

Dies war aber nicht der Fall. 

(Dr. Ing. Kansy [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Der Bundespostminister konnte weder angeben, ob 
und wie viele Poststellen auf Grund des neuen Kon-
zepts möglicherweise noch geschlossen werden, 
noch zu welchen Ergebnissen und Auswirkungen 
die neue Personalbewertung und -bemessung bei 
Poststellen und Posthaltern führen wird. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Die Konfusion 
war komplett!) 

— Die Konfusion war komplett. Ich gebe Ihnen da 
völlig recht, Herr Kollege Pfeffermann. 

Insbesondere im Zusammenhang mit der Bewer-
tung und Bemessung des künftigen Status der Post-
halter waren die Einlassungen des Bundespostmini-
sters völlig unzureichend. Dies ist um so bedauerli-
cher, als gerade davon ja ganz einschneidende und 
möglicherweise auch sehr entscheidende Auswir-
kungen für die Postversorgung des flachen Landes 
ausgehen werden. Wenn beispielsweise in Kürze 30  

bis 40 fahrbare Postschalter mehr als bisher einge-
setzt werden sollen, so ist dabei sicher ein weiterer 
Abbau von 200 bis 300 Poststellen zu befürchten. So 
sind auch im Zusammenhang mit den neuen Bemes-
sungsgrundlagen die Befürchtungen nicht von der 
Hand zu weisen, die von einer Auflösung eines wei-
teren Drittels der zur Zeit vorhandenen Poststellen 
sprechen. 

Auch unsere beamtenrechtlichen Bedenken im 
Hinblick auf den Fortfall der Möglichkeit der Post-
halter, Beamter auf Widerruf zu werden, konnten 
nicht geklärt werden. Unser Antrag, zu dieser Frage 
den Innenausschuß zur Klärung zu hören und den 
nicht vollbeschäftigten Posthaltern bis zu einer ent-
sprechenden Neuregelung des Beamtenrechts den 
Status „auf Widerruf" zu belassen, wurde leider von 
der Ausschußmehrheit ohne Angabe sachlicher 
Gründe — wie ich betonen muß — abgelehnt. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Hört! Hört! — 
Broll [CDU/CSU]: Unerhört!) 

Die Argumente des Bundespostministeriums, das 
der Beamte auf Widerruf sich in einem ungünstigen 
Dienstverhältnis befinde, haben die Betroffenen sel-
ber nie geäußert. Ich hatte immer den Eindruck, daß 
den Betroffenen die bisherige Regelung lieber war 
als das, was jetzt auf sie zukommen soll. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Der Bundespostminister handelt hier im übrigen 
auch sehr inkonsequent. Denn er beteuert immer 
wieder, sogar schriftlich, daß die Posthaltertätigkeit 
eine typische Beamtentätigkeit sei; und dann han-
delt er konkret gegen seine eigene Beteuerung. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Das ist ty-
pisch für die Bundesregierung!) 

Es fragt sich also, warum er diese beamtenrechtlich 
mögliche Gestaltung der Posthaltertätigkeit partout 
abschaffen will, zumal gerade jetzt die Teilzeitbe-
schäftigung von Beamten Gestalt anzunehmen 
scheint. Dazu ist auch noch der als Ergänzung ge-
dachte fahrbare Postschalter, obwohl schon im Ein-
satz, in seiner konkreten Ausgestaltung innerbe-
trieblich immer noch nicht abschließend geklärt. 

Der CDU/CSU kann es aber nicht zugemutet wer-
den, bei den zu vagen Angaben über die Auswirkun-
gen des Konzepts quasi einer Katze im Sack zuzu-
stimmen oder gar einen Freibrief für die Zukunft zu 
erteilen. Deshalb werden wir dem Konzept nur unter 
der Voraussetzung zustimmen, daß der derzeitige 
Bestand an Poststellen im wesentlichen erhalten 
bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies bedeutet, daß die ortsfeste Amtsstelle in den 
ländlichen Bereichen tatsächlich Eckpfeiler einer 
optimalen Postversorgung sein muß und Vorrang 
vor fahrbaren Postschaltern hat. Sollten sich daher 
gravierende Änderungen abzeichnen, so ist sicher-
gestellt, daß sich der Ausschuß erneut rechtzeitig 
mit dieser Materie befassen wird. 

(Paterne [SPD]: Wer hat denn das bean-
tragt, Herr Kollege?) 
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— Herr Kollege Paterna, der Gedanke tauchte zu-
erst bei uns auf, und Sie haben sich ihm dann ange-
schlossen. 

(Lachen bei der SPD) 

Diese Vorsicht ist insbesondere im Hinblick auf 
die zur Zeit noch nicht abgeschlossene neue Perso-
nalbewertung und -bemessung der Posthalter ange-
zeigt. Denn es ist zu befürchten, daß durch die we-
sentlich härtere Bewertung des Arbeitsanfalls bei 
den Poststellen nicht nur eine Abstufungswelle ein-
tritt, sondern auch die Grundarbeitszeit von wö-
chentlich sechs Stunden vielfach nicht erreicht wer-
den wird. Deshalb ist es auch notwendig, daß die 
Post zunächst selber alles tut, um überall und vor al-
lem im ländlichen Bereich weitere Kunden zu ge-
winnen, z. B. dadurch, daß sie sich bei den Öffnungs-
zeiten im Schalterdienst den örtlich spezifischen Ge-
wohnheiten und Bedürfnissen anpaßt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Bei alledem darf auch nicht vergessen werden, daß 
die Deutsche Bundespost eine gemeinwirtschaftli-
che Verpflichtung hat, also z. B. der Prioritätenfest-
setzung des Zonenrandförderungsgesetzes und des 
Bundesraumordnungsgesetzes unterliegt. Zudem ist 
von Bund, Ländern und Gemeinden mit einem 
enorm hohen finanziellen Aufwand die Infrastruk-
tur im ländlichen Raum verbessert worden. Diese 
Maßnahmen dürfen nach Ansicht der CDU/CSU-
Fraktion durch zu rigorose Schließung von Postäm-
tern nicht unterlaufen werden. Vielmehr müssen 
diese strukturpolitischen Maßnahmen von der Post 
unterstützt werden. Deshalb muß es eben auch Ziel 
der Deutschen Bundespost bei der Postversorgung 
auf dem Lande und insbesondere im Zonenrandge-
biet sein, nicht ihre Präsenz abzubauen, sondern 
möglichst viele Poststellen zu erhalten und, wenn 
möglich, auch neue zu schaffen, dies auch, um den 
betroffenen Menschen zu helfen, sei es den Postbe-
diensteten, sei es den Kunden, die alle in diesen 
ländlichen Räumen weiter leben wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Ab-
geordnete Wuttke. 

Wuttke (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Zu den Vorwürfen des Kol-
legen Lintner kann ich mir die Antwort ersparen. 
Der Ausschußbericht wurde in vollem Einverneh-
men mit der Union verfaßt und einstimmig ange-
nommen. Man hätte sich diese Debatte eigentlich er-
sparen können. Jetzt weiß ich auch, weshalb hier 
noch einmal debattiert werden muß: Man mußte 
eben noch einmal etwas anderes sagen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie wissen, wie 
es im Ausschuß gelaufen ist! Wenn Sie nicht 
verstehen wollen, was hier gesagt wird, sa -

gen Sie es!) 

— Herr Kollege Pfeffermann, wir haben uns doch 
noch nie verstanden, draußen schon, aber hier im 
Plenum nicht; denn Sie wußten immer alles bes-
ser. 

Mit der vorliegenden Unterrichtung zur Postver-
sorgung auf dem Lande kommt die Bundesregie-
rung der Verpflichtung nach, die ihr dieses Haus mit 
Beschluß vom 16. November 1979 aufgegeben hat. 
Aus der geforderten Darlegung von Grundsätzen, 
die für den Betrieb von Poststellen maßgeblich sind, 
ist trotz der gestrafften Form der Ausarbeitung noch 
ein wenig mehr geworden. Die Deutsche Bundespost 
argumentiert auch; das haben wir im Ausschuß be-
merken müssen. Sie zeigt die Probleme ihrer Amts-
stellenorganisation aus ihrer Sicht, und ich denke, es 
ist gut und richtig, daß diese Sicht mit in die öffentli-
che Diskussion gebracht wird. Denn es ist ja nicht al-
les richtig, was populär, und nicht alles falsch, was 
nicht populär ist. 

Die Deutsche Bundespost hat wegen ihres ge-
meinwirtschaftlichen Auftrages bei ihrer Organisa-
tion Aspekte zu berücksichtigen, die eigentlich zu-
einander im Widerspruch stehen. Aus der gesetzlich 
verankerten Bedienungspflicht hat sie das Amts-
stellennetz mit den Augen des Kunden zu sehen. Sie 
muß sich daher bemühen, die Postversorgung 
gleichmäßig auszubauen und kundenfreundlich zu 
gestalten. Daß dieser Gesichtspunkt nunmehr in die 
bundesweit geltende Organisationsrichtlinie aufge-
nommen wird, ist ein nicht nur äußerlicher Fort-
schritt gegenüber der bisherigen Vorschrift, die seit 
1959 in Kraft ist. 

Zu diesem Kundenaspekt gesellt sich die betriebli-
che Problematik. Der Bundespostminister ist nach 
dem Postverwaltungsgesetz verpflichtet, die Anla-
gen der Deutschen Bundespost technisch und be-
trieblich den Anforderungen des Verkehrs entspre-
chend weiterzuentwickeln. Die Deutsche Bundes-
post hat daher ihren Betrieb umzustellen oder anzu-
passen, wenn sich äußere Bedingungen ändern. 

Es liegt nun in der Natur der Sache, daß solche Be-
triebsentwicklungen das vorhin skizzierte Kunden-
interesse tangieren können. Die Bundespost darf die 
Postversorgung nicht allein auf betriebswirtschaftli-
che Überlegungen abstellen. Daß die Deutsche Bun-
despost auch Wirtschaftlichkeit zu berücksichtigen 
hat, ist hier nicht strittig, es sei denn, wir würden uns 
andernfalls gleich auf ein Gesetz einigen, das den 
Bundesrechnungshof auflöst. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Oh, wir brau-
chen nur die Abgabenerhöhung durchzu-
führen! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wir brauchen nur die Telefonsteuer 

wieder aufzuheben!) 

Und so verschweigt die Deutsche Bundespost auch 
zu Recht diesen wirtschaftlichen Aspekt in dem vor-
liegenden Konzept nicht. Das Konzept der Bundes-
regierung, das die für den Betrieb von Poststellen 
maßgeblichen Grundsätze auch auf diese von mir 
genannten Gesichtspunkte stützt, versucht die 
schwierige Aufgabe zu lösen, diese Gegensätzlich-
keiten aus Kundeninteresse, Betriebsnotwendigkeit 
und Wirtschaftlichkeit so aufeinander abzustimmen, 
daß alle drei Kriterien gleichgewichtig zum Zuge 
kommen. Das ist ein schwieriges Unterfangen. 

Wer das vorliegende Konzept aber einmal auf-
merksam auf diese Gleichgewichtigkeit gegensätzli-
cher Prämissen abklopft, kann feststellen, daß die- 
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ses Vorhaben recht gut gelungen ist. Das gilt einmal 
für die wirtschaftliche Seite. Es wird ein Minimum 
an statistisch nachweisbarer Nachfrage nach den 
angebotenen Dienstleistungen gefordert. Wo eine 
kaum noch nennenswerte Nachfrage erheblich ko-
stengünstiger durch andere Formen als die kleine 
Poststelle 2 befriedigt werden kann, darf die Post in 
ihrer Organisationsfreiheit nicht eingeschränkt 
werden. 

Unter dem betrieblichen Blickwinkel sagt das 
Konzept, daß die Postämter und Poststellen am be-
sten dort stehen, wo sie für die Annahme, die Lei-
tung und die Zustellung der Sendungen betrieblich 
gebraucht werden. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Eine grundsätz

-

lich neue Erkenntnis!) 

Das ist zunächst ein sanfter Hinweis darauf, daß die 
Postversorgung irgendwo auch noch mit Briefen 
und Paketen zu tun hat. 

Was zwischen dem Einwurf eines Briefes in den 
gelben Kasten und der Zustellung des Briefes in die 
Wohnung des Empfängers passiert, das passiert ja 
alles auch irgendwo in Postämtern und Poststellen, 
ohne daß der organisatorische Ablauf, der dahinter-
steht, für die Öffentlichkeit sichtbar in Erscheinung 
tritt. Aber für die Post ist der Zusammenhang sicht-
bar da. Sie muß ihn eben berücksichtigen. 

Schließlich bringt die Post in dem Konzept Kun-
deninteressen selbst ins Spiel, obwohl gerade diese 
Interessen leicht mit der Betriebswirtschaft kollidie-
ren. Lassen Sie mich hierfür zwei Beispiele nen-
nen. 

Erstens. Kleine Poststellen erhalten Zeitzuschlä-
ge, die bis zu 100 % der gemessenen Arbeitsleistung 
ausmachen können. Das bedeutet, daß Poststellen 2, 
auch wenn sie nach einem Bemessungsergebnis nur 
sechs Stunden pro Woche für die Kundenbedienung 
benötigen, werktäglich dennoch zwei Studen der Öf-
fentlichkeit zur Verfügung stehen. 

Zweitens. Die Bedingungen für die Dichte des 
Amtsstellennetzes sind kundenfreundlicher gestal-
tet worden. Grundsätzlich gilt nach wie vor eine Ent-
fernung von 2 000 m bis zur nächsten Amtsstelle als 
zumutbar. Erstmals wird aber in die Postvorschrift 
die Möglichkeit aufgenommen, unter Berücksichti-
gung örtlicher Besonderheiten von einem Einzugs-
bereich auszugehen, der bei 1 500 m Wegeleistung 
endet. 

Das eröffnet die Möglichkeit zur Neueinrichtung 
von Postanstalten unter bestimmten strukturellen 
Voraussetzungen. In der zurückliegenden Diskus-
sion ist der fahrbare Postschalter oft als Grund für 
Befürchtungen über einen Kahlschlag bei den Post-
stellen angeführt worden. Auch Kollege Lintner hat 
das gesagt. Das jetzige Konzept bestätigt solche Be-
fürchtungen nicht. Hier hat die Deutsche Bundes-
post gegenüber früheren weitreichenden Überlegun-
gen eine Wende vollzogen, wie sie die SPD gefordert 
hat. 

Die Deutsche Bundespost wird beim Einsatz von 
fahrbaren Postschaltern, die, richtig eingesetzt, eine 
Bereicherung des postalischen Angebots sein kön-
nen, behutsam und auch zurückhaltend sein. Das  

gilt ganz besonders für das Zonenrandgebiet. Der 
wichtigste Grundsatz des Konzepts besagt, daß orts-
feste Postämter und Poststellen Eckpfeiler der Post-
versorgung bleiben; auch das ist schon gesagt wor-
den. Die Erwartungen, die damit für den Bestand der 
Postämter und Poststellen verbunden sind, hat der 
Postausschuß deutlich formuliert. 

Ich darf die einstimmig gefaßte Beschlußempfeh-
lung des federführenden Ausschusses für das Post-
und Fernmeldewesen zum Konzept für die künftige 
Postversorgung auf dem Lande zusammenfassend 
noch einmal in Schwerpunkten herausstellen. Sie 
enthält die aus sozialdemokratischer Sicht notwen-
digen Ergänzungen und Klarstellungen zum Kon-
zept. 

Erstens. Die Verbesserung der Infrastruktur im 
ländlichen Raum soll von der Post unterstützt wer-
den. 

Zweitens. Die ortsfeste Annahmestelle auch in 
ländlichen Bereichen soll grundsätzlich als Eckpfei-
ler einer optimalen Postversorgung erhalten blei-
ben. Soweit möglich, ist ihr der Vorrang vor fahrba-
ren Postschaltern zu geben. Die Inanspruchnahme 
ortsfester Amtsstellen soll durch stärkere Ausrich-
tung auf Kundenbedürfnisse verbessert werden. 

Drittens. Den besonderen Bedingungen im Zo-
nenrandgebiet, dem Willen des Zonenrandförde-
rungsgesetzes muß Rechnung getragen werden. Be-
sonders hier soll der dritte Absatz von Textziffer 5, 
wonach ortsfeste Amtsstellen den fahrbaren Post-
schaltern vorzuziehen sind, gelten. Eine Verbesse-
rung des Dienstleistungsangebots soll den Bestand 
der vorhandenen Amtsstellen festigen. 

Viertens. Die Einrichtung fahrbarer Postschalter 
unterliegt der Einzelfallprüfung durch das Postmini-
sterium und ist auf das geringste Maß zu beschrän-
ken. 

Fünftens. Die Zahl der derzeit vorhandenen Post-
stellen muß im wesentlichen erhalten bleiben. 

(Zuruf des Abg. Pfeffermann [CDU/CSU]) 

Sollte dies bei der Verwirklichung des Konzepts 
nicht der Fall sein, erwartet der Ausschuß entspre-
chende Korrekturen. 

Herr Pfeffermann, obwohl noch nicht Nikolaustag 
ist, haben Sie immer wieder die Gelegenheit wahr-
genommen, etwas in ihren Bart zu brabbeln, was ich 
hier leider nicht verstehe. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Warum müssen 
Sie eigentlich sozialdemokratische Forde-
rungen bei einem sozialdemokratischen 
Minister unterstreichen? Da stimmt doch 

etwas nicht!) 

— Ich unterstreiche das, weil Sie eben gegenteiliger 
Auffassung sind; das müssen Sie mir doch gestatten. 
Sie haben, obwohl es nicht notwendig war, die Gele-
genheit wahrgenommen, hier noch einmal Ihre Auf-
fassung von Anno dazumal, auch von 1979, darzule-
gen, obwohl sich vieles geändert hat. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das ist doch 
glatt die Unwahrheit, was Sie jetzt gesagt 

haben!) 

Das zeigt ja der einstimmige Beschluß. 
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Meine Damen und Herren, mit diesem Beschluß 

ist sichergestellt, daß die flächendeckende Postver-
sorgung auf dem Lande im Interesse unserer Bürger 
auch künftig gesichert ist und daß es keine Kahl-
schlagsanierung bei den ortsfesten Amtsstellen ge-
ben wird. 

Wichtig ist für uns in diesem Zusammenhang 
auch, daß mit dem vorliegenden Konzept und den 
Beschlüssen des Ausschusses keine negativen Aus-
wirkungen für die betroffenen Beschäftigten bei der 
Deutschen Bundespost verbunden sind. Ich halte 
das Konzept für eine ausgewogene Lösung eines 
nicht leichten Problems. 

Ich bitte, dem Beschlußvorschlag des Postaus-
schusses zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Merker. 

Merker (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Lintner, ich finde, Sie haben 
hier eben ein Schattenboxen veranstaltet. Sie haben 
eine Diskussion, die wir eine Zeitlang im Ausschuß 
geführt haben, hier ins Plenum getragen und haben 
dabei den Eindruck erweckt, als hätte sich in der 
Zwischenzeit nichts geändert, was falsch ist. Ich ge-
stehe Ihnen gern zu, daß ich mich bei den Ausschuß-
beratungen eine Zeitlang auch ein bißchen geärgert 
habe, als der Informationsfluß durch den Bundes-
postminister nicht ganz so gut war, wie ich mir 
das vorgestellt hatte; ich habe das auch gesagt. 
Aber, Herr Kollege Lintner, Sie sollten nicht her-
gehen — — 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Erlauben Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Pfeffer-
mann? 

Merker (FDP): Ja, sonst kriege ich meine Redezeit 
nicht voll. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Bitte schön. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Kollege Merker, Sie 
sind doch sicherlich bereit einzuräumen, daß sich 
die Ausgangssituation insofern natürlich nicht geän-
dert hat, als uns die endgültigen Auswirkungen die-
ses Konzepts in Zahlen auch bis zur Stunde nicht ge-
nannt werden konnten und wir deswegen die Siche-
rung einbauen mußten, daß wir, wenn wesentliche 
Abweichungen von dem, was in Aussicht gestellt 
wurde, erfolgen rechtzeitig informiert werden möch-
ten. Insofern haben wir immer noch ein Stückchen 
Hoffnung mit in dem Konzept. Die endgültigen Aus-
wirkungen kennen wir noch nicht; jedenfalls konn-
ten wir sie nicht endgültig genannt bekommen. 

Merker (FDP): Herr Kollege Pfeffermann, Sie ha-
ben schon wieder einen Frühstart gemacht. Hätten 
Sie nur noch zwei Minuten gewartet, hätte ich Ihnen  

die Frage auch so beantwortet. Ich habe mich doch 
noch mit dem Kollegen. Lintner beschäftigt. 

(Wuttke [SPD]: Er will als erster Senkrecht-
starter sein!) 

Sie haben so natürlich die Gelegenheit, sich, obwohl 
Sie nicht als Redner Ihrer Fraktion hier auftauchen, 
im Protokoll wiederzufinden — was ich durchaus 
verstehe. 

Ich beschäftige mich nach wie vor mit dem Kolle-
gen Lintner und komme dabei selbstverständlich 
auf das, was Sie hier gefragt haben. 

Ich hatte gerade angefangen zu sagen, daß der 
Herr Kollege Lintner hier den Eindruck erweckt 
habe, als stünden wir immer noch in der Situation 
der ersten Ausschußberatung. Damals hatten wir in 
der Tat eine Weile den Eindruck, daß die Auswirkun-
gen dieses Konzeptes noch nicht ganz zu übersehen 
seien. 

(Lintner [CDU/CSU]: Heute noch nicht!) 

— Sie haben doch hier gesagt, daß Sie die Befürch-
tung hätten, daß 200 oder 300 Poststellen abgebaut 
würden, daß die Abschaffung der Posthalterstellen 
erfolgen solle. Das sind alles Stichworte, die Sie in 
Ihrer Rede genannt haben. Warum haben Sie denn 
nicht gesagt, daß von der Bundesregierung eindeutig 
klargestellt worden ist, daß nicht beabsichtigt ist, 
daß ein Abbau der Posthalterstellen stattfindet? 
Warum haben Sie nicht gesagt, daß wir ausdrück-
lich mit dem Bundesminister vereinbart haben, 
daß dann, wenn die Zahl der fahrbaren Postschal-
ter — — 

(Lintner [CDU/CSU]: Warum hätten wir das 
vereinbaren sollen, wenn es sowieso bereits 

zugesagt war?) 

— Wir haben das doch vereinbart. Wir haben eine 
klare Vereinbarung. Wenn die Zahl der fahrbaren 
Postschalter eine bestimmte Grenze — ich glaube, 
sie liegt bei 70 — überschreitet — — 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Nichts anderes 
hat der Kollege Lintner deutlich ge-

macht!) 

— Dann sollten Sie aber hier doch nicht sagen, daß 
Sie immer noch den Wissensstand von vor vier Wo-
chen hätten, und nicht so tun, als würde der Abbau 
von ortsfesten Posthalterstellen hier proklamiert 
werden. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das hören Sie 
heraus, Herr Kollege! Das hat er nicht ge-

sagt!) 

Das Gegenteil ist doch der Fall. Wir haben doch mit 
diesem Konzept erstmals die Möglichkeit, neben be-
triebswirtschaftliche Aspekte, die bei der Einrich-
tung solcher Poststellen beachtet werden müssen, in 
Zukunft auch Gesichtspunkte der Kundendienst-
freundlichkeit zu setzen. Damit wird die Post sogar 
in die Lage versetzt — was strukturpolitisch durch-
aus erwünscht ist —, unter Umständen Versäumnis-
se, die der eine oder andere von uns hier auch mit zu 
verantworten hat — ich meine Versäumnisse im 
Zuge von kommunalen Neuordnungen —, wieder ein 
klein wenig auszubügeln. Die Post hat hier wirklich 
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Merker 
die Chance, dort, wo die Infrastruktur geringer ge

-

worden ist, mit ihren Dienstleistungen zu verbleiben 
— und das ist in den ländlichen Bereichen der Fall. 
Damit wird, nach meiner Auffassung jedenfalls, 
deutlich, daß der Postservice auf dem Lande nicht 
etwa verschlechtert, sondern verbessert wird. Des-
wegen begrüßt die FDP auch dieses Konzept. 

Vor mir hat bereits vor Jahren der Kollege Hoffie 
darauf hingewiesen, daß nach unserer Auffassung 
die Qualität des Postservices auf dem Lande nicht 
verschlechtert werden dürfe, sondern vielmehr der 
Verbesserung bedürfe. Ich glaube, die Chance dazu 
besteht mit dem Konzept, das hier jetzt vorgetragen 
worden ist. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Der fahrbare 
Postschalter ermöglicht die leichtere Wen

-

de!) 

— Herr Kollege Kansy, Sie müssen nicht immer so 
große Worte wählen. Das Wort „Wende" haben wir in 
einem völlig anderen Zusammenhang ausgespro-
chen. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Aussprechen reicht 
nicht! Tun!) 

Sie dürfen sie nicht im Zusammenhang mit dem 
fahrbaren Postschalter sehen. Aber ich will gern die-
ses Stichwort einmal aufnehmen, — 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Damit Sie wie

-

der zwei Minuten füllen können!) 

— Eben! Ich bin Ihnen so unheimlich dankbar, daß 
Sie mir die Stichworte liefern. 

Vizepräsident Dr. b. c. Leber: Herr Kollege Merker, 
keiner der Redner hat seine 15 Minuten Redezeit in 
Anspruch genommen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Merker (FDP): Ich habe dies auch nicht vor. Aber 
ich muß dem Kollegen Kansy, wenn er schon solche 
Stichworte liefert, doch darauf antworten. 

Ich bin im Gegensatz zu Ihnen, Herr Kollege Kan-
sy, nicht der Auffassung, daß diese fahrbaren Post-
schalter nun etwa Teufelswerk seien. Ich meine, daß 
man mit dem fahrbaren Postschalter sehr wohl eine 
bestimmte Qualität im Hinblick auf Kundendienst-
freundlichkeit erreichen kann; denn man kann sich 
damit sehr viel flexibler bewegen und sehr viel dich-
ter an die Wohngebiete herankommen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das wollte ich 
damit sagen: flexibler bewegen! — Pfeffer

-

mann [CDU/CSU]: Das ist zumindest keine 
neue Null-Option!) 

— Eben. Deswegen finden wir das auch alles ganz 
prima. Wir sind überhaupt nicht der Auffassung, daß 
dies alles Teufelswerk sei. Wir sind allerdings der 
Auffassung, daß dies in einen vernünftigen Rahmen, 
in ein vernünftiges Gesamtkonzept eingebaut wer-
den sollte. 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Die Briefmarke 
frei Haus!) 

Genau dies wird mit dem Konzept, das der Bundes-
minister vorgelegt hat, erreicht. 

Die FDP begrüßt deswegen nachdrücklich die 
Feststellung, daß die festen Amtsstellen zwar 
Grundpfeiler der Postversorgung bleiben sollen, daß 
aber daneben der fahrbare Postschalter überall dort 
eine Rolle spielen wird, wo der Arbeitsanfall für den 
Landzusteller zu groß ist und für die ortsfeste An-
nahmestelle eine Wochenarbeitszeit von sechs Stun-
den nicht erreicht werden kann. Dies ist, glaube ich, 
ein ganz brauchbares, ein vernünftiges Konzept. 

Größere Bürgernähe durch fahrbare Postschalter 
kann nach unserer Auffassung nur dann erreicht 
werden, wenn die Kriterien für die Einrichtung ei-
nes solchen fahrbaren Postschalters — auch darauf 
habe ich in den Ausschußsitzungen hingewiesen  — 
von  den Oberpostdirektionen mit einer ausreichen-
den Flexibilität gehandhabt werden können. 

Dieses Konzept hat alle Befürchtungen beseitigt, 
daß die Post einen Rückzug aus der Fläche plant. 
Wir finden dieses Konzept gut und stimmen ihm 
deshalb zu. 

(Beifall bei der FDP und SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 
vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 9/1070, den Bericht der 
Bundesregierung auf Drucksache 9/408 zur Kennt-
nis zu nehmen. — Ich stelle fest, es erhebt sich dage-
gen kein Widerspruch. Es ist entsprechend beschlos-
sen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Durchführung der Dritten Richtlinie des Ra-
tes der Europäischen Gemeinschaften zur Ko-
ordinierung des Gesellschaftsrechts (Ver-
schmelzungsrichtlinie- Gesetz) 
— Drucksache 9/1065 — 

Das Wort wird dazu nicht gewünscht. Der Alte-
stenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung auf Drucksache 9/1065 zur federführen-
den Beratung an den Rechtsausschuß, zur Mitbera-
tung an den Ausschuß für Wirtschaft zu überweisen. 
Ist das Haus mit den vorgeschlagenen Überweisun-
gen einverstanden? — Ich höre keinen Widerspruch. 
Es ist entsprechend beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen Bundeseigenes Gelände in 
Hannover- Langenhagen; Veräußerung einer 
insgesamt 10,89.21 ha großen Teilfläche an 

a) Die Landeshauptstadt Hannover 

und 

b) die Fa. VDO Meß- und Regeltechnik 
GmbH, Hannover 

— Drucksache 9/1071 — 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber 
Das Wort wird dazu nicht gewünscht. Der Älte-

stenrat schlägt die Überweisung des Antrages an 
den Haushaltsausschuß vor. Ist das Haus mit der 
Überweisung einverstanden? — Ich höre keinen Wi-
derspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf: 

Beratung der Sammelübersicht 24 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 9/1021 — 

Das Wort wird dazu nicht gewünscht. Wir kommen 
zur Abstimmung. Wer der Beschlußempfehlung des 
Petitionsausschusses auf Drucksache 9/1021, die in 
der Sammelübersicht 24 enthaltenen Anträge anzu-
nehmen, zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Danke sehr. Stimmt jemand dage-
gen? — Enthält sich jemand der Stimme? — Es ist 
einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Beratung der Übersicht 6 des Rechtsaus-
schusses (6. Ausschuß) über die dem Deut-
schen Bundestag zugeleiteten Streitsachen 
vor dem Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache 9/1073 — 

Dazu wird das Wort auch nicht gewünscht. Wir 
kommen zur Abstimmung. Der Rechtsausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 9/1073, von einer Äuße-
rung oder einem Verfahrensbeitritt zu den in der 
vorgenannten Drucksache aufgeführten Streitsa-
chen vor dem Bundesverfassungsgericht abzusehen. 
Ist das Haus damit einverstanden? — Ich höre kei-
nen Widerspruch. Es ist entsprechend beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 13 und 14 
auf: 

13. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 

Vorschlag für eine Entscheidung des Rates 
über ein Informationsverfahren auf dem Ge-
biet der Normen und technischen Vorschrif-
ten 
— Drucksachen 9/459, 9/1045 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Mitzscherling 

14. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Fest-
legung der grundlegenden Maßnahmen für 
den Strahlenschutz bei ärztlichen Untersu-
chungen und Behandlungen 
— Drucksachen 9/344, 9/1078 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Laufs, 
Schäfer (Offenburg) 

Das Wort wird dazu nicht gewünscht. Ich lasse 
jetzt über diese Vorlagen gemeinsam abstimmen. 
Wer den Beschlußempfehlungen der Ausschüsse auf 
den Drucksachen 9/1045 und 9/1078 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Danke sehr. Gibt es Gegenstimmen? — Keine 
Stimmenthaltungen? — Es ist entsprechend be-
schlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung angelangt. 

I  Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 3. Dezember 
1981, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 17.44 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 27. November 1981 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß Ar-
tikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung 
(BillBG) 

Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbe-
zügen in Bund und Ländern 1981 (Bundesbesoldungs- und 
-versorgungsanpassungsgesetz 1981 - BBVAnpG 81) 

Viertes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Landwirt-
schaftliche Rentenbank 

Gesetz zu dem Abkommen vom 26. Februar 1974 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung von Mauritius über den Luftverkehr 

In seiner Sitzung am 27. November 1981 hat der Bundesrat ferner 
beschlossen, dem Zweiten Gesetz zur Verbesserung der Haushalts-
struktur (2. Haushaltsstrukturgesetz - 2. HStruktG) nicht zuzu-
stimmen. Das Schreiben des Präsidenten des Bundesrates ist als 
Drucksache 9/1095 verteilt. 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 27. November 1981 
mitgeteilt, daß die Bundesregierung beschlossen hat, zum 2. Haus-
haltsstrukturgesetz die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
gemäß Artikel 77 Abs. 2 GG zu verlangen. Das Schreiben des Bun-
deskanzlers ist als Drucksache 9/1096 verteilt. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 27. November 1981 be-
schlossen, hinsichtlich der nachstehenden Gesetze zu verlangen, 
daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 GG mit dem 
Ziel der Aufhebung der Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundes-
tages einberufen wird: 

Neuntes Gesetz zur Änderung des Bundeskindergeldgeset-
zes 

Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen (Ver

-

brauchsteueränderungsgesetz 1982 - VerbStÄndG 1982) 

Die Schreiben des Präsidenten des Bundesrates sind als Druck-
sachen 9/1099 und 9/1100 verteilt. 

In seiner Sitzung am 27. November 1981 hat der Bundesrat ferner 
beschlossen, hinsichtlich der nachstehenden Gesetze zu verlangen, 
daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 GG einberu-
fen wird: 

Gesetz zur Konsolidierung der Arbeitsförderung (Arbeitsför-
derungs-Konsolidierungsgesetz - AFKG) 

Gesetz zur Ergänzung und Verbesserung der Wirksamkeit ko-
stendämpfender Maßnahmen in der Krankenversicherung 
(Kostendämpfungs-Ergänzungsgesetz - KVEG) 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur wirtschaftlichen Siche-
rung der Krankenhäuser und zur Regelung der Kranken-
hauspflegesätze (Krankenhaus-Kostendämpfungsgesetz) 

Zweites Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes. 

Die Schreiben des Präsidenten des Bundesrates sind als Druck-
sachen 9/1101, 9/1102, 9/1103 und 9/1104 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
hat mit Schreiben vom 1. Dezember 1981 mitgeteilt, daß der Aus-
schuß von der Beratung der nachstehenden EG-Vorlagen abgese-
hen hat, nachdem diese im Rat bereits verabschiedet wurden: 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Betei-
ligung des Europäischen Sozialfonds zugunsten der Arbeit-
nehmer des Textil- und Bekleidungssektors, der Wanderar-
beitnehmer, der Jugendlichen unter 25 Jahren und der 
Frauen (Drucksache 9/271) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 zur An-
wendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitneh-
mer und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- 
und abwandern (Drucksache 9/361) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 2895/77 des Rates über Maßnah-
men, bei denen ein erhöhter Beteiligungssatz des Europäi-
schen Sozialfonds angewandt wird (Drucksache 9/362) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 betreffend 
die Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Ar-
beitnehmer und deren Familien, die innerhalb der Gemein-
schaft zu- und abwandern (Drucksache 9/363) 

Anlage 3 

Ergänzende Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Fra-
gen des Abgeordneten Müller (Wesseling) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/936 Fragen 68 und 69, 62. Sit-
zung, Seite 3563 B und 3564 A): 

Ihre Fragen 

1. In Zirndorf ist ein außerordentlicher Mangel an 
Juristen zu beklagen. Darf ich fragen, was die 
Bundesregierung zu tun gedenkt, um diesen Eng-
paß zu beseitigen, damit es wieder zu einer quali-
fizierten Bearbeitung der Anträge kommen 
kann? 

und 

2. Zur Einholung von Gutachten 

beantworte ich wie folgt: 

Zur 1. Frage: 

Nach der gegenwärtig erkennbaren Entwicklung 
ist beim Bundesamt für die Anerkennung ausländi-
scher Flüchtlinge im Jahr 1981 voraussichtlich mit 
rund 40 000 neuen Asylanträgen zu rechnen. 

Zur Aufklärung der den Asylanträgen zugrunde 
liegenden Sachverhalte und Entscheidungen über 
diese rund 40 000 Asylanträge sind in dem Bereich 
„Anerkennung" des Bundesamtes gegenwärtig 92 
Beschäftigte (12 Juristen, 80 Sachbearbeiter als Vor-
prüfer und Entscheider) eingesetzt. Diese Zahl 
reicht gegenwärtig aus; insoweit besteht kein Man-
gel an Juristen. 

In anderen Aufgabenbereichen des Amtes muß 
die personelle Ausstattung mit Dauerstellen nach 
Auffassung des BMI noch weiter verbessert werden. 
Dies gilt vor allem für die erforderliche Infrastruk-
tur und — nachdem nunmehr Erfahrungen mit der 
dezentralisierten Tätigkeit der Verwaltungsgerichte 
vorliegen — für den Prozeßführungsbereich. Im Pro-

zeßführungsbereich werden 9 Juristen als Dauer-
kräfte benötigt. 

Für 1982 hat die Bundesregierung die Bewilligung 
neuer Planstellen und Stellen nicht vorgesehen. Bei 
der Aufstellung des Haushalts 1983 wird die Bundes-
regierung prüfen, in welchem Umfang ein konkreter 
Personalmehrbedarf gedeckt werden kann. 

Zur 2. Frage: 

Bisher ist die Einholung von erforderlichen Gut-
achten nicht aus finanziellen Gründen gescheitert. 

Im übrigen sind im Haushaltsentwurf 1982 Haus-
haltsmittel in Höhe von 30 000,— DM zur Einholung 
von Gutachten veranschlagt. Hiermit sollen nähere 
Informationen über Verhältnisse in Herkunftslän-
dern gewonnen werden, die weder im Bundesamt 
vorhanden sind noch im Wege der Amtshilfe von ge-
eigneten Instituten erarbeitet werden können. 

Derartige detaillierte Informationen sind von we-
sentlicher Bedeutung für die Entscheidungsfindung 
über die vorgetragenen Asylgründe. 

Die vorgesehenen Haushaltsmittel werden nach 
dem jetzigen Erkenntnisstand voraussichtlich aus-
reichen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Brück auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1089 Frage 4): 

Welche Zusammenhänge sieht die Bundesregierung zwi-
schen der Asylproblematik und außen- bzw. entwicklungspoli-
tischen Aspekten, und ist die Bundesregierung in der Tat be-
reit, wie das im Auslandskurier 10/81, Seite 6, aufgeführt wird, 
die Entwicklungshilfe für Länder, aus denen überdurch-
schnittlich viele Asylbewerber kommen, einfach zu erhöhen, 
ohne zu prüfen, auf welche sonstige Weise ein solcher Zu-
strom gesteuert bzw. vermindert werden könnte? 

Die Entwicklungspolitik hilft im Rahmen ihrer fi-
nanziellen Möglichkeiten durch strukturfördernde 
Aufbauprogramme bei der Ansiedlung von Flücht-
lingen in Entwicklungsländern. Generell trägt die 
Entwicklungshilfe durch ihre längerfristigen Pro-
gramme — insbesondere auch durch Maßnahmen 
der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und durch 
Ausbildung — zur Hebung des Lebensstandards, zur 
Stabilisierung der wirtschaftlichen Lage, zur Demo-
kratisierung und damit auch zur Minderung der 
Fluchtursachen bei. Die Entwicklungspolitik kann 
jedoch kurzfristig neben den anderweitigen direk-
ten Einwirkungsmöglichkeiten im Sinne des Be-
schlusses der Regierungschefs von Bund und Län-
dern vom 27. Juni 1980 allenfalls in sehr bescheide-
nem Umfang zur Lösung der Frage beitragen. Eine 
ungeprüfte Erhöhung der Entwicklungshilfe für 
Länder, aus denen viele Asylbewerber stammen, 
gibt es nicht. 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 69. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 2. Dezember 1981 	4049" 

Anlage 5 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Fragen 
des Abgeordneten Weirich (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1089 Fragen 5 und 6): 

Welche Vorstellung hat der Bundesforschungsminister im 
Rahmen der Sparmaßnahmen der Bundesregierung, einen 
Abbau der Steuerbegünstigung für Mineralöl bei Verwen-
dung für Forschungszwecke im Interesse der Verwaltungs-
vereinfachung und der Einsparung entsprechend den Vor-
schlägen des Bundesrechnungshofs in die Wege zu leiten? 

Warum soll eine Steuerbefreiung für Mineralöl für For-
schung und Entwicklung gewährt werden, wenn dieser Tatbe

-

stand überhaupt nicht überprüft werden kann, wie der Bun-
desrechnungshof in seinen Bemerkungen feststellt, und was 
hat der Bundesforschungsminister unternommen, um diese 
Mißstände abzubauen? 

Zu Frage 5: 

Der § 8 Abs. 6 Mineralölsteuergesetz ermächtigt 
den Bundesminister der Finanzen in besonders ge-
lagerten Einzelfällen eine Steuerbegünstigung, die 
als Steuerfreiheit oder Steuerermäßigung gewährt 
werden kann, zu Versuchszwecken zu gewähren. 
Aufgrund dieser Ermächtigung werden Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben gefördert, die zur Ver-
ringerung der Umweltbelastung durch Verbren-
nungsrückstände, zu wirtschaftlicherem und sparsa-
merem Mineralölverbrauch, zum Bau geräuschar-
mer Motoren und zur Entwicklung alternativer 
Kraftstoffe führen. Diese Vorhaben verdienen aus 
umweltpolitischen, energiepolitischen und volks-
wirtschaftlichen Gründen Unterstützung. Deshalb 
teilt der Bundesfinanzminister nicht die Auffassung 
des Bundesrechnungshofes, daß die Ermächtigung 
nach § 8 Abs. 6 Mineralölsteuergesetz entfallen kön-
ne. Der Bundesfinanzminister kann dem Bundes-
rechnungshof auch nicht darin beipflichten, daß die 
Vorschrift aus rechtlichen Gründen einschränken-
der als bisher gehandhabt werden müsse. Der er-
höhte Verwaltungsaufwand, der mit der Gewährung 
der Steuervergünstigung verbunden ist, muß nach 
Auffassung der Bundesregierung hingenommen 
werden. 

Zu Frage 6: 

Die Zollverwaltung überwacht die Unternehmen 
ständig daraufhin, ob sie das steuerfreie oder steuer-
ermäßigte Mineralöl tatsächlich zu dem vorgesehe-
nen Zweck verwenden. Dies kann regelmäßig ohne 
weiteres festgestellt werden. Schwieriger ist die 
Überwachung in den Fällen, in denen steuerfreies 
Mineralöl in einem Arbeitsgang sowohl zu dem be-
günstigten Hauptzweck als auch zu nichtbegünstig-
ten Nebenzwecken verwendet wird. Die Zollverwal-
tung wird durch besondere Auflagen auf eine Tren-
nung dieser Bereiche hinwirken und in Mißbrauchs

-

fällen die Erlaubnis zur Verwendung steuerbegün-
stigten Mineralöls widerrufen. 

Anlage 6 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Fragen 
des Abgeordneten Purps (SPD) (Drucksache 9/1089 
Fragen 8 und 9): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, in 
welcher Höhe ausgleichsberechtigte Länder im Länder-
finanzausgleich eigene Einnahme- und Steuerquellen (z. B. 

 Förderzins, sog. Bohrlochsteuer) nicht in vollem Umfang aus-
schöpfen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung eine Änderung der jetzt 
geltenden gesetzlichen Regelung des Steuerkraftausgleichs 
dahin gehend, daß nicht ausgeschöpfte Einnahme- und Steu-
erquellen als Negativsaldo bei der Berechnung des Aus-
gleichsbetrags in Ansatz gebracht werden? 

Ihre Frage nach der Höhe der von ausgleichsbe-
rechtigten Ländern im Länderfinanzausgleich nicht 
in vollem Umfang ausgeschöpften eigenen Einnah-
me- und Steuerquellen kann nur für die nichtsteuer-
lichen Einnahmen Bedeutung haben. 

Die bei weitem wichtigsten eigenen Einnahme-
quellen der Länder, nämlich ihre Steuereinnahmen, 
sind nahezu alle durch Bundesgesetz umfassend ge-
regelt und insoweit einzelstaatlicher Disposition 
entzogen, so daß eine unterschiedliche Ausschöp-
fung hier kaum möglich ist. Das gilt sowohl für die 
Länderanteile an den Gemeinschaftssteuern (Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer, Umsatzsteuer) 
wie auch für die ausschließlich den Ländern zuste-
henden Steuern. 

Der Bundesregierung liegen keine Zahlen dar-
über vor, in welcher Höhe ausgleichsberechtigte 
Länder nichtsteuerliche Einnahmen nicht in vollem 
Umfang ausschöpfen. 

Das gilt auch für den von Ihnen genannten För-
derzins. 

Eine Änderung der jetzt geltenden gesetzlichen 
Regelung des Finanzausgleichs dahingehend, daß 
nicht ausgeschöpfte Einnahmen und Steuerquellen 
als Negativsaldo bei der Berechnung des Aus-
gleichsbetrages in Ansatz gebracht werden, sollte 
nicht vorgeschlagen werden. Eine solche Änderung 
geht von einem Gestaltungsspielraum aus, der ledig-
lich bei den nichtsteuerlichen Einnahmen gegeben 
ist. Nach der Finanzverfassung ist die Einbeziehung 
ausgewählter nichtsteuerlicher Einnahmen, wie 
zum Beispiel beim Förderzins im Bundesberggesetz, 
in die Bemessungsgrundlagen des Länderfinanzaus-
gleichs durchaus möglich. Die Bundesregierung 
sieht es jedoch nicht als eine Aufgabe des bundes-
staatlichen Finanzausgleichs an, fiktive Einnahmen 
in der Form eines Negativsaldos anzurechnen. Hier 
würde der Grundsatz des Artikels 109 GG, wonach 
Bund und Länder in ihrer Haushaltswirtschaft selb-
ständig und voneinander unabhängig sind, be-
rührt. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Frage des 
Abgeordneten Nelle (CDU/CSU) (Drucksache 9/1089 
Frage 10): 

Sind der Bundesregierung, außer der geplanten Reduzie-
rung der Ausbildungsplätze bei dem bundeseigenen Stahlun-
ternehmen P + S AG in Peine um mehr als 25 v. H., weitere 
Fälle bekannt, in denen bei bundeseigenen Unternehmen 
oder Unternehmen mit Bundesbeteiligung ähnliche Ausbil-
dungsreduzierungen erwogen werden? 



4050* 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 69. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 2. Dezember 1981 

Für die Überlegungen von P + S gilt weiterhin, was 
ich Ihnen schriftlich geantwortet habe. Zu Ihrer 
Frage nach weiteren Fällen teile ich Ihnen mit, daß 
bei anderen Unternehmen Ausbildungsplatzredu-
zierungen in der von Ihnen genannten Größenord-
nung nicht bekannt sind. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Fuchs auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1089 Fragen 15 und 16): 

Was kostet ein Arbeitsloser (einschließlich der Beiträge zur 
Kranken- und Rentenversicherung) auf der Grundlage der 
durchschnittlichen Ist-Zahlen des Jahrs 1981? 

Wie hoch sind die für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ver-
anschlagten Beträge Dritter, und welche Ansätze sind dafür 
im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit in den Jahren 1981 
und 1982 vorgesehen? 

Zu Frage 15: 

Im Durchschnitt der Monate Januar bis Oktober 
1981 waren rund 1,24 Millionen Personen als Ar-
beitslose gemeldet. Gemessen an den in dieser Zeit 
geleisteten Ausgaben für Arbeitslosengeld und Ar-
beitslosenhilfe betrugen die Aufwendungen für je-
den  Arbeitslosen einschließlich der Beiträge zur 
Kranken- und Rentenversicherung 1 009,88 DM im 
Monat. Die durchschnittlichen Aufwendungen für 
einen Arbeitslosengeldempfänger betrugen in die-
sem Zeitraum rund 1 640 DM, ebenfalls einschließ-
lich der Versicherungsbeiträge. 

Zu Frage 16: 

Neben der Förderung durch die Bundesanstalt für 
Arbeit werden bestimmte Maßnahmen zur Arbeits-
beschaffung auch durch Förderungsleistungen des 
Bundes und der Länder gefördert. Hierbei handelt 
es sich um die sog. verstärkte Förderung nach § 96 
Arbeitsförderungsgesetz. Ob und in welchem Um-
fang den Trägern von Arbeitsbeschaffungsmaßnah-

men Förderungsmittel auch von anderen Institutio-
nen wie z. B. Kommunen oder Vereinen zur Verfü-
gung gestellt werden, ist mir nicht bekannt. 

Im Haushalt der Bundesanstalt werden die Förde-
rungsmittel Dritter nicht veranschlagt. Im Bundes-
haushalt — Einzelplan 11 Titelgruppe 1112 — sind 
zur verstärkten Förderung von Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen für 1981 30 Millionen DM veran-
schlagt; für 1982 sind 20 Millionen DM vorgesehen. 
Die Länder haben den jeweiligen Landesarbeitsäm-
tern für 1981 23,3 Millionen DM zur Verfügung ge-
stellt. Wie hoch dieser Betrag für 1982 sein wird, ist 
mir noch nicht bekannt. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 9/1089 
Fragen 42 und 43): 

Ist es üblich, daß die offizielle Freigabe eines Teilstücks ei-
ner Bundesautobahn durch den Bundeswirtschaftsminister 
vollzogen werden kann? 

Wer ist im allgemeinen berechtigt, die offizielle Verkehrs-
freigabe von neu fertiggestellten Bundesautobahnen oder 
dessen Teilabschnitte vorzunehmen, oder sind inzwischen die 
Verkehrsübergaben so zahlreich geworden, daß andere Mit-
glieder der Bundesregierung in Vertretung für den Bundes-
verkehrsminister bei solchen Verkehrsübergaben offiziell 
mitwirken? 

Offizielle Verkehrsfreigaben werden von der Bun-
desregierung — dem Bauherrn der Bundesfernstra-
ßen — wahrgenommen. Im Regelfall wird die Bun-
desregierung durch den Bundesverkehrsminister 
vertreten. In einzelnen Fällen wurden und werden 
Verkehrsfreigaben auch durch den Bundeskanzler, 
Mitglieder des Bundeskabinetts und Staatssekre-
täre anderer Ressorts vorgenommen. 

Im übrigen verhalten sich die Bundesländer hin-
sichtlich ihres Vertreters bei Verkehrsfreigaben ent-
sprechend. 
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